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Geopolitik als nationale Staatswissenschaft 


Zum Gegenstand: Geopolitik — Angriff und Verteidigung lesen wir 
im „Kurjer Poznanski“, Nr. 269 v. 13. 8. 1933: 
Gdingen, 10. 8. 
| „Die Verhandlungen der geopolitischen Kommission des Baltischen Instituts, die 
in Gdingen stattgefunden und über die wir bereits berichtet haben, verdienen noch 
einige Worte der Ergänzung. 

Das bei denselben berührte wissenschaftliche Problem hat eine praktisch-poli- 
tische Bedeutung — (allerdings!! D. Herausg.) —, da — wie Professor Smolenski 
aus Krakau in seinem Referate richtig hervorhob — die Geopolitiker sich heute 
in Deutschland als Angriffswaffe gegen uns betrachten — und diese Waffe gilt 
es, abzuwehren. Neben dieser Defensive ist jedoch auch eine Offensive nötig. Es 
genügt nicht, unsern Besitzstand in den Westgebieten zu verteidigen. Es muß eine 
polnische geopolitische Schule geschaffen werden, die wissenschaftlich arbeitet und 
sich der deutschen entgegenstellt. Die politische Geographie steht in Verbindung 
mit der historischen und wirtschaftlichen Geographie und mit der Anthropo- 
geographie, so daß es erforderlich ist, Themen aus allen diesen Gebieten der Reihe 
nach zu bearbeiten. 

Was das Problem des ‚Korridors‘ betrifft, so ist es abzulehnen. Es ist das 
Augenmerk darauf hinzulenken, daß gerade ein deutsches Pommerellen und Ost- 
preußen Polen vom Meere trennen und seinen natürlichen Zugang zu demselben 
versperren. Der heutige Besitzstand der Deutschen an der Ostsee ist ein Anachronis- 
mus, der mit der wirtschaftlichen Struktur des deutschen Staates unvereinbar ist. 
Diese ganze Arbeit muß ihr eigenes Preßorgan besitzen, nämlich eine besondere 
geopolitische Zeitschrift, die vom baltischen Institut herausgegeben und von einer, 
von der geopolitischen Kommission geschaffenen Redaktion geleitet wird. 

* 

In der interessanten Diskussion wurden besonders zwei Fragen aufgeworfen: 
ob man sich in der Geopolitik auf die Defensive beschränken (Prof. Romer), 
oder aber ob man zur Offensive übergehen solle (die Professoren Srokowski und 
Loth), sowie die Frage der Fähigkeit Deutschlands zur Kolonisation. 

Diese letztere Frage ist wichtig, da die Deutschen auf dieselbe ihre ständig 
wachsenden und mit dem ‚Korridor‘ in Verbindung stehenden Ansprüche stützen. 

Professor Sujkowski riet zur Bearbeitung solcher Themen aus dem Gebiete 
Deutschlands, die zeigen, daß Deutschland überhaupt kein Kolonisationsmaterial 
habe, während Dr. Jezowa eine Reihe von Beweisen dafür lieferte, daß der deutsche 
Bauer niemals ein gutes Kolonisationsmaterial gewesen sei. (Warum rief man 
ihn dann? D. Herausg.) 

37 
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In allen Fragen wurde Einmütigkeit erzielt, und man einigte sich auf das Er- 
scheinen einer geopolitischen Zeitschrift, deren Schriftleiter Professor Srokowski 


sein wird.“ 
* 


Es ist freundlich vom „Kurjer Poznanski“, daß er nun auch von polnischer 
Seite diese Bestätigung für den Wert der Geopolitik als Mittel zur politischen Volks- 
erziehung bringt, die wir von Frankreich, England und Italien wie den Sowjets 
längst besitzen. Allerdings kommt uns ein Vertreter des Außendienstes ohne geo- 
politisches Rüstzeug vor wie ein Mann im Zylinder und Gehrock, allenfalls mit 
einer Mensurpistole in der Rocktasche, der im bestrittenen Niemandsland gegen 
stahlhelmgerüstete Widersacher hinter Stacheldraht vorgeht, die sich des Besitzes 
von Handgranaten und MG. erfreuen. 

Das kann auf die Dauer nicht gut enden. Darum empfiehlt sich auch für die 
Staatsmänner Mitteleuropas und solche, die es werden wollen, vom Feinde zu 
lernen und das längst für sie bereitgeschmiedete, nach diesem polnischen Zeug- 
nis offenbar anwendenswerte geopolitische Rüstzeug zu gebrauchen oder wenigstens 
bei der Ausbildung ihres Nachwuchses zuzulassen. 

Herausgeber und Schriftleitung. 


*x*%* 
Der politische Weg Österreichs seit dem Weltkrieg 


Es ist das Eigenartige an der deutschen Geschichte, daß das Heilige Römische 
Reich Deutscher Nation so ziemlich alle seine geopolitischen Schlüsselstellungen und 
Ausfallstore über dem Streit der Dynastien verlorengehen ließ. Die Alpenpässe, die 
Rheinmündung, das Baltikum, der Sund und das Kernland zwischen den fünf gro- 
ßen Strömen Mitteleuropas wurden dem Reich in Zeiten der Schwäche systematisch 
von den Nachbarstaaten abgejagt. Das letzte dieser Gebiete ist der heutige öster- 
reichische Staat; seine endgültige Ablösung vom deutschen Kernland steht seit ıgı8 
zur Debatte und wurde dabei zum zentralen Problem der europäischen Politik 
schlechthin. 

Die Bemühungen um die Loslösung Österreichs aus dem Raum der deutschen 
Einflußsphäre sind sehr alt. Sie datieren in konkreter Gestalt bis auf Napoleon zu- 
rück, der schon damals den Boden durch freiwillige Vorarbeit Österreichs, nämlich 
durch sein Ausscheiden aus dem Deutschen Reich, bereitet fand. Metternich hat die 
Trennungspolitik zwischen dem Reich und Österreich durch Jahrzehnte planmäßig 
gefördert. Wohl war noch ein gewisser politischer Zusammenhang Österreichs mit 
den gesamtdeutschen Geschicken vorhanden. Aber die habsburgische Bürokratie hat 
derart gründlich für eine langsame kulturelle Abschnürung vom Mutterland ge- 


ie ! 
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sorgt, daß mit jeder neuheranwachsenden Generation der deutsche Einfluß in Öster- 
reich geringer wurde, um dynastischen Interessen oder sonstigen Surrogaten eines 
deutschen Nationalgefühls Platz zu machen. Den offiziellen Bruch mit der deut- 
schen Tradition in den Staatsgeschäften brachte 1866. Österreich machte damals zu- 
erst den Versuch, das Deutschtum innerhalb seiner Grenzen zu einer eigenen Nation 
zu entwickeln, die möglicherweise ähnlich dem Deutschtum in Holland oder in der 
- Schweiz oder wie die Angelsachsen der Dominien ihren eigenen Nationalismus und 
ihre eigene Kultur gestaltet hätte. Zum Glück für das Gesamtdeutschtum fällt je- 
doch die Periode der letzten großen Absplitterung zeitlich mit dem Prozeß der 
Einigung der deutschen Stämme zusammen, der kurz nach dem Schlußakt der 
staatlichen Absonderung Österreichs seine großartige Krönung in dem Werk Bis- 
marcks fand. Das Jahr 1871 hat das Deutschtum Österreichs vor sei- 
nem endgültigen Zerfall bewahrt. Am deutlichsten beweist diese Tatsache 
das Aufbegehren der Volksmeinung gegen den Plan der österreichischen Regierung, 
an Seite Frankreichs gegen Preußen-Deutschland zu Feld zu ziehen. Das öster- 
reichische Deutschtum war eben noch nicht unempfänglich geworden für die Ideen 
des Gesamtdeutschtums, und so konnte es aus der Abwehr der frankophilen Habs- 
burger-Pläne und dem Ereignis der Reichsgründung im Schloß von Versailles die 
Kraft gewinnen, die es zu seiner Erhaltung und zur Abwehr der Angriffe der 
anderen Nationen der Monarchie in den Jahrzehnten bis zum Zusammenbruch des 
Donaureiches nötig hatte. Die christlichsoziale Bewegung unter Lueger, die Begrün- 
dung des Rasseantisemitismus durch Ritter von Schönerer, der Aufstieg des deutsch- 
sozialen Gedankens in den Sudetenländern, die scharfen Abwehrkämpfe der Deut- 
schen gegen die kulturellen Forderungen der Tschechen, die großartige Neubelebung 
der Turnbewegung im völkischen Sinne Jahns, die Arbeit des deutschen Schul- 
vereins usw. waren Zeichen, daß die Deutschen Österreichs trotz der Schläge von 
1806 und 1866 ihrer alten Grenzmarkaufgabe gewachsen blieben. Das letzte große 
Ereignis, das dem Deutschtum des Österreichers die stärksten Impulse geben sollte, 
war der Weltkrieg, der für die junge österreichische Generation zum größten Er- 
lebnis des gemeinsamen Schicksals aller deutschen Stämme wurde. Das Weltkriegs- 
erlebnis und die Befreiung der österreichischen Deutschen von der Last der dreizehn 
nichtdeutschen Nationen der Donaumonarchie hat in Österreich wieder den Wunsch 
nach einer Vereinigung mit dem Mutterland aufflammen lassen. Wenn auch dieser 
Wunsch infolge des Diktats einer Übermacht nicht Wirklichkeit werden konnte, so 
beherrscht er doch bis heute die Politik Mitteleuropas, ja er hat Österreich zur 
Drehscheibe der europäischen Politik gemacht, denn aus den französischen Absichten 
einer möglichst weitgehenden Schwächung Deutschlands ist ein Staatengebilde ent- 
standen, das so ziemlich alle Fragenkomplexe der europäischen Politik infolge seiner 


geopolitischen Lage berührt. 
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Das brennendste Interesse an Österreich und an dessen sogenannter Selbständig- 
keit hat natürlich Frankreich, haben seine südöstlichen Vasallenstaaten, in erster 
Linie die Tschecho-Slowakei. Es ist für den Quai d’Orsay seit dem ersten Aufflam- 
men der „Heim-zum-Reich-Bewegung“ in Österreich selbstverständlich beschlossene 
Sache, daß die Absorbierung Österreichs vom Reich mit allen Mitteln gefördert und, 
soweit nötig, überhaupt erst geschaffen werden muß. Diese Konzeption beherrscht 
die französische Außenpolitik in allen ihren Äußerungen seit 1918, manchmal offen 
sichtbar, meistens aber in geschickt verschleierter Form und nicht selten mit den 
raffiniertesten Tarnungsmitteln arbeitend, wobei nicht einmal von der Vortäuschung 
nationaldeutscher Ziele zurückgeschreckt wird. Das trübe Kapitel der systematischen 
Absonderung Österreichs vom Reich ist jedoch nur durch die Einstellung gewisser 
österreichischer Kreise möglich geworden, die jede Gelegenheit zu einem Angriff 
gegen die großdeutsche Idee benützen und bereit sind, sich mit allem, was gegen 
Deutschland gerichtet ist, zu verbünden. In zäher, systematischer Arbeit hat sich 
diese Richtung eine Basis geschaffen, die sie beim antideutschen Ausland kreditfähig 
macht, so daß heute eine ständige Wechselwirkung zwischen Öster- 
reich und dem Feindbund bei der Durchführung der gegen 
Deutschland gerichteten Pläne erreicht ist. Das offene Hervortreten 
der reichsfeindlichen Bestrebungen in ’Wien ist jedoch eine Errungenschaft der 
jüngsten Zeit, in der 'sich die politische Orientierung Österreichs seit den ersten 
Nachkriegsjahren um 180 Grad gedreht hat. 1918 war das Zusammengehörigkeits- 
bewußtsein so stark, daß ‘es sogar in der neuen Staatsverfassung der Republik Öster- 
reichs seinen Ausdruck finden konnte. Diese Verfassung, die am ı2. November 1918 
von der provisorischen österreichischen Nationalversammlung zum Gesetz erhoben 
wurde, bestimmt im Artikel II: 

„Deutsch-Österreich ist ein Bestandteil der Deutschen Republik“ 
Damit war Deutsch-Österreich zum Bundesstaat des Deutschen Reiches proklamiert 
worden. Abgesandte Deutsch-Österreichs erschienen in der Weimarer Nationalver- 
sammlung; zwischen der Wiener Regierung und der Reichsregierung wurden Ver- 
handlungen über den Zusammenschluß der beiden Staaten eingeleitet. Die Farben 
der Weimarer Republik Schwarz-Rot-Gold :(es sind zugleich die deutschnationalen 
Farben Österreichs, die Farben der Wartburg und der Revolution von 1848) wurden 
auf deutsch-österreichische Anregung zu den Reichsfarben erklärt. Die Einigung der 
solange getrennten deutschen Stämme schien Wirklichkeit geworden zu sein. - 

Diese Entwicklung entsprach aber weder dem Konzept Frankreichs noch dem der 
Anschlußgegner in Österreich selbst, die den Untergang des Hofes nicht ver- 
schmerzen konnten und — mit dem Königsgedanken einer neuen, wenn auch ver- 
kleinerten Donaumonarchie in petto, ‘gemeinsam mit Marxisten und anderen Geg- 


nern eines starken Deutschland ihre Pläne gegen die Vereinigung Deutschland- 
Österreich durchzusetzen begannen. 
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Es ist klar, daß der Anschluß damals — in der Zeit des Zusammenbruches der 
Mittelmächte, des Siegesrausches der Entente und des Freiheitstaumels der ‚‚be- 
freiten“ Nationen der Monarchie — nur bei straffester Zusammenfassung des öster- 
reichischen Deutschtums möglich gewesen wäre, wozu der schärfste aktive Wider- 
stand gegen die imperialistischen Absichten, insbesondere der Tschechen und Süd- 
slawen, notwendig war. Eine großzügige bewaffnete Abwehr der slawischen Be- 
setzung deutsch-österreichischer Gebiete mit Berufung auf das Selbstbestimmungs- 
recht der Völker hätte eine ähnliche eindrucksvolle und erfolgreiche Demonstration 
des nationalen Lebenswillens des deutsch-österreichischen Volkes werden können, 
wie es in kleinerem Ausmaß die Abwehrkämpfe von ıgıg in Kärnten gewesen sind, 
die zur Rettung des Landes führten. 

Ansätze zu einer solchen Abwehr waren allenthalben vorhanden. Es bildeten sich 
überall Freikorps, die im Verein mit regulärem Militär den Eindringlingen ent- 
gegentreten wollten. Dieser erwachende nationale Abwehrwille behagte aber der 
provisorischen Regierung in Wien durchaus nicht. Wohl wurde in der aus 200 Ab- 
geordneten des letzten Reichstages bestehenden provisorischen Nationalversammlung 
Deutsch-Österreichs am 21. November 1919 auf sudetendeutschen Antrag hin ein ein- 
stimmiger Beschluß über die Bildung und dem Umfang des deutsch-österreichischen 
Staates auf Grund des Selbstbestimmungsrechtes gefaßt: 

„Das deutsche Volk in Österreich ist entschlossen, seine künftige staatliche Ordnung 
selbst zu bestimmen, einen selbständigen deutsch-österreichischen Staat zu bilden und 
seine Beziehungen zu den anderen Nationen durch freie Vereinbarungen mit ihnen zu 
regeln. Der deutsch-österreichische Staat beansprucht die Gebietsgewalt über das ganze 
deutsche Siedlungsgebiet, insbesondere auch in den Sudetenländern. Jeder Annexion von 
Gebieten, die von deutschen Bauern, Arbeitern und Bürgern bewohnt werden, durch 
andere Nationen wird sich der deutsch-österreichische Staat widersetzen.“ 

Dieser Widerstandswille ist aber Papier geblieben, was nicht überraschen kann, 
wenn man den in diesem Beschluß praktisch versteckten Verzicht beachtet: Deutsch- 
Österreich soll ein selbständiger Staat mit eigener Außenpolitik werden. 

Tschechen und Südslawen kümmerten sich dementsprechend wenig um solche 
Beschlüsse, die sich selbst zur Bedeutungslosigkeit verdammten. Die Tschechen 
marschierten bereits Ende November und im Laufe des Dezembers 1918 in Deutsch- 
Böhmen ein, während die Südslawen sich in der Untersteiermark und in Kärnten 
häuslich einrichteten. 

Der einsetzende bewaffnete Widerstand wurde von der damali- 
gen Wiener Regierung gründlich abgebogen. Die regulären Formationen 
pfiff der sozialdemokratische Heeresminister Dr. Deutsch zurück, die hilfeheischen- 
den Abordnungen aus den besetzten Gebieten wies der sozialdemokratische Abgeord- 
nete Dr. Bauer ab, und in der Provinz sorgten die kleinen Parteifunktionäre für die 
Einhaltung der gleichen defaitistischen Linie. So stellten sich die beiden Militär- 
kommissäre des Landes Steiermark, der deutschnationale Abgeordnete Einspinner 
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und der sozialdemokratische Abgeordnete Resel, gegenüber den in Bildung begriffe- 
nen Bauernkommandos auf den Standpunkt ‚„‚Mei Ruah will i habn“. Ja, die sozial- 
demokratische Landtagsfraktion der Steiermark drohte sogar gegen eine bewaffnete 
Aktion zur Rettung des steirischen Unterlandes mit Streiks vorzugehen! 

Ähnlich lagen die Verhältnisse im Sudetenland. Kein Wunder, daß der öster- 
reichische Staat, dessen Regierung nicht den geringsten Wert auf seine nationale 
Unantastbarkeit legte, bereits am 3. Juni 1919 die Quittung dafür vorgelegt erhielt: 
den „Friedensvertrag“ von Saint-Germain en Laye, der Deutsch-Österreich nicht nur 
der deutschen Randgebiete mit fast 4 Mill. Einwohnern beraubte, sondern auch den 
Anschluß an das Deutsche Reich verbot. 

Es bedarf wohl keiner besonderen Erwähnung, daß die damalige österreichische 
Regierung und ihre Delegation in Paris sich nicht die geringste Mühe gab, gegen- 
über den Ententemächten dem durch die Kärntner Abwehrkämpfe gewaltig auf- 
lodernden Anschlußwillen der österreichischen Bevölkerung irgendwie Ausdruck zu 
verleihen. Mit Berufung auf den von der Deutschen Nationalversammlung am 
16. Juli 1919 angenommenen Vertrag von Versailles, der im Art. 80 den Anschluß 
verbot, ließen sich diese Vertreter Österreichs erst gar nicht auf eine Diskussion der 
Anschlußfrage ein, so daß der Vertrag von St.-Germain, der im Art. 88 ebenfalls 
das Anschlußverbot enthält, anstandslos am 24. September ıgı19 ratifiziert werden 
konnte. 

Die Trennungspolitik verzeichnete damit ihren ersten Erfolg. Gleichzeitig wurde 
dadurch die kommende Front deutlich abgegrenzt: Franzosen und Tschechen Hand 
in Hand mit bestimmten österreichischen Kreisen! 

Mit den in die Friedensdiktate eingebauten Anschlußverboten hat Frankreich die 
drohende Gefahr einer Stärkung des Reiches gebannt und sich die Basis für seine 
deutschfeindliche Politik in Mitteleuropa auf lange Sicht geschaffen. 

Art. 80 des zuerst ratifizierten Vertrages von Versailles bestimmt: 

„Deutschland erkennt die Unabhängigkeit Österreichs innerhalb der durch Vertrag 
zwischen diesem Staate und den alliierten und assoziierten Hauptmächten festzusetzenden 
Grenzen an und verpflichtet sich, sie unbedingt zu achten; es erkennt an, daß 


diese Unabhängigkeit unabänderlich ist, es sei denn, daß der Rat des 
Völkerbundes einer Abänderung zustimmt.“ 


Das eigentliche Anschlußverbot spricht allerdings erst der Art. 88 des Vertrages 


von St.-Germain aus: 


„Die Unabhängigkeit Österreichs ist unabänderlich, es sei denn, daß der Rat des 
Völkerbundes einer Abänderung zustimmt. Daher übernimmt Österreich die 
Verpflichtung, sich, außer mit der Zustimmung des gedachten 
Rates, jeder Handlung zu enthalten, die mittelbar oder unmittel- 
bar oder auf irgendwelchem Wege, namentlich — bis zu seiner Zu- 
lassung als Mitglied des Völkerbundes — im Wege der Teilnahme 


an den Angelegenheiten einer anderen Macht, seine Unabhängig- 
keit gefährden könnte.“ 
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Es steht außer Zweifel, daß diese Bestimmung nur durch die nationale Passivität 
der österreichischen Regierung in der endgültigen Vertragsformulierung aufrecht- 


| erhalten blieb. Die geringste Aktivität hätte ein solches Aufflammen des Zusammen- 


gehörigkeitsgefühls mit dem Gesamtdeutschtum zur Folge haben müssen, daß Frank- 
reich niemals in der Lage gewesen wäre, den Art. 88 durchzusetzen. Überdies wäre 
die österreichische Außenpolitik durch den Vorstoß, den das Reich durch die An- 


nahme der Verfassung in der Anschlußfrage machte, u gewesen, denn Art. 61 


der Reichsverfassung bestimmt: 


„> » . Deutsch-Österreich erhält nach seinem Anschluß an das Deutsche Reich das 
Recht der Teilnahme am Reichstag mit der seiner Bevölkerung entsprechenden Stim- 
menzahl. Bis dahin haben die Vertreter Deutsch-Österreichs be- 
ratende Stimme im Reichsrat...“ 


Mit der Annahme dieses Artikels hat das Reich bereits einen Monat nach Ratifi- 
zierung des Versailler Vertrages diesen hinsichtlich des Anschlusses durch Gesetz 
durchbrochen. Deutschland verweigert vor allem die Anerkennung der Bezeichnung 
„Österreich“ und betont ausdrücklich den von der Entente verbotenen Namen 
„Deutsch-Österreich“. Weiter hält das Reich mit der Klausel „Deutsch- 
Österreich erhält nach seinem Anschluß an das Deutsche Reich...“ 
in striktem Gegensatz zu dem Anschlußverbot des Versailler Vertrages die Möglich- 
keit eines Zusammenschlusses doch offen und räumt schließlich Österreich sogar 
vor dessen Vollzug schon eine Vertretung im Reichsrat ein. 

Obwohl bis dahin noch kein Einspruch der Mächte gegen den Art. 61 der Reichs- 
verfassung erfolgt war, unterzeichnete Österreich den Staatsvertrag von St.-Germain 
am ıo. September ı919 und ratifizierte ihn am 24. September ıgı9. Mit diesem 
Tag schließt die erste Etappe des Kampfes um die großdeutsche Idee mit einer 
Niederlage der gesamtdeutschen Politik. 


* 


Trotz der Verträge und trotz der mangelnden Aktivität der Wiener Regierung 
erfaßte der großdeutsche Gedanke jedoch in der Folge immer weitere Schichten 
des österreichischen Volkes, so daß Frankreich sich genötigt sah, zur Sicherung 
seiner Politik neue Maßnahmen zu treffen. 

Am ıl. August ıg20 kam unter der Ägide Frankreichs der tschechisch-süd- 
slawische Bündnisvertrag zustande, der den Grundstein zur Kleinen Entente bildete. 
Das Ziel dieser neuen Staatengruppierung sollte die Verhinderung der Habsburger- 
Restauration und der Vereinigung Österreichs mit Deutschland sein. 

Um diese Zeit holten die Anschlußgegner in Österreich selbst zu einem neuen 
Schlag aus. Die provisorische österreichische Verfassung vom 12. November 1918, 
die Österreich den Charakter eines deutschen Bundesstaates gab, wurde dahin ge- 
ändert, daß man Österreich in acht mit weitgehenden Autonomierechten ausgestat- 
tete Bundesländer aufteilte. Man hatte die Kühnheit, den am ı. Oktober 1920 Gesetz 
gewordenen Entwurf als eine Angleichung an das Reich hinzustellen, indem man 
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geflissentlich übersah, daß Österreich in diesem Fall ja nicht mit dem Gesamt- 
reich, sondern nur mit den deutschen Gliedstaaten verglichen werden konnte, ein 
Teilstaat des Reiches aber nicht seinerseits als Bundesstaat — d.h. als Reich — 
gegliedert sein kann. Die Verfassung von 1920 spekulierte ganz richtig darauf — 
und das war ihr eigentlicher Sinn —, daß die Bundesländer sich gegen das Auf- 
gehen Österreichs im Reich, das einen österreichischen Einheitsstaat vorausgesetzt 
hätte, lebhaft zur Wehr setzen würden. 

Vorderhand.nützte jedoch dieser Riegel vor dem Anschluß wenig. Die erfolg- 
reiche Anwendung der Abstimmungswaffe in Kärnten hatte es nahegelegt, den 
Anschluß auf dieselbe Weise zu erzwingen. 

Am a4. April 1921 bekannte sich Tirol auf diese Weise mit 98,6% Mehrheit 
zum Anschluß, und am 30. Mai 1931 folgte Salzburg mit 99%. Steiermark wollte 
ebenfalls abstimmen, aber die österreichische Regierung verbot auf einen Wink der 
Mächte diese unangenehmen politischen Kundgebungen. 

Trotz der Gefügigkeit der österreichischen Regierung fand es die Entente aber 
doch für angezeigt, sich durch den Vertrag von Lana, der zwischen Österreich 
und der Tschecho-Slowakei abgeschlossen wurde, über die Friedensverträge hinaus zu 
sichern. Im wesentlichen ist dieser Vertrag ein Locarno. Gegen die großdeutsche 
Orientierung richtet sich in erster Linie eine Bestimmung, die beide Staaten ver- 
pflichtet, keine Organisationen zu dulden, soweit sie die Sicherheit des anderen Ver- 
tragsteiles gefährden. Das Abkommen wurde in Ausnützung der sich verschlechtern- 
den Wirtschaftslage Ösertreichs am 4. Februar 1922 durch eine Anleihe der 
Tschecho-Slowakei an Österreich im Betrag von 500 Millionen K& versteift. Damit 
setzte die finanzielle Eingliederung Österreichs in die französischen Pläne ein, die 
von der Regierung Seipel bereitwilligst unterstützt wurde. Seipel suchte zuerst 


Fe 


durch eine Zollunion mit Italien den Anschluß zu verhindern, beugte sich aber 


sofort nach dem Scheitern der Verhandlungen mit Italien den französischen Wün- 
schen, die in der berüchtigten Sanierung Österreichs am 22. November 1922 (Genfer 
Protokolle) ihre Verwirklichung fanden. Das Protokoll I ergänzt das politische 
Anschlußverbot des Friedensvertrages durch folgende wirtschaftliche Bestimmungen: 


EZ 


»» + - Österreich ... verpflichtet sich, gemäß dem Wortlaute des Artikels 88 des 


Vertrages von St.-Germain, seine Unabhängigkeit nicht aufzugeben. Es wird sich 


jeder Verhandlung und jeder wirtschaftlichen Bindung enthalten, 
die geeignet wäre, die Unabhängigkeit direkt oder indirekt zu be- 
einträchtigen. 


Diese Verpflichtung läßt Österreich, unter Wahrung der Bestimmungen des Vertrages 


von St.-Germain, seine Freiheit in bezug auf Zolltarife, Handels- und Finanzabkommen 
und im allgemeinen hinsichtlich aller sein Wirtschaftssystem und seine Handelsbeziehun- 
gen betreffenden Angelegenheiten. Vorausgesetzt ist jedoch, daß Österreich seine wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit nicht dadurch antastet, daß es irgendeinem Staate ein Sonder- 
system oder ausschließliche Vorteile zugesteht, die geeignet wären, diese Unabhängigkeit 
zu gefährden...“ 


Das Genfer Protokoll schließt den zweiten Abschnitt des Ringens um den An- 
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schluß mit einem vollständigen Sieg der französischen Politik, die ihr Netz von 
Machtpositionen mit allen erdenklichen Mitteln lückenlos ausgebaut hatte. 


* 


Die folgenden Jahre bringen wenig Neues auf dem Gebiet der Anschlußpolitik, 
wenn auch ihre Gegner eifrig bemüht sind, ihre Stellungen noch weiter zu befesti- 
gen. Die katastrophale Wirtschaftslage des Reiches wird von Frankreich zum ersten 
‚ Male zu einer großzügigen Donaukonföderationspropaganda benützt. 

Am 25. Januar 1924 schließt Frankreich mit der Tschecho-Slowakei einen Freund- 
schaftspakt mit sichtlicher Spitze gegen die deutschen Interessen im Donaubecken. 

Am ı4. Oktober 1925 erfolgt der Abschluß eines noch weitergehenden Militär- 
vertrages zwischen diesen beiden Staaten. 

Frankreich, das sich alle nur möglichen Sicherheiten glaubte verschafft zu haben, 
hatte aber die Dynamik des großdeutschen Zusammenhanges unterschätzt. Das neue 
Anwachsen der nationalen Bewegung in Deutschland und die deutsche Konjunktur, 


die 1927 begann, brachten die großdeutsche Idee neuerlich ins Rollen. Die fran- 


zösische Diplomatie antwortete sofort mit starken Gegenstößen im Südostraum. 
Der erste Angriff bestand diesmal im Abschluß eines neuerlichen Vertrages zwi- 
schen Frankreich und der Tschecho-Slowakei, der nur gegen ein engeres Zusammen- 
gehen Österreichs und Deutschlands gerichtet ist und in seinem wesentlichen Teil 
besagt: 

Die Tschecho-Slowakei verpflichtet sich, ihre Politik auf die Durchsetzung der Friedens- 
verträge einzustellen, d. h. den Anschluß mit allen Mitteln zu bekämpfen. Zu diesem Zweck 
wird die Leitung der tschechischen Armee auf die Dauer von 10 Jahren einer französischen 
Militärkommission übertragen. Falls die Anschlußbewegung in ein akutes Stadium tritt, hat die 
tschechische Armee das Gebiet nördlich der Linie Wien—Linz—Salzburg und die Industrie- 
zentren und militärischen Betriebe bis zur Semmering-Linie zu besetzen, während jugoslawische 
Truppen bis zur Linie Graz—Klagenfurt einzurücken hätten. 

Eine der Ursachen dieses Vertrages dürfte das Emporkommen der Heimwehr ge- 
wesen sein, die 1927/28 noch großdeutsch dachte. Die nationale Spitze des Heim- 
wehrgedankens wurde von den österreichischen Systempolitikern allerdings sehr bald 
abgebogen und in das Fahrwasser des „Österreichischen Nationalismus‘ im Sinne 
Seipels geführt. Aus dieser Einstellung heraus hat die Heimwehr die Verfassungs- 
reform vom Jahre ı929 herbeigeführt, die auf eine bedeutende Stärkung der 
Staatsgewalt abgestellt war. Damit war ein neuer Stoß gegen den Gedanken einer 
Vereinigung der beiden deutschen Staaten gelungen, denn die Stärkung der Staats- 
gewalt mußte Österreichs politisches Eigenleben fördern und die Umwandlung in 
einen Bundesstaat noch mehr erschweren. Mundgerecht gemacht hat man der Be- 
völkerung diese Reform wiederum als „Angleichung an das Reich“. Es wiederholt 
sich hier das Spiel von 1920! 

Diese Politik zeitigte schnell ihre Früchte. Frankreich war sofort bereit, den 
„Selbständigkeitswillen“ Österreichs zu unterstützen, und erließ am 21. Januar 1930 
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im Haag der Österreichischen Republik alle Kriegsschulden, also zu einer Zeit, in 
der Deutschland durch das Young-Abkommen zur Leistung unerhörter Beträge 
gezwungen wurde. 

Die Tendenz ist eindeutig: man wollte der österreichischen Bevölkerung zeigen, 
daß man gewillt ist, Österreich eine bessere Behandlung angedeihen zu lassen, so- 


lange es in keine zu enge Verbindung mit dem Reich tritt. 
* 


In die Zeit des immer häufiger offen ausgesprochenen Verzichtes auf die Erhal- 
tung des deutschen Charakters Österreichs fällt der Beginn der dritten Periode des 
Kampfes um ein einiges Deutschtum mit der Reichstagswahl vom ı/4. September 
1930. Der gigantische Aufstieg des Nationalsozialismus, aller Welt sichtbar geworden 
mit dem Einzug der 107 Braunhemden in den Deutschen Reichstag, drohte durch 
seine Auswirkungen auf Österreich das ganze Konzept der französischen Donau- 
politik zu verderben. 

Zweifelsohne unter dem Eindruck dieser Wahl und wohl auch in der stillen 
Hoffnung, daß die mobilisierten nationalen Massen eine Stütze für eine aktive 
Außenpolitik Deutschlands und Österreichs abgeben könnten, kam das Zollunions- 
projekt Schobers und Curtius’ vom ı9. März ı93ı zustande. Dieses im Wiener 
Protokoll niedergelegte Abkommen veranlaßte Frankreich nun, mit dem schwersten 
Geschütz gegen die deutsche Politik aufzufahren. Frankreich konnte das tun, denn 
der Zollunionsplan litt an Konstruktionsfehlern, die sein Schicksal schon im Mo- 
ment der Geburt besiegelten. Vor allem fehlte die machtpolitische Unterbauung für 
eine derartige Neuerung der völkerrechtlichen Verfassung Nachkriegseuropas. 
Schober und Curtius macht man nicht ohne Grund den Vorwurf, daß sie sich 
hätten darüber klar sein müssen, daß schon von der rein wirtschaftlichen Seite 
gesehen ein Bruch mit der Meistbegünstigungsklausel für die beiden schwachen 
Staaten unmöglich sein mußte, solange nicht einmal die machtpolitischen, meist 
besser fundierten Staaten des Südostens zur gleichen Lösung kamen. Überdies aber 
boten die durch Parteienkämpfe zerrissenen inneren Verhältnisse Österreichs und 
Deutschlands niemals die für ein konsequentes Durchhalten notwendige Festigkeit 
und Geschlossenheit, wozu noch kommt, daß sich gewisse, um ihre Posten besorgte 
Leute angesichts des Anschwellens der nationalsozialistischen Bewegung in Öster- 
reich nach der Septemberwahl 1930 im Reich zu politischen Geschmacklosigkeiten 
hinreißen ließen, die zwar auf heftigen Widerstand in den eigenen Reihen stießen, 
aber doch nicht ohne Einfluß auf die Öffentlichkeit blieben. Es sei bloß ein Beispiel 
zitiert, das typisch für die damalige Lage war: anläßlich der Herbstwahl 1930 er- 
klärte der christlichsoziale Nationalrat Winsauer in Lorchau bei Bregenz in einer 
Wahlrede: 


„Es ist bezeichnend für die Nationalsozialisten, daß sie Redner aus Deutschland kom- 
men lassen müssen. Ich würde mich schämen, in Deutschland in einer Wählerversamm- 
lung zu sprechen, vor einem Volk, dem ich gar nicht angehöre.“ 


\ 
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Wohl hat dem Redner tiefe Entrüstung der eigenen Parteigenossen geantwortet, 
aber angesichts des kürzlichen Versuches, anläßlich des 250-Jahrfeier der Befreiung 
Wiens von den Türken den Sieg des deutschen Reichsheeres über die türkische Be- 
lagerungsarmee als einen Sieg des Polenkönigs Sobieski hinzustellen, kam man nicht 
umhin, diese Methoden als politische Tatsachen anzuerkennen. 

Jedenfalls waren diese Stimmen eine angenehme Voraussetzung für die fran- 
zösische Politik, der schließlich Schober durch seine These „Ein Volk, zwei Staaten“ 
selbst den Boden ebnete, denn für Frankreich war es ein leichtes, aus dem Wider- 
spruch zwischen dem auf eine Einigung der beiden deutschen Staaten abzielenden 
Zollunionsprojekt und dem von Schober geprägten Schlagwort machiavellistische 
Methoden zu unterstellen und die beiden deutschen Staaten vor der internationalen 
Öffentlichkeit ins Unrecht zu setzen. 

Am 8. Mai 1931 brachte Frankreich die österreichische Kreditanstalt zu Fall, 
von der der Großteil der österreichischen Industrie abhängig war. Damit war der 
Zollunionsplan praktisch erledigt. Curtius und Schober mußten aber auch noch in 
aller Form vor dem Rat in Genf — zeitlich noch vor dem Haager Gutachten, das 
die Rechtslage klären sollte — auf die Durchführung des Zollunionsplanes ver- 
zichten, obwohl England mit einem go-Millionen-Kredit zur Verhinderung der 
französischen Erpressung eingesprungen war. 

Das Gutachten des Haager Schiedsgerichtshofes vom 5. September 1931 ist ein 
-vernichtendes Urteil über die offizielle österreichische Politik. Mit 8 gegen 7 Stim- 
men erklärte der Gerichtshof den Zollunionsplan als mit dem Genfer Sanierungs- 
protokoll unvereinbar, während er hingegen mit 8 gegen 7 Stimmen feststellte, daß 
der Zollunion nach dem Art. 88 des Vertrages von St.-Germain nichts im Wege 
stünde. Aus diesem Urteil ergibt sich die ganze Perfidie jener Sanierungspolitik 
von 1922 und ihrer Träger, die nicht davor zurückschreckte, den Franzosen frei- 
willig die für die vollständige Unterdrückung Österreichs notwendigen Ergänzungen 
zu dem Diktat von St.-Germain zu liefern. Nicht St.-Germain, sondern Genf hat 
die Zollunion unmöglich gemacht. 

Aber Frankreich begnügte sich nicht mehr mit der Abwehr der Zollunion, son- 
dern ging zum Angriff über. 

Ende August 1931 setzte die Donauföderationspropaganda mit bisher unbekannter 
Stärke ein. Zum erstenmal tauchten konkrete Pläne auf, die auf eine Einbeziehung 
Österreichs in die Kleine Entente hinzielten. Die Notrufe des dauernd vor dem 
finanziellen Zusammenbruch stehenden Österreichs an den Völkerbund und an die 
Großmächte vom August ı93ı und vom ı6. Februar 1932 boten den Franzosen 
die günstige Gelegenheit, neue Druckmittel anzuwenden, die in die Form des Tar- 
dieu-Plans gekleidet wurden. Der Tardieu-Plan kam zwar durch den Widerspruch 
der durch ihn selbst bedrohten Kleinen Entente zu Fall, aber Österreich war durch 
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das ständige Hinhalten und Unterbreiten von Gegenvorschlägen derart mürbe ge- 
worden, daß es auf der Konferenz von Lausanne im Juli 1932 glatt kapitulierte. 

Abgesehen davon, daß im Artikel 2 /IV die Bedingungen für eine frühere Rück- 
zahlung der Anleihe erst nach Abschluß der Operation festgesetzt werden, wobei 
nach Punkt 3 der Beilage II Österreich überdies noch jeder Mög- 
lichkeit genommen wurde, von dritter Seite — also etwa von 
Deutschland! — Kapital zur Rückzahlung zu beschaffen, ver- 
schlechtert das „‚Österreichische Protokoll“ das Genfer Protokoll und das Diktat von 
St.-Germain enorm durch die neue Bestimmung, daß über die Angelegenheit der 
Lausanner Anleihe der Völkerbundsrat nicht mehr einstimmig, sondern nur noch 
mit Stimmenmehrheit zu entscheiden habe. Das Deutsche Reich wird dadurch 
faktisch und rechtlich von jeder Einflußnahme auf die österreichische Politik aus- 
geschaltet. 

Aber selbst damit war Frankreich noch nicht zufrieden. Die berühmte Abstim- 
mung im österreichischen Nationalrat über Lausanne, die nach merkwürdigen 
Zwischenfällen endlich die Mehrheit von einer Stimme ergab, bot Frankreich 
immer noch zu wenig Sicherheit. Nach dem Zwischenspiel von Stresa (.—20. Sep- 
tember 1932), wo man Österreich neuerdings in die Kleine Entente drängen wollte, 
kam es daher anläßlich der Ratifikation des Lausanner Protokolles Ende des vorigen 
Jahres zu neuerlichen Pressionen, die zu einer neuen, allerdings vorsichtig ver- 
schleierten Erklärung Österreichs gegen den Anschluß führten. 

Eine überraschende Wendung der gesamten Situation brachte die Machtergreifung 
Hitlers. Die Rückwirkung des Sieges des Nationalsozialismus war derart, daß das 
österreichische Deutschtum heute als gerettet angesehen werden kann. Wenn aber 
trotzdem den durch die Verträge gegebenen Tatsachen durchaus Rechnung getragen 
wurde, weil die zielklare Politik des Reiches unter der neuen Führung eine strikt 
vertragstreue Haltung einnimmt, so war dies die erste große Enttäuschung für die 
französische Politik; denn seit der Reichstagswahl 1930 hatte sie sich den phan- 
tastischsten Vermutungen über die Auswirkungen eines nationalsozialistischen 
Sieges auf die deutsch-österreichische Politik hingegeben. 

Frankreich wollte nicht glauben, daß die Ideenwelt des Nationalsozialismus gar 
nicht erpicht auf mechanische, rein juristische Gestaltungen ist, sondern ihr Ziel in 
der Verbreitung ihres weltanschaulichen Gedankengutes über alle Deutschen dies-. 
seits und jenseits der Grenzen sieht. So ruhig und klar plötzlich die deutsche 
Politik geworden war, so nervös wurden nun die einer gemeinsamen deutschöster- 
reichischen Linie abgeneigten Kreise in Österreich selbst und ihre Helfershelfer im 
Ausland. Frankreich, dem die neuerliche Verzichterklärung auf ein deutsch-öster- 
reichisches Zusammengehen nicht genügend schien, meldete sofort nach der Rati- 
fikation neue Bedenken gegen die Begebung der Lausanner Anleihe an, die es nach 
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der Machtergreifung Hitlers am 30. Januar 1933 mit dem fadenscheinigen Hinweis 
auf eine angeblich wieder aufgetauchte Anschlußgefahr begründete. Diese Bedenken 
_ wurden allerdings nicht offen ausgesprochen. Man benützte die genugsam bekannte 
Hirtenberger Affäre (es handelte sich um eine belanglose Reparatur alter italieni- 
scher Waffen, die zu einem demütigenden Ultimatum an Österreich führte), um 
die eigentlichen Beweggründe für die Zurückhaltung in der Anleihefrage zu ver- 
‚ schleiern. Die steigende Bedrängnis Österreichs benützte Frankreich schließlich, um 
den Plan einer Neutralisierung Österreichs zu lancieren, dem man den Vorschlag, 
an Stelle des österreichischen Berufsheeres eine Miliz einzuführen, anschloß. Der 
österreichische Delegationsführer, Sektionschef Hecht vom Bundesministerium für 
_ Heerwesen, hat auch sofort auf der Genfer Abrüstungskonferenz Anfang Februar 
dieses Jahres den Gedanken der Miliz begeistert aufgegriffen und überdies im be- 
tonten Gegensatz zu Deutschland, Italien und anderen Mächten 
dem damaligen französischen Abrüstungsplan vorbehaltlos zuge- 
stimmt. Mit diesem Vorfall beginnt jene eindeutige offizielle Haltung der öster- 
reichischen Regierung, die bekanntlich bis zur Gegenwart die Geschicke der deut- 
_ schen Donaurepublik bestimmt. 

Am 4. März treten wegen eines Formfehlers bei der Abstimmung im österreichi- 
schen Nationalrat der sozialdemokratische Präsident Renner, der christlichsoziale 
Vizepräsident Ramek und der großdeutsche Vizepräsident Straffner vom Präsidium 
des Nationalrates zurück und geben damit der Regierung das Argument von der 
Selbstausschaltung des Parlamentes in die Hand. Der Ministerrat macht von der 
“ Lage sofort Gebrauch und beschließt bereits am 7. März ein generelles Versamm- 
 lungs- und Aufmarschverbot und eine Verschärfung des Presserechtes unter Be- 
_ rufung auf das kriegswirtschaftliche (!) Ermächtigungsgesetz von 1917 (!), womit 
der Reigen der politischen Notverordnungen in Österreich beginnt. Die vom Vize- 
präsidenten Straffner für den ı5. März einberufene Nationalratssitzung wird trotz 
der Verfassungsmäßigkeit von Polizei auseinandergetrieben, während Wien von 
Militär zerniert ist und in Tirol zum erstenmal die Heimwehr als Hilfspolizei ein- 
berufen wird. 

Parallel mit diesen Ereignissen geht die Entwicklung der internationalen Politik. 
Am ı6. Februar 1933 kommt der neue Pakt der Kleinen Entente zustande, der 
die fünfte Großmacht begründen soll. Sofort setzt eine wüste Hetze gegen Öster- 
_ reich ein, dem für den Fall einer Verweigerung des Anschlusses an die Kleine 
Entente gedroht wird, daß es als der Alleinschuldige am Weltkrieg verfemt wird. 
Zur selben Zeit bemüht sich Frankreich, die Besetzung der Kehler Kaserne durch 
SA. zu einer Verletzung des Friedensvertrages aufzubauschen und durch eine Inter- 
vention des französischen Botschafters de Fleurian in London am 10. März im 
Foreign Office England gegen Deutschland zu gewinnen. Trotz der ablehnenden 
Antwort Londons sucht Frankreich durch eine Beschwerde des Berliner Botschafters 
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Francois Poncet am ı5. März im Auswärtigen Amt diese Lappalie in die inter- 
nationale Diskussion zu bringen, ohne jedoch Erfolg zu haben. Während Frankreich 
sich bemüht, Deutschland die denkbar größten Schwierigkeiten zu machen, und z. B. 
am 29. April im Effektivausschuß der Abrüstungskonferenz die Anrechnung von 
38000 Mann Polizei auf die deutsche Heeresstärke durchsetzt und am 12. Juni in 
Genf ein Verbot der Arbeitsdienstpflicht erreicht, wird Österreich die Aufstellung 
einer Flugpolizeitruppe stillschweigend gewährt und die Miliz Ende August offiziell 
zugestanden. 

In Österreich geht die Innenpolitik den nun einmal eingeschlagenen Weg. Als 
Antwort auf die Verdreizehnfachung der nationalsozialistischen Stimmen gegen- 
über 1931 bei den Gemeinderatswahlen am 24. April folgt am ır. Mai ein Verbot 
sämtlicher Gemeinde- und Landtagswahlen. Am 24. Mai wird der Verfassungs- 
gerichtshof beseitigt, am 2. Juni verkündet Vaugoin die Wiedereinführung der 
alten monarchistischen Uniformen, am ı3. Juni wird der deutsche Reichstags- 
abgeordnete und Legationssekretär Habicht verhaftet und entgegen der völkerrecht- 
lichen Bestimmungen ausgewiesen, am 19. Juni erfolgt endlich das Verbot der 
Nationalsozialistischen Partei und am Tag darauf das Verbot des steirischen Heimat- 
schutzes, der von Starhemberg abgefallen war. Ungefähr um dieselbe Zeit (13. Juni) 
spricht Dollfuß auf der Weltwirtschaftskonferenz in London mit einem deutlichen 
Ausfall gegen Deutschland, während am ıı. Juni Finanzminister Buresch in Paris 
die Abschlußverhandlungen über die französische Tranche der Anleihe führt. Die 
Haltung Österreichs, die auch auf der Abrüstungskonferenz bei der Abstimmung 
über die deutschen Wehrverbände neuerlich zum Ausdruck gekommen war, indem 
sich Österreich der Stimme enthalten hatte, brachte schließlich Österreich die Be- 
gebung der Anleihe ein, wenn auch nicht mit der ursprünglichen Summe. 

Inzwischen gingen die Bestrebungen zur Eingliederung Österreichs in ein unter 
fremder Vormundschaft stehendes südöstliches Staatensystem weiter. Gegen Ende 
Juni kam aus London die Meldung, daß Polen und die Tschecho-Slowakei sich über 
einen Zollunionsplan von der Adria bis zur Ostsee unter Einschluß von Österreich und 
Ungarn geeinigt hätten. Wandte sich auch diesmal Jugoslawien dagegen mit der Be- 
gründung, daß nicht der Anschluß, sondern die Habsburger-Restauration für die 
Nachfolgestaaten Krieg bedeuten würde, so blieb doch das Faktum unwidersprochen, 
daß zwischen Frankreich und Italien eine Einigung über die Habsburger-Frage zu- 
stande gekommen sei. | 

Augenblicklich liegen die Dinge so, daß die mit großen Anstrengungen fortge- 
setzten Bemühungen um eine Eingliederung Österreichs in die Kleine Entente von 
einem gewissen Erfolg begleitet zu sein scheinen, ohne daß deswegen die italieni- 
schen Bestrebungen einer Einbeziehung Österreichs in die faschistische Südost- 
kombination zum Stillstand gekommen wären. Die seinerzeitige Absicht, Österreich 
gelegentlich des Abschlusses des Ostpaktes endgültig in das französische Bündnis- 
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system hineinzudrängen, sind angeblich von Gömbös während seines Wiener Aufent- 
haltes verhindert worden. Die Verbrüderung mit Polen anläßlich des Katholiken- 
tages und der Türkenbefreiungsfeier hat aber neuerlich in die französische Kerbe 
geschlagen, wogegen sich offenbar Starhembergs neue faschistische Linie mit ihrer 
betont italienfreundlichen Orientierung richtet. Der innerhalb der regierenden 
Kreise Österreichs ausgetragene Kampf der am Südosten interessierten Großmächte 
hat eine wesentliche Verschärfung mit der in den ersten Septemberwochen sehr 
deutlich zum Ausdruck gebrachten Ablehnung des Kabinetts Dollfuß durch die 
englische Regierung erfahren. Der Rücktritt des Bundeskanzlers Dollfuß in der 
Nacht vom 20. auf 21. September und seine Wiederbetrauung am folgenden Tage 
hat die Stagnation in der österreichischen Politik aufgehoben und den Entschei- 
dungskampf um die künftige Gruppierung im Südosten eröffnet. 

Wie sich das durch den Gegensatz Fey-Dollfuß personifizierte Kräftespiel um 
den Südosten zwischen Italien und Frankreich auf die deutsche Politik auswirken 
wird, ist eine Frage feinfühligster Beobachtung der südöstlichen Erschütterungen, 
damit rechtzeitiges vorbeugendes Handeln ermöglicht wird. 


ERNST SAMHABER: 
Das spanische Kolonialreich als Beispiel eines künstlichen Staates 


Wohl kaum ein großes Weltreich hat in der Erinnerung einen so schlechten 
- Ruf hinterlassen wie das spanische Kolonialreich in Amerika. Unwillkürlich tau- 
chen vor unserem geistigen Auge die traurigen Bilder der blutigen Niedermetzelung 
wehrloser Indianer, die rauchenden Autodafes der Inquisition und die Verarmung 
reicher und kulturell hochstehender Gebiete auf. Trotzdem hat es wohl niemals in 
der menschlichen Geschichte ein derartig gewaltiges Beispiel für den Willen zu 
einem Idealstaat gegeben — einem Idealstaat, der mit Großzügigkeit und heiliger 
- Überzeugung nur nach den Gesichtspunkten des allgemeinen Wohles aufgerichtet 

wurde. Nur: dieser Staat ist nicht organisch gewachsen, er ist vom grünen Tisch 
aus entworfen worden. Gerade deswegen muß es reizen zu untersuchen, wieso 
dieses ungeheure Gebilde, das vom hohen Norden bis in das südliche Eismeer 
£ reichte, ein so unrühmliches Ende nehmen konnte. 

Wir wissen, wie stark der Missionsgedanke an der Entdeckung Amerikas mit- 
gewirkt hat. Ohne ihn hätte Kolumbus wohl kaum die Unterstützung der Königin 
Isabella gefunden, und die Fahrt hätte aus Geldmangel unterbleiben müssen. Nach- 
dem aber ein gütiges Geschick der spanischen Krone statt des direkten Seeweges 
nach Indien einen ganzen Erdteil geschenkt hatte, setzte sofort der Kampf um 
die staatspolitische Organisation der Neuen Welt ein. Wenn Kolumbus trotz seines 
gewaltigen Erfolges gefallen ist, so geschah das nicht zum wenigsten, weil er, 


588 AUFSÄTZE Heft ı0 


fußend auf seine verbrieften Rechte, das entdeckte Land nach rein pri- 
vatwirtschaftlichen Gesichtspunkten ausbeuten wollte — ganz so, 
wie seine italienischen Landsleute die Kolonien im östlichen Mittelmeer aussaugten. 
Die Art und Weise, wie er friedliche Indianer auf sein Schiff lockte, um sie ın 
Spanien in die Sklaverei zu verkaufen, verscherzte ihm einen großen Teil der all- 
gemeinen Sympathie. Die maßgebenden spanischen Kreise, unter denen der höhere 
Klerus sehr einflußreich war, sahen eine einzigartige Gelegenheit, einen Idealstaat, 
eine weltliche-Civitas Dei zu verwirklichen, und sie haben alles getan, um diesen 
Gedanken durchzusetzen. 

Zunächst hatten sie mit den verschiedensten Widerständen zu kämpfen. Die 
stärksten gingen von Amerika selbst aus. Die ungeheuren Goldschätze hatten die 
tapfersten und energischsten, aber auch die rücksichtslosesten und rohesten Ele- 
mente der spanischen Nation in das unerschlossene Kolonialreich gelockt, Helden, 
die jeder Gefahr trotzten, die mit einer Handvoll von tollkühnen Abenteurern 
jahrhundertalte Kulturreiche eroberten, die aber kein Zeug zu Weltbeglückern in 
sich hatten. Unter Karl V. waren diese Konquistadores noch unersetzlich, ein 
Cortes mußte erst Mexiko, ein Pizarro das Inkareich erobern; aber bald setzte 
eine Gegenarbeit von Sevilla aus ein, die unter Philipp II. (1556—ı598) zur Er- 
richtung einer einzigartigen Kolonialherrschaft führte. 

Wie alles, was Philipp anfaßte, war sie großartig und genial angelegt und 
scheiterte an kleinlichem Geiz und unbesiegbarem Mißtrauen. Der Grundgedanke 
war die straffe zentralistische Zusammenfassung der Staatsgewalt im Rate von 
Indien mit dem Bischof von Sevilla an der Spitze, der Zusammenfassung des ge- 
samten überseeischen Handels in dem Hafen von Kadiz (mit vorübergehenden 
Ausnahmen) und der Erschließung des ungeheuren Erdteils durch Siedelung. Jene 
Zeit ließ gerne mit ihrer Phantasie ideale Staatsformen entwerfen. 1516 hatte 
Thomas Morus seine „Utopia“ veröffentlicht, etwa 100 Jahre später entwarf 
Campanella, bezeichnenderweise in dem von Spanien beherrschten Neapel, seinen 
„Sonnenstaat“. Derartige Gedankengänge waren den hohen und abgeklärten Be- 
amten des Indienrates nicht fern, und sie haben alles getan, um sie in Wirklich- 
keit umzusetzen. Die Sonderbeauftragten aus der spanischen Heimat waren der 
Schrecken der unbändigen Konquistadoren. Meist waren es kluge Geistliche mit 
unumschränkten Vollmachten, die im Namen des Königs auftraten und selbst einen 
Pizarro in Ketten schlagen lassen durften, wenn er den neuen Gesetzen Wider-' 
stand leisten wollte. Vor allem der Vizekönig Canete hat in den Jahren seiner 
Macht von 1555 bis 1561 rücksichtslos jede Auflehnung gegen die großzügige 
spanische Kolonialpolitik unterdrückt. 

Aber damit allein waren die Probleme nicht gelöst. Zunächst galt es, die 
Kolonien auf eine wirtschaftlich tragfähige Grundlage zu stellen. Das berührt 
vielleicht merkwürdig, wenn wir uns die Erzählungen von den ungeheuren Edel- 


en 7 


SAMHABER: DAS SPANISCHE KOLONIALREICH 589 


metallschätzen vergegenwärtigen. Das Problem lag auch mehr auf der Schaffung 
einer Landwirtschaft, die die neuen Verbrauchszentren, die Städte, die Bergwerke 
und die Armeen zu versorgen in der Lage war. Sie war nicht vorhanden. 

Die Spanier brachten die bekannten Getreidearten nach Amerika und die Vieh- 
zucht. Für die Ausrüstung ihrer Expeditionen schufen sie auf den großen Antillen 
eine sehr leistungsfähige Landwirtschaft aus dem Nichts, da die dortigen Indianer 
gewohnt waren, nur das zu ernten, was die Natur ihnen ohne Arbeitsleistung bot 
_ und was für europäische Auffassungen in keiner Weise ausreichte. Städte hat es 
wohl in Mexiko, nicht aber in Südamerika gegeben. Cajamarca und Cuzco waren 
nur Kultstätten, in die das Volk bei den großen Festen hineinströmte und wo in 
der übrigen Zeit der Hof und die Truppen wohnten, also zahlenmäßig sehr 'be- 
grenzte Bevölkerungsteile. Das Inkareich mit seiner entwickelten künstlichen Be- 
wässerung, seinem Hauptgewicht auf dem Kartoffelbau und seiner stabilen sozialen 
Struktur war nicht auf landwirtschaftliche Überschüsse eingestellt. Jetzt sollten 
sowohl für die künstlich geschaffenen Städte wie die sich rasch entwickelnden 
Minenplätze Zufuhren aus dem flachen Lande sichergestellt werden. Das setzte 
eines voraus: aus der indianischen Bevölkerung mußten landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse erpreßt werden. 

Das einfachste Mittel erschien die Sklavenarbeit, wobei die Spanier die Boden- 
bebauung in eigene Regie übernahmen. Das war das System der sogenannten 
„repartimientos“, der Aufteilung des Landes in riesige Güter an die Konquista- 
doren, wobei die Indianer als Sklaven dem Großgrundbesitzer zugewiesen wurden. 
Das spanische Mutterland hat dagegen sehr scharf Front gemacht. Der Bischof 
Las Casas (gest. 1566) setzte es durch, daß die Sklaverei der Indianer aufgehoben 
wurde, wenn er auch an ihre Stelle Neger aus Afrika einzuführen empfahl, wo 
er Zwangsarbeit als unvermeidlich ansah. Viel weiter reichten die Pläne des 
Indienrates, der eine Besiedlung mit Spaniern vorsah. Es wurde ein großartiges 
Siedlungswerk entworfen, mit modern anmutender Gesetzgebung, weitreichender 
finanzieller Unterstützung und wirtschaftlicher Förderung. Nur fehlte es an 
Menschen. Es ist bekannt, daß in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts . die 
iberische Halbinsel sich entvölkerte. Groß sind die Klagen, daß die Dörfer aus- 
sterben, die Menschen verschwinden. Die Ursache lag aber nicht in der 
Auswanderung nach Amerika, wie vielfach irrtümlicherweise angenommen 
wird, sondern in der Abwanderung in die großen Städte, wo die 
Menschen in der traurigsten sozialen Notlage an den großen Seuchen sterben. Sevilla 
wächst im ı6. und Madrid im ı7. Jahrhundert zur Großstadt mit über 100000 
Einwohnern. Dieser Verbrauch an Menschen ist zahlenmäßig viel größer als der 
der Kriege und gar der recht geringen Auswanderung über See. Dazu kam, daß 
Spanien nach den schlechten Erfahrungen der Zeit der Conquista bemüht war, 
nur die besten Elemente in die amerikanischen Kolonien zu lassen, und daher 
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die Auswanderer streng sichtete. Damit wurden gerade die beweglichsten Be- 
völkerungsteile in Spanien festgehalten. 

Unter diesen Umständen mußte wieder trotz allem Bedenken zur Indianer- 
arbeit zurückgegriffen werden. Nur in den tropischen Plantagen konnte die sehr 
kostspielige Haltung von Negersklaven auf die Dauer durchgeführt werden, eigent- 
lich hat nur der Zucker und der Tabak die hohen Kosten getragen. So wurde 
die encomienda geschaffen, eine Art von Lehnsgut, wo die Indianer zwar frei 
waren, aber bestimmte Arbeiten gegen Überlassung von Land zu verrichten hatten 
oder an der Ernte nur zu einem Teil, meist der Hälfte, beteiligt waren, während 
der spanische Herr außer dem Grund und Boden noch die Geräte, Saat und vor 
allem das Vieh zu stellen hatte. Gewiß hatte dieses System viele Unzuträglich- 
keiten, und es hätte auf die Dauer sicher zur alten Ausbeutung und Sklaverei 
geführt, wenn dem Indianer nicht eine gewaltige Organisation schützend zur 
Seite gestanden hätte, die katholische Kirche. Reichte die hervorragende spanische 
Verwaltung bis in die Indianerdörfer, wo ein Häuptling (der Kazike) gewisser- 
maßen als Obmann der Bevölkerung die Steuern einzutreiben und die Arbeitskräfte 
zu stellen hatte, so war im gleichen Dorfe sicher eine Kirche mit einem Geist- 
lichen, der seine erste Pflicht darin sah, seine anvertraute Gemeinde vor Über- 
griffen zu schützen. Es mag wohl häufig genug vorgekommen sein, daß der 
Pfarrer dem Druck des spanischen Großgrundbesitzers sich gebeugt hat, die Regel 
war es sicher nicht. Standen ihm doch zwei Wege zur Verfügung, um seinen 
Gläubigen Recht zu verschaffen, der offizielle der Klage an den Gouverneur oder 
gar den Vizekönig, was deswegen oft mißlich war, weil verwandtschaftliche oder 
gesellschaftliche Bindungen bestanden, und der andere des direkten Berichtes an 
die kirchlichen Behörden in Spanien. Das setzte den schwerfälligen Mechanismus 
des Indienrates in Bewegung; es dauerte zwar lang, bis die Entscheidung nach 
Amerika gelangte, dafür pflegte sie von einer unmißverständlichen Klarheit und 
Schärfe zu sein, und dann halfen dem Übeltäter keine Beziehungen und keine 
soziale Stellung. 

Dieses ausgeklügelte System der gegenseitigen Kontrolle und Bindung hat sich 
ausgezeichnet bewährt. Der Indianer genoß einen wirklichen Schutz, ohne daß 
ihm in der Verwaltung große Rechte eingeräumt zu werden brauchten. Die 
militärische Gewalt war neben der administrativen und der kirchlichen sehr gering, 
eigentlich herrschte in dem ungeheuren Gebiete bis auf die Grenzprovinzen, vor 
allem im südlichen Chile, absoluter Frieden, sowohl nach außen wie im Inneren. 
Daher erklärt sich auch der Schrecken, als die englischen und französischen 
Piraten mit ihrer schonungslosen Brutalität in diesen friedlichen Gebieten auf- 
tauchten. Und dennoch konnte dieses so hervorragend verwaltete Gebiet kein Staat. 


werden. Aber das lag an seinen besonderen Problemen. 
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Die Spanier brachten ein Lebensideal nach Amerika, das in keiner Weise den 
gegebenen Verhältnissen entsprach. Die Indianer der alten Kulturgebiete von 
Mexiko und der südamerikanischen Hochgebirgstäler sind eine einfache, anspruchs- 
lose Rasse, die zwar für den täglichen Bedarf gern und vergnügt arbeitet, darüber 
hinaus aber keinen Ehrgeiz entwickelt. Auch ihre Feste zeichnen sich durch eine 
abgeklärte, stille Heiterkeit aus, ohne Aufwand und Pomp, ohne Ausgelassenheit 
‚ und Verschwendung. Nach der Unterwerfung durch die Spanier kam als hervor- 
ragende Eigenschaft noch eine schweigende Traurigkeit dazu, die erst recht jeden 
Gedanken an äußerliche Freude und Prachtentfaltung ausschloß. Der Spanier kam 
damals bereits aus einer Kultur, die in der Entfaltung der Persönlichkeit, in 
großzügigem Wagen und Versuchen, in machtvollem Auftreten und weitgehender 
Verschwendung ihr Lebensideal sah. So stellen die Städte und Einrichtungen der 
spanischen Bevölkerung in Amerika, so primitiv sie dem spöttischen Besucher 
auch vorkommen mochten, einen Luxus dar, den die indianische Bevölkerung auf 
die Dauer nicht erbringen konnte. 

Vor allem konnte der Bedarf an Erzeugnissen der Handwerkskunst in keiner 
ausreichenden Weise im Lande selbst gedeckt werden, daher mußte das Haupt- 
produkt, die Edelmetallschätze, dazu verwandt werden, diese Güter aus dem 
Auslande zu beziehen. Es ist richtig, daß einflußreiche Kreise in Spanien keinen 
Wert darauf legten, daß die Kolonien ihren Bedarf im eigenen Lande befriedigten, 
da sie am Handel interessiert waren. 

Aber schließlich handelt es sich um das gleiche Problem wie heute, mehr als 
ı00 Jahre nach der Befreiung von der spanischen Herrschaft. Das Bedürfnis an 
europäischen Industriewaren besteht nur für eine zahlenmäßig kleine, wenn auch 
maßgebende Schicht, und es findet in den breiten indianischen Massen weder Ver- 
ständnis noch Widerhall. Wohl die Mehrzahl der europäischen Bevölkerung im 
spanischen Amerika wohnte in den Städten; in den Wintermonaten, bei Ruhe 
der landwirtschaftlichen Arbeiten, waren es wohl fast die gesamten Europäer. Hin- 
gegen lebte von den Indianern nur ein verschwindender Bruchteil nicht dauernd 
auf dem Lande, wenn wir von den Minenplätzen absehen. Und hier starben sie, 
wie ein Mönch von Potosi berichtet, wie die herrenlosen Tiere. Den Hauptteil der 
Stadtbevölkerung stellten die Mischlinge, die in den spanischen Häusern angestellt 
waren oder als Handwerker, Händler usw. für sie arbeiteten, von den Weißen 
waren die meisten Geistliche, Mönche und Nonnen, der Rest Beamte oder Mit- 
glieder der Großgrundbesitzerfamilien. Es gab zwar an den Indianergrenzen, wie 
in Chile oder Paraguay, viele armen Weiße, meist Soldaten, aber diese gingen 
bereits in der nächsten Generation in den Mischlingen auf, da ja nur verschwindend 
wenig weiße Frauen nach Südamerika kamen. 

Diese wurzellose städtische Bevölkerung entwickelte nun eine eifrige Nachfrage 
nach europäischen Erzeugnissen, die sie ausschließlich durch Tribute des flachen 
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Landes bezahlen konnte, das bereits die Versorgung mit Lebensmitteln durch 
Zwang und Steuern übernehmen mußte. Aus eigener Tätigkeit konnte die Stadt 
sich weder selbst versorgen, noch mit den ausländischen gewerblichen Zentren in 
Wettbewerb treten. So wird der Außenhandel die Grundlage der amerikanischen 
Städte, während das flache Land mit seiner indianischen Bevölkerung nur zu 
einem Bruchteil von dieser Art der Wirtschaft berührt wird. Der Außenhandel 
an sich war zwar zahlenmäßig aktiv und erschien dank der sagenhaften Silber- 
flotten in einem märchenhaften Strahlenschein; er lag aber auf der Kolonie wie 
ein schwerer Albdruck. Humboldt berechnet am Ausgange des ı8. Jahrhunderts 
die Ausfuhr aus den Edelmetallkolonien, also dem amerikanischen Festlande, auf 
55,5 Millionen Piaster, der eine Einfuhr im Werte von 42,7 Millionen Piaster 
gegenübersteht. Von dieser Ausfuhr sind aber nur ı7 Millionen Waren und 38,5 
Millionen Edelmetalle, die nicht auf dem Gewerbefleiß, sondern der Ausnutzung 
der indianischen Arbeitskraft ihre Entstehung verdankten. 

Die aktive Handelsbilanz verschlechtert sich sofort, wenn wir die Inseln (An- 
tillen) hinzunehmen, da diese besonders gegenüber den nordamerikanischen Ko- 
lonien der Engländer eine sehr stark passive Handelsbilanz hatten. Das erkennt 
man am besten an ihrem starken Bedarf an Edelmetallen, die das Defizit decken 
mußten. Im ı8. Jahrhundert ging mehr als zwei Drittel des von Vera Cruz ver- 
sandten Geldes nicht nach Spanien, sondern nach den Antillen. Die spanisch- 
amerikanische Landwirtschaft war also damals bereitsdem Wett- 
bewerb der nordamerikanischen unterlegen, die auf Arbeit von 
weißen Siedlern abgestellt war. Die eingeführten Waren wurden zu 
Preisen berechnet, die aus den verschiedensten Gründen ungeheuerlich hoch waren. 
Einmal war da der weite Seeweg, sodann das hohe Risiko, das nicht nur in der 
damaligen Unsicherheit der Technik, sondern vor allem in der mangelnden Sicher- 
heit gegenüber den Piraten lag, und endlich die Zölle, aus denen ein großer Teil 
der hohen Verwaltungskosten bestritten werden sollte. Wie hoch diese Zölle waren, 
ergibt sich aus einer Betrachtung des blühenden Schmugglerwesens. Bis 1713 bestand 
das absolute Monopol Spaniens im Amerikahandel, durch den Assientovertrag er- 
hielt England das Recht des sog. Permissionsschiffes — das natürlich heimlich 
immer wieder nachgefüllt wurde und der Konterbande erst das rechte System ver- 
lieh. Erst 1778 wurden verschiedene Häfen dem allgemeinen Verkehr geöffnet — 
was nach zeitgenössischen Berichten die Preise sofort ungeheuerlich fallen ließ. j 

Aber selbst die Waren, die aus Spanien eingeführt wurden, waren meist fran- 
zösischen oder englischen Ursprungs, was aus den starken Lieferungen dieser 
Länder nach Kadiz hervorgeht. Das ungeheure Werk der Abriegelung 
der Kolonien, um ihnen den Schutz vor europäischer Einfuhr 
zu gewähren, hat es nicht fertiggebracht, eine eigene Industrie 
zu erwecken. Alle Versuche aufgeklärter Beamte scheiterten nach wenigen hoff- 
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nungsvollen Anfängen. Es fehlte die Grundlage — eine geschulte, arbeitswillige 
und richtig geleitete Arbeiterbevölkerung. Es war daher ein richtiger Gedanke 


| der Jesuiten, diese Schulung mit allen Kräften vorzunehmen. Sie haben in ihren 


Missionen die Indianer an feste Arbeit gewöhnt, haben sie die europäische Kunst- 
fertigkeit zu lehren versucht. Sie allein trugen die Industrie und das Handwerk 
im spanischen Amerika. Als sie 1769 vertrieben wurden, war das der schwerste 


Schlag, den das Kolonialreich wirtschaftlich überhaupt erleiden konnte. Die großen 


Manufakturen und Plantagen verödeten, die Indianer verließen die „Reduktionen‘“ 
und kehrten in ihre primitive Landwirtschaft zurück. 

Alle Versuche Karls III. (1799— 1788), eines aufgeklärten Despoten, der sich 
in vielem neben einem Joseph II. sehen lassen kann, dem Kolonialreich ein eigenes 
wirtschaftliches Leben einzuhauchen, scheiterten einfach daran, daß auf der einen 
Seite eine breite indianische Bevölkerung der „Wirtschaft“ im europäischen Sinne 
mit ihrem Hasten und überflüssigen Luxusbedarf verständnislos gegenüberstand, 


_ und daß auf der anderen Seite dem „Staat“ mit seiner technisch hervorragenden 


Verwaltung kein Volk gegenüberstand. Der Beamte kam meist aus dem Mutter- 
lande, nicht weil die Einheimischen bewußt zurückgesetzt worden wären, wie 
nachträglich böswillig behauptet wurde, sondern weil sie einfach nicht die tech- 
nische und berufliche Vorbildung hatten. Einzelne hervorragende Beamte bildeten 
Ausnahmen. Zwischen dem in der Regel schlecht bezahlten Beamten und dem 
völlig gleichgültig beiseite stehenden Volk stand die dünne Schicht der Kreolen, 
d. h. der in Amerika Geborenen weißer (oder wenigstens überwiegend weißer) 
Abstammung. Diese sahen auf den europäischen ‚‚Hungerleider“ mit seiner Un- 
kenntnis von Land und Leuten mit der gleichen Verachtung herab, wie dieser 
auf die ungebildeten Großgrundbesitzer ohne feinere (lies europäische) Lebens- 
formen. Dieser Zwiespalt mußte sich verschärfen, sobald einmal die äußeren 
Umstände den Kreolen die Verantwortung in die Hände spielten. Die erste Ge- 
legenheit waren die englischen Angriffe auf Buenos Aires 1806 und 1807, als 
die Bevölkerung unter Liniers die Verteidigung an Stelle des unfähigen Vizekönigs 


- selbst in die Hand nahm und siegte. Die große Entscheidung fiel aber 1810, als 


Napoleon Spanien erobert hatte und in Kadiz die Cortes der treugebliebenen 
Spanier zusammentraten. Welchen Monarchen sollte das Kolonialreich anerkennen, 


_ den Bruder Napoleons oder die Regierung in Kadiz, die den gefangenen Fer- 


dinand VII. als einzigen rechtmäßigen König ansah? 

In diesem Augenblick der Entscheidung versank das künst- 
liche System der von Spanien aus geleiteten und kontrollierten 
Verwaltung, da konnte nur das „Volk“ als der Träger und Inhalt 
des Staates selbst sprechen — und an diesem Aufbruch einer 
Nation ist das juristisch so ausgeklügelte Kolonialreich zer- 


brochen. 
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Es ist bezeichnend, daß nur die weiße Bevölkerung bei dieser Entscheidung 
mitgewirkt hat. Der Kern des südamerikanischen Kolonialreiches, die Gebiete der 
alten inkaischen Indianerkultur, blieb bis zum bitteren Ende Spanien treu. Wo 
die Neger in größerer Masse eine Entscheidung geben konnte, in den Plantagen- 
gebieten des heutigen Venezuela, haben sie sich zunächst für Spanien und gegen 
die einheimischen Großgrundbesitzer ausgesprochen. An den Negerregimenteen 
ist zuerst die Herrschaft Bolivars zerbrochen. Erst später wurden sie in die revo- 
lutionäre Front durch energische Unterführer eingegliedert. Entschieden wurde 
die Unabhängigkeitsbewegung durch die großen Präriegebiete der venezolanischen 
Llanos und der argentinischen Pampa. Die freien Llaneros und die Gauchos, un- 
berührt von der spanischen Verwaltung, weder im guten noch im schlechten Sinne, 
haben letzten Endes den Sieg errungen, indem sie in den schwersten Jahren, als 
die spanischen Soldaten aus den napoleonischen Kriegen zurückkamen und die 
Sache der Freiheit in Venezuela und Chile niederwarfen, in ihren unzugänglichen 
Steppen aushielten, um dann über die Gebirge nach Chile unter San Martin und 
nach Kolumbien unter Bolivar vorzustoßen. Die geistigen Grundlagen der Er- 
hebung liegen jedoch nicht so sehr in der Französischen Revolution wie in der 
alten spanischen Selbstverwaltung der Städte, in den freien Volksversammlungen, 
den „cabildos abiertos“, der germanischen Erbschaft, die sich selbst Gesetz und 
Verfassung in den Zeiten der Not zu geben vermögen. Hier war wieder ‘der An- 
satzpunkt gegeben, organisch aus dem Volke heraus einen Staat zu schaffen — 
selbst wo es kein „Volk“ im europäischen Sinne gab, sondern nur eine zahlenmäßig 
begrenzte Schicht von Trägern europäischen Blutes und europäischer Gesinnung. 

Dieser Zwiespalt sollte noch das nächste Jahrhundert südamerikanischer Ge- 
schichte bestimmen, sollte zu dem Wechsel von theoretischer Demokratie und 
wirklicher Diktatur führen, sollte sich in immer erneuten Revolutionen Bahn 
brechen, bis die große Aufgabe gelöst war, aus den breiten Massen ein Staatsvolk 
zu machen. Dieses Problem war zu groß, als daß es Spanien trotz seiner hervor- 
ragenden Kolonialpolitik hätte lösen können. Sein Kolonialreich blieb ein künst- 
licher Staat, selbst wenn es vielleicht der idealste seiner Art gewesen ist. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


Der Bericht dieses Heftes — einer größeren Reise wegen etwas früher ab- 
. geschlossen als sonst — soll zunächst einige Sonderfragen etwas gründlicher be- 
handeln, als im allgemeinen im Rahmen dieser Berichte möglich ist. Dann aber 
muß ein wenig in den Zustand der europäischen Politik in ihren großen Zügen zu 
Beginn eines entscheidungsreichen Herbstes und Winters hineingeleuchtet werden. 
Die Lage Deutschlands im Mittelfeld des europäischen Kräftespiels ist uns dabei 
eine so selbstverständliche und immer gegenwärtige Voraussetzung, daß wir des ein- 
zelnen Hinweises gelegentlich entraten können. 

Die Sonderprobleme, die wir kurz betrachten wollen, liegen auf zwei Gebieten: 
der Verkehrspolitik und der Bodenpolitik; in sehr verschiedenen Räumen und mit 
sehr verschiedenem Anspruch auf Dauergeltung. 

Die Frage der Verteilung des vorhandenen Verkehrs zwischen Eisenbahn, Straße 
und Wasserweg ist in allen hochentwickelten Ländern zu einem brennenden Pro- 
blem geworden. Vielleicht ist es richtiger, zu sagen, daß ein altes und scheinbar 
gelöstes Problem mit der Entwicklung des Automobils von neuem offen wurde, 
Während Länder, deren Schienennetz noch kaum entwickelt ist (große Teile 
Südamerikas, Afrikas und auch Asiens), in der Lage sind, ohne große Rücksicht 
auf vorhandenes Bahnnetz ihren Verkehr zu motorisieren und heute nichts als 
Autostraßen bauen an Stellen, wo man vor zwanzig Jahren noch eine Bahn gebaut 
haben würde, stehen die Kernländer der abendländischen Zivilisation beiderseits 
des Atlantischen Ozeans immer wieder vor der Frage, wie sie das Neue fördern 
können, ohne an ihren Bahnen, diesmal in umgekehrter Richtung, den Vorgang zu 
erleben, den sie in der Mitte des vorigen Jahrhunderts bei der Schaffung des 
Schienennetzes und der Verödung der alten Landstraßen schon einmal erlebt haben. 
Dieser letzte Vorgang hat allerdings nur Europa in stärkerem Maße betroffen; in 
den Vereinigten Staaten hat es ein ausgedehntes Landstraßennetz, wie es in den 
Kernländern Europas seit dem Mittelalter bestand, niemals gegeben. Dort war die 
Bahn — vor allem in der westlichen Hälfte des Erdteils — der Straße weit voraus; 
in Europa wurde die Straße von der Bahn in den Hintergrund gedrängt. 

Die heutige Entwicklung kommt von Amerika her. Dort hat man kein Staatsbahn- 
monopol, sondern eine Mischung von Systemen, bei denen privates Eigentum mit 
staatlicher Kontrolle in ständigem Kampfe liegt. Der Staat hat in jedem Fall zu 
Beginn der Motorisierung keinen Anlaß, zugunsten eines Privatbahnmonopols auf- 
zutreten. Im Gegenteil! In vorbildlicher Weise haben Bundesstaaten und Union zu- 
sammengewirkt, um ein erstklassiges Straßennetz über den ganzen Kontinent hin- 


596 BERICHTE Heft ıo 


weg zu schaffen. Daß die Kriegs- und Nachkriegskonjunktur dem zu Hilfe ge- 
kommen ist, ist eine Sache für sich. Die Leistung bleibt anzuerkennen. 

Von allen europäischen Ländern ist England als erstes dem amerikanischen Bei- 
spiel gefolgt; es konnte auf einem bereits vorhandenen sehr dichten Straßennetz 
aufbauen. Die verkehrspolitische Lage zwischen Staat und Eisenbahnen ist dem 
amerikanischen System sehr viel ähnlicher gewesen als etwa dem der Länder mit 
staatlichem Bahnbesitz. Auch in England hat man der Motorisierung zunächst freien 
Lauf gelassen, bis man, genau wie die Vereinigten Staaten, reichlich spät erkannte, 
daß man recht erhebliche Werte des bisherigen Verkehrswesens damit aufs Spiel 
setzte und industrielle Umwandlungen damit förderte, die man weder zu hemmen 
noch zu fördern den Mut hatte. Die kleineren neutral gebliebenen Länder Europas, 
Skandinavien, die Niederlande, die Schweiz, sind im großen und ganzen dem eng- 
lischen Beispiel gefolgt. In den größeren europäischen Kontinentalmächten ist das 
Problem fast um ein Jahrzehnt verspätet aufgetreten — eine Folge der wirtschaft- 
lichen Nachkriegsverhältnisse sowohl Frankreichs wie Italiens wie Deutschlands. 
Frankreich hat teilweise Staatsbahnen, teilweise Privatbahnen mit starker, auch 
militärisch bestimmter, staatlicher Kontrolle. Die Fragen sind in Frankreich von 
militärischer Seite früher und gründlicher behandelt worden als von den zustän- 
digen Stellen der Verkehrspolitik. Die Probleme liegen ähnlich wie in England. Nur 
ist das französische Bahnnetz wesentlich dünner als das englische. Die von der 
Motorisierung bedrohten Werte sind daher zahlenmäßig geringer. 

Italien war gegenüber England und Frankreich in einer günstigeren Ausgangs- 
lage. In großen Teilen des Landes war das Bahnnetz sehr mangelhaft. Ein dichteres 
Netz besteht nur in Oberitalien; Mittelitalien hat drei Längsbahnen mit sehr mangel- 
haften Querverbindungen, Unteritalien nur die beiden Küstenstrecken (kleine Neben- 
bahnen lassen wir aus der Betrachtung weg). In weiten Teilen Italiens hat die 
Autostraße den Verkehr, den sie an sich zog, nicht dem Schienennetz weggenom- 
men, sondern noch älteren Verkehrsmitteln, wie dem Reittier. Ähnlich ist es in 
den übrigen Mittelmeerländern. Osteuropa — wenn man sich nicht scheut, diesen 
veralteten Ausdruck anzuwenden — ist in einer Lage, die sich kaum wesentlich 
von derjenigen überseeischer Kolonialländer unterscheidet. Bei der relativen Dichte 
der osteuropäischen Besiedlung ist das Schienennetz im Verhältnis kaum reicher als 
im ganzen genommen in den La-Plata-Ländern oder in den klimatisch günstigeren 
Teilen der Südafrikanischen Union. 

Deutschland — und wir schließen hier Österreich und die Tschechoslowakei an — 
ist in einer ganz besonderen Lage. Die technische Entwicklung seines Bahnwesens 
steht mindestens auf gleicher Höhe wie die des englischen und des amerikanischen; 
aber Deutschland hat als Erbe Bismarckscher Voraussicht ein Staatsbahnsystem. 
Dieses bestand bis zum Jahr ıgrg aus einigen voneinander unabhängigen Gruppen, 
die jeweils den größeren Bundesstaaten unterstanden. Eine Reichsbahn gibt es be- 
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 kanntlich erst in der Nachkriegszeit. Im Gegensatz dazu hat sich im Landstraßen- 


wesen eine Vielfalt von Instanzen gehalten, die jeden Fortschritt hemmen mußte. 
Hinzu kommt, daß die Motorisierung in Deutschland verhältnismäßig spät einsetzt, 


erst eine Reihe von Jahren nach dem Ende der Inflation. Auch Deutschland war 


auf dem besten Wege, dem amerikanischen und englischen „Vorbild“ zu folgen. 
Der Vorgang war etwas langsamer — zum Teil ein Erfolg der vorsichtig brem- 


‚senden Reichsbahn. Zu einer wirklichen Ordnung der Verhältnisse zu gelangen, war 


im Bereich des Straßenwesens ebenso unmöglich wie im Bereich des Kanalwesens, 
da hier wie dort die Berechtigungen von Reich, Ländern, Provinzen und Ge- 
meinden wirr durcheinandergingen. Es ist eine der segensreichen Möglichkeiten 
einer straffen und einheitlichen Staatsführung, daß auf diesem Gebiet Ordnung 
geschafft werden kann. Die Errichtung einer Generalinspektion des Straßenwesens 
ist ein Schritt dazu; der Plan der Reichsbahn, den Bau von Fernstraßen in die 
eigene Hand zu nehmen, ein weiterer Schritt, der nicht ohne Mut ist. Denn es ist 
schwer vorauszusagen, wie sich die Rückwirkungen auf das bestehende Verkehrs- 
netz gestalten werden. 

Wozu von geopolitischem Standpunkt einiges zu sagen ist — das ist die Linien- 
führung. Es ist reizvoll, zu beobachten, wie an dem veröffentlichten Entwurf uralte 
Linien des deutschen Verkehrs wieder sichtbar werden. Man vergleiche zu der Karte, 
die wir noch einmal bringen, Lists ersten Entwurf eines deutschen Eisenbahn- 
systems — einen genialen Wurf, der im Augenblick seines Erscheinens völlig un- 
verstanden blieb und erst nach Jahrzehnten, stückweise, zum Teil mit argen Schön- 
heitsfehlern und verzichtend auf die großdeutsche Konzeption, verwirklicht wurde. 

Der bisher veröffentlichte Plan des deutschen Autostraßennetzes sieht einige 
Linien vor, die für jeden, der mit der deutschen Geographie und Geschichte auch 
nur ein wenig vertraut ist, selbstverständlich sein müssen. Hierzu gehört als erste 
die Rheintalstrecke Köln— Basel. Sie entspricht einer Schlagader des deutschen Ver- 
kehrs seit karolingischen Zeiten. Im frühen Mittelalter ging der Hauptverkehr 
durchweg auf der linken Rheinseite. Es ist ein Zeichen deutscher Grenznot, daß die 
neue Straße von Mainz ab rechtsrheinisch geführt werden muß. Frankfurt hat den 
Verkehr in allen Formen immer wieder an sich gezogen. Auch in dem neuen Plan 
ist es Knotenpunkt. Hier mündet die Strecke durch den Hessischen Graben über 


Kassel nach Hannover und die Thüringer Querstrecke nach Leipzig und weiter nach 


- Berlin. In beiden Fällen ist die Linienführung gegeben. Ebenso steht es mit der 


Linienführung von Berlin über Hannover ins Ruhrgebiet und nach Köln. Auch sie 
folgt einer ältesten Verkehrsader. Bemerkenswert ist die südliche Ausbiegung über 
Magdeburg und den Harzrand (die befahrenste Bahnlinie geht bekanntlich weiter 
nördlich über Stendal). Die Elbe-Oder-Linie Hamburg—Berlin—Breslau mit Fort- 
setzung nach Oberschlesien gehört gleichfalls zu den gegebenen. Die Strecke Saar- 
brücken—Stuttgart—München ist eine Nachfolgerin alter Handelsstraßen bei frei- 
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lich im einzelnen anderer Linienführung. Bemerkenswert ist nun, was in dem 
ersten Entwurf entweder nicht vorgesehen ist oder besondere Probleme der Linien- 
führung aufweist. Hierzu gehört als verhältnismäßig kleines Stück die Fortsetzung 
der Linie Basel—Hannover an die großen Hafenstädte der Nordsee. Das verkehrs- 
leere Gebiet der Lüneburger Heide wird umgangen; es gibt eine Strecke Bremen — 
Hamburg—Lübeck, aber keine Strecke Hamburg— Hannover. Nur Bremen ist mit 
Hannover verbunden. Eine Verbindung von Bremen mit dem Ruhrgebiet außer auf 
dem Umweg über Hannover ist nicht vorgesehen. Noch schwerer zu verstehen ist 
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das Fehlen einer Querverbindung durch den dichtest besiedelten Teil Mitteldeutsch- 
lands, von der Linie Hannover—Harzrand—Magdeburg nach Leipzig — zumal die 
östliche Fortsetzung längs des östlichen Mittelgebirgsrandes über Dresden und Gör- 
litz nach Breslau vorgesehen ist. Nicht minder bemerkenswert ist das Fehlen der 
natürlichen Südostverbindung Frankfurt—Nürnberg—Regensburg— Passau — wie 
überhaupt die Fangorgane des Verkehrs nach außen an wichtigen Stellen fehlen. 
Eine Stichstraße Köln—Aachen ist vorgesehen; die Verbindung zur holländischen 
Grenze fehlt. Daß die dänische Landgrenze übergangen ist, kann man verstehen; 
daß Dresden nur in dem Ostwestverkehr Leipzig—Breslau zur Geltung kommen 
soll; daß die zweite große Südostlinie Berlin—Dresden—Prag ebenso wie die 
Donaustrecke fehlt, zeugt von einer stark kleindeutschen Einstellung des Planes. 
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Im Zusammenhang damit weitere Einzelheiten: auch eine Moselstraße ist nicht vor- 
gesehen — wieder ein Zeugnis für den traurigen Schwund deutscher Herrschafts- 
möglichkeit im Westen. Wäre Lothringen noch deutsch, so wäre diese Straße selbst- 
verständlich. Aber sollte nicht auch die Verbindung von Saarbrücken nach Norden, 
nicht nur über Mainz, ihre Bedeutung haben? Daß Basel und Berchtesgaden die 
einzigen Punkte der südlichen Reichsgrenze sind, die berührt werden, muß man sich 
gleichfalls klarmachen. Weder die Brennerstrecke noch das Bodenseegebiet sind be- 
rücksichtigt. Die Strecke München—Berlin — schon für die Eisenbahn ein Pro- 
blem — sucht einen Mittelweg: sie folgt bis zum Main der westlichen Schnellzugs- 
linie, um dann, ins Vogtland hinüber, der östlichen zuzustreben. Hier liegt ein 
neuer Versuch vor, die „richtige“ Nordsüdverbindung zu finden, nachdem die alte 
Linie des mittelalterlichen Verkehrs über Eger gänzlich verschollen ist. Schon die 
alte Grenze der Donaumonarchie hat die Bahn Leipzig—München auf das Fichtel- 
| gebirge hinaufgetrieben; das tschechisch gewordene Eger kann natürlich schwer in 
ein deutsches Autostraßennetz einbezogen werden. Aber vom grenzdeutschen Stand- 
punkt aus muß der Wunsch ausgesprochen werden, daß gerade die modernsten 
Formen des Verkehrs auf gefährdete Punkte Rücksicht nehmen und die Versailler 
Grenzen nicht als ewige Marken betrachten sollten. Besondere Schwierigkeiten be- 
reitet natürlich die Verbindung Ostpreußens mit Berlin, die irgendwie durch den 
polnischen Korridor geführt werden muß. — Im ganzen also wird man dem 
kühnen Entwurf noch einige Überlegung und Ausgestaltung folgen lassen müssen, 
wenn sich alle Hoffnungen, die daran geknüpft werden, erfüllen sollen. Gerade jetzt 
sind die Möglichkeiten gegeben, unter dauernder Rücksicht auf die Notwendigkeiten 
des Gesamtkörpers zu planen. Daß die Grenzgebiete besonderer eng 
bedürfen, sollte man eigentlich kaum zu sagen brauchen. 

Verkehrsfragen sind immer Fragen der Raumbeherrschung und vor allem des 
Willens dazu! Deshalb bedürfen sie stets einer besonders sorgfältigen Beobachtung 
— ob es sich nun um ein deutsches Autobahnnetz handelt oder um ferner 
liegende Fragen: wie die ständigen Bestrebungen Italiens, auf dem Weg über Donau- 
bevorzugungen eine Wiederbelebung von Triest zu erreichen; wie das Hin und Her 
der verschiedenen großräumigen Luftverkehrsunternehmungen; wie den kanadisch- 
amerikanischen St.-Lawrence-Vertrag oder den russischen Weißmeerkanal, der in 
kurzer Zeit mit den Mitteln der Zwangsarbeit erbaut worden ist (Bauherrin war 
die GPU.!), und der gesteigerten Holzausfuhr aus den Nordrayons nach Leningrad 
und Archangelsk dient. Die Holzausfuhr ist nach dem Ende der Getreideausfuhr das 
wichtigste russische Zahlungsmittel. (Für die Gesamtentwicklung der Weltpolitik 
von Bedeutung ist im übrigen die wohl unbestreitbare Tatsache, daß ein ungewöhn- 
lich günstig gesinntes Wetter den Russen eine besonders gute Ernte und damit das 
Durchkommen durch einen besonders gefährlichen „Engpaß‘“ gewährt hat. Die 
kritischen Monate sind wieder einmal überstanden.) 
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Neue Verkehrswege sind meistens Zeichen steigender Lebenskraft einer Land- 
schaft. Daß es auch die Möglichkeit raschen Verödens sehr junger Kulturland- 
schaften gibt, ist etwas, das von großen Teilen der Menschheit erst gelernt werden 
muß. Ein schr aufschlußreicher Aufsatz im Augustheft des ‚„‚Geographical Jour- 
nal“ führt den Titel „Soil erosion“. Das klingt nicht, als ob es sehr viel mit Geo- 
politik zu tun hätte. Es hat sehr viel damit zu tun. Darin wird von sachverständig- 
ster Stelle ausgeführt, welche riesigen Verwüstungen der kolonisierende Mensch 
(aber auch der Eingeborene) vor allem in ariden und halbariden Gebieten mit be- 
wegtem Relief und unregelmäßigen Niederschlägen anrichten kann, wenn er den 
Boden lockert und durch die Formen seiner Kultur (Anbau und Verkehrswege) 
den physikalischen Kräften Angriffspunkte liefert, ein oftmals sehr labiles Gleich- 
gewicht zwischen organischer und anorganischer Natur störend. Das Ergebnis ist 
kurze Ausbeutung — Raubbau weniger Jahre — und dann Verwüstung auf Jahr- 
zehnte, vielleicht auf unabsehbare Zeit. Wir sind gewohnt, auf die entwaldeten 
Mediterrangebiete als auf besondere Beispiele der Rückverwandlung einer reichen 
Landschaft in eine Kulturöde zu deuten; es wird leicht vergessen, daß ähnliche 
Vorgänge — nur noch in viel größerem Ausmaß — heute in weiten Teilen Afrikas, 
Südamerikas, aber auch der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion vor sich 
gehen. Entwicklungen, die auf lange Sicht von großer Bedeutung sein können, 
über die man aber sehr selten etwas Zusammenfassendes findet. Daher verweisen 
wir an dieser Stelle auf den obengenannten Aufsatz, weil er vielen unserer Leser 
sonst kaum bekannt würde. 

Gegenüber der Verwüstung von Zehntausenden von Quadratmeilen durch mensch- 
liche Kultur mögen politische Einzelfragen als reichlich flüchtige Gebilde erschei- 
nen. Immerhin verzeichnen wir den klugen Bericht der englischen Westindien- 
kommission als ein hübsches Beispiel britischen Verwaltungswissens. Die britischen 
Besitzungen in Westindien — bisher einzelne Kronkolonien — sollen zu einer ein- 
zigen mit dem Mittelpunkt in Sa. Lucia vereinigt werden. 

Sehr viel größere Sorgen als der englischen Regierung ihre amerikanischen‘ 
Restkolonien bereitet dem Weißen Haus der nordamerikanische Besitz oder Nicht- 
besitz auf Kuba. Man hatte geglaubt, nach der Vertreibung Machados eine ge- 
mäßigte Regierung ans Ruder gebracht zu haben, und war im Begriff, dieser 
Regierung de Cespedes recht wesentliche Konzessionen wirtschaftspolitischer Natur 
zu machen, vor allem einen recht wesentlichen Schuldennachlaß und eine recht 
beträchtliche Zuckereinfuhr zuzugestehen — als eine neue Revolution linksradikalen 
Charakters alles wieder über den Haufen warf. Es ist nicht so, daß den Vereinigten 
Staaten die Einmischung in Kuba naheläge oder angenehm wäre. Jedes militärische 
Eingreifen in einem lateinamerikanischen Staat hat unfreundliche Rückwirkungen 
in allen anderen — und man ist doch eben in den Vorbereitungen zu einer neuen 
panamerikanischen Konferenz. Man wird also keineswegs gern mit Großkampf- 
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schiffen und Flugzeugen vor Habana auftreten. Auf der anderen Seite aber steht 
zu viel amerikanisches Eigentum auf dem Spiel, als daß man sich eine halb oder 
ganz kommunistische Regierung in Kuba gefallen lassen könnte. Wir glauben also, 
_ daß es entweder sehr bald zu einer Gegenrevolution oder zu einem amerikanischen 
Eingreifen kommen wird. Immerhin bleibt Kuba wahrscheinlich auf längere Zeit 
ein Sorgenherd für die Vereinigten Staaten — und eine Ablenkung sowohl von 
‚eigenen inneren Nöten wie von den großen asiatisch-pazifischen und europäisch- 
atlantischen Auseinandersetzungen. 

Gegenüber der pazifischen Seite mag hier nur die Rückwirkung der pazifischen 
Entwicklung auf die europäisch-atlantische Welt hervorgekehrt werden. Japan hat 
praktisch die Flottenabkommen aufgehoben; Japan liefert allen anderen großen 
Mächten sowohl Grund wie Vorwand, nicht abzurüsten; ohne Zweifel bewirkt das 
japanische Vorgehen in Ostasien rückwirkend eine starke Verschlechterung der Aus- 
sichten aller Entwaffneten auch in Mitteleuropa... 

Die „Abrüstung“ ist um keinen Schritt vorwärtsgekommen. Im Gegenteil: die 
englische Regierung, die noch als einzige eine gewisse Neigung wenigstens zu theo- 
retischer Abrüstung bekundete, tut in allen Richtungen Schritte zurück. „Police 
bombing“ wird wieder für nützlich erklärt, und in der Frage „Kontrolle vor Ab- 
rüstung“ hat man den Franzosen weithin nachgegeben. Das ist wenig erfreulich — 
und kann (im Zusammenhang mit der wesentlich veränderten Haltung der Sowjet- 
union, die für die Grenzsicherung der Ostpakte mit mancherlei Münze bezahlt) 
zu recht schwierigen Lagen im Komitee der Abrüstungskonferenz führen und auf 
dieser selbst, falls sie noch einmal zusammentritt. Auch der Südosten bedarf be- 
sonderer Beobachtung: Johann Sobieski zieht in recht auffälligen Formen zur Ret- 
tung Wiens aus. (Man kann nicht überall lesen, daß es ein deutsches Reichsheer 
war, das Wien vor 250 Jahren vor den Türken gerettet hat, und daß der Polen- 
könig Sobieski sich zwar sehr ehrenhaft geschlagen hat, aber doch kam, als das 
Wesentliche schon entschieden war!) Daß der Kardinalerzbischof von Paris, Ver- 
dier, den „Deutschen“ Katholikentag in Wien besucht, ist auch des Festhaltens 
wert. Und dergleichen Symptome gibt es mehr. Der Badestrand von Riccione sei 
auch nicht vergessen. Einzelheiten — gewiß, aber nicht unwesentlich. In den ganz 
großen Zusammenhängen hat sich freilich wenig geändert. Frankreich und Italien 
können sich nach wie vor weder über das Mittelmeer noch über den Donauraum 
einigen; England und Amerika kämpfen noch immer den verbissenen Kampf um 
die Stabilisierung von Dollar und Pfund. Die Weltwirtschaftskonferenz ist ver- 


_  gessen... 
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KARL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Zur Gesamtgeopolitik des indopazifischen Raumes haben im aus- 
klingenden Sommer 1933 die Franzosen Andr€ Dubosq und Maurice Pernot 
das Wesentlichste von Dauerwert geschrieben, soweit es in Tageszeitungen erschien 
(„Temps“, 2. und 27. 7. 33; „Journal des Debats“, 5. 8. 33: „L’Asie qui point”; 
„Au delä des Relations &conomiques nippo-americaines“; „Les Troubles de I’Inde“). 

Das unsicherste Suchlicht stieg zu Banff (Kanada, Pazifische Tagung) aus dem 
Munde des greisen, von der Zeit überholten japanischen Nationalisten Nitobe 
empor, als er einen Japan-Sowjet-Krieg in naher Zeit für unausbleiblich erklärte. 

Großkatzen, wie Panther oder Tiger, die sich eingekreist fühlen oder glauben 
(ins Eck getrieben, ‚cornered“), pflegen nicht anzukündigen, wen sie zuerst an- 
springen; reißen auch meist nicht den am weitesten entfernten, in Raum und Zeit 
am langsamsten zu überwindenden unter den vermeintlichen Gegnern. Man ist sich 
im werdenden westpazifischen Weltreich doch ganz im klaren darüber, welche 
ungeheure Gefahr für seinen Fortbestand eine gleichzeitige Auseinandersetzung mit 
chinesischem Kommunismus und Nationalismus, mit einem ums Leben fechtenden 
Bolschewismus und den angelsächsischen, in Banff von beiden ostasiatischen Mäch- 
ten so sehr umworbenen ‚Freunden“ wäre. Aber man glaubt mit der nach und nach 
erworbenen Volksseelenkenntnis des gewiegten, schon öfters geblufften Spielers, 
daß ein so gefährliches Zusammenspiel schon wegen der dynamischen, wegen der 
Raum- und Strukturverschiedenheiten, der im tiefsten abweichenden Volksseelen- 
stimmung (Mentalität) dieser Gegner nicht zustande kommen werde. Man glaubt, 
ihnen rechtzeitig, vielleicht nach Einzelauseinandersetzungen, eine großasia- 
tische Notgemeinschaft entgegenstellen zu können, oder doch über die Roh- 
stoffe eines so großen Raumes, die aktive Abwehrkraft von mindestens 70 Millio- 
nen, die passive von weiteren 50 verfügen zu können, daß man sich in Japan selbst 
einer Anaconda-Bewegung durch mehrere Mächte gewachsen fühlt. | 

Welche Verstärkungen für diesen Fall gegen ein Erdrücktwerden im Stil von 
ı9ı9 eingebaut werden könnten, läßt etwa eine Rundtischaussprache erkennen, wie 
sie von der Dai Nippon Yubenkai mit Hilfe der Zeitschrift „Fuji“ am 27.7. 
in Tokio veranstaltet worden war, natürlich nur für die Verwirklichung eines unter 
Japans Führung geeinigten Großasien „zum Schutz des Friedens für Asien und 
die Welt.“ 

Manche gute Köpfe aus Manchukuo, China, Indien, der Ankara-Türkei, aus 
Afghanistan, Siam, Annam, den Philippinen, den Südsee-Inseln und Japan waren 
dabei: so den Umkreis „eines schöneren und friedevollen Asiens“ — wie Kohei 
Hyashi vom „Fuji“ sagte — umschreibend. | 

Die ‚Jungfrau von Orleans der Mandschurei“, Yoshiko Kawashima, Ver- 
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wandte des Manchukuo-Reichsverwesers Pu Yi, aber völlig japanischen Trainings, 
verkündete u. a.: „Japan hat geistig und materiell große Opfer, vielleicht zu große, 
_ für die Unabhängigkeit der Mandschurei gebracht; aber wenn ich ganz ehrlich sein 
will, bin ich gar nicht so sehr dankbar dafür...“ Sagte nicht Bismarck: „Befreite 
Völker pflegen nicht dankbar, sondern anspruchsvoll zu sein“ — unter Nutzanwen- 
dung nach Osten? 

Die Kriegsgreuel in der Mandschurei seien ihr keine Erhebung gewesen, gerade 
weil sie Japan liebe und sich ihm tief verpflichtet fühle. Sie und der Inder Rasch 
Behari Bose, seit ı8 Jahren Emigrant in Japan, ermahnten Japan, „nur seine 
besten Köpfe als Beamte in die Mandschurei zu schicken und mit der Auswahl 
höchst vorsichtig zu sein“ (Feuer beim Rauch?). „Japan müsse nun Manchukuo 
in den denkbar besten Zustand bringen. Das sei seine Rechtfertigung gegenüber der 
Welt und dem Völkerbund, den es um dieses Zieles willen verlassen habe. Nur dann 
könne China versöhnt und eine asiatische Monroe-Lehre aufgestellt wer- 
den.“ Raja Pratap bekannte natürlich seinen Glauben an den Sieg der asiatischen 
Völker und ihre Sicherung gegen westliche Herrschaft, gab interessante Streiflichter 
auf die afghanische Entwicklung und die Hintergründe des Austausches von Ge- 
sandten zwischen Afghanistan und Japan, mit ihren Brücken nach Vorderasien 
über Persien. Ein Chinese schilderte scharf die Gegensätze zwischen China und 
Japan als solche der Regierungen, nicht der Völker. 

Auch zu den Philippinen, mit Annam und Siam und der Südsee wurden Freund- 
lichkeiten getauscht; und K. B. Sinha betonte die buddhistischen kulturpolitischen 
- Gemeinsamkeiten, sagte freilich auch, wie vor mehr als einem Jahrzehnt Rabin- 
dranath Tagore in Tokio, „Japan habe sein Gesicht zum Westen gekehrt, seine 
Pflicht gegen Asien vergessen und habe die Hilferufe Asiens überhört“ (was ihm ja 
auch Sun-Yat-Sen schon ıg1/ bei seinem Kriegseintritt auf der falschen Seite, 
wie er schrieb, vorgeworfen hatte). 

Um Asiens willen hoffe er, daß ein neuer Geist in Japan erstehe, daß Japan 
sein rechtmäßiges Erbe als Führer des Fortschritts von Asien und für die Sache 
des Friedens aufnehme. „Japan ist ein Beispiel schlichten Lebens und hohen Den- 
kens; und ich bin sicher, Japan wird das moderne Licht von Asien werden“, eine 
 Schlußanspielung auf den bekannten Buddha-Film, den Sinha eben in Japan 
gesehen hatte. 

Wenn man die Führer des japanischen Nationalsozialismus hört, von General 
Araki und Baron Hiranuma bis zu den jungen, eben gerichtlich verhandelten 
Inukai-Attentätern, so müßte dieses Beispiel schlichten Lebens und hohen Denkens 
in dem stellenweise doch recht reich und üppig gewordenen Inselreich erst wieder 
eingeführt und mit sehr heroischen Mitteln durchgesetzt werden. Immerhin zeigt 
diese mit gutem Grund breit behandelte Tagung, wie vorsorglich man sich, neben 
der Ausschöpfung der Seewehrmöglichkeiten der Londoner Konferenz für fast eine 
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Milliarde Reichsmark (‚North China Herald“, 2. 8. 33, S. 170: Japans Naval Plans; 
Admiral Osami Nagano in Genf), auch die völkerpsychologischen und geopolitischen 
Voraussetzungen für einen Dauerwiderstand gegen Einkreisungen bereitzustellen 
weiß. 

Wie weit man dabei auch landeinwärts geht, beweist, neben dem Vormarsch 
über Dolonor auf Kalgan, den Schlüssel der chinesischen Nordwestverbindungen, 
etwa auch ein Aufsatz des „Telegraaf“ (Dr. L. H. Grondijs: Mongolsche Herle- 
ving, 13. 8.33), der auch hier im Hintergrund die japanische Mongolenpolitik 
anprangert, die man in Malaiensachen in den Niederlanden längst scheuen gelernt 
hat. Innere Strukturversicherungen gehen damit Hand in Hand: 

Die Vernehmung des jungen Offiziersanwärters Shinohara, eines der Urheber 
an dem Attentat auf den japanischen Premierminister Inukai (} 15. 5. 32) wirft 
(ein Jahr nach dem Ereignis: ein Beweis, wie man in Japan staatserschütternde 
Gerichtsvorgänge auf gelegene Zeiten verschiebt!) ein Blitzlicht auf die national- 
sozialistische Denkweise Jungjapans, der heutigen Samurai-Erben. „Politische Par- 
teien, Finanzmagnaten und privilegierte Klasse bilden eine Dreieinigkeit der Volks- 
vergiftung... Der verstorbene (erschossene!) Premier Inukai war persönlich integer, 
und ich bedaure deshalb seinen Tod; aber seine Ermordung war notwendig, weil 
er als Regierungshaupt zugleich Haupt einer politischen Partei war...“ 

„Die Dollarspekulation großer Geldmächte unmittelbar vor Japans Abgang vom 
Goldstand beweist, daß sie einen Raubzug an der allgemeinen Wohlfahrt der Nation 
nicht scheuten“ ... „Alle Berufspolitiker sind korrupt und an eigensüchtige Inter- 
‚essen gebunden und kehren sich keinen Deut an die vernichtenden Wirtschafts- 
verhältnisse, die kleinen Händler, Kleinbetriebseigner und Landwirte.‘ 

„Hätte man die öffentlichen Angelegenheiten so weiterlaufen lassen, so wäre es 
zu einem Bauernaufstand gekommen, und die Truppen würden den Befehl erhalten 
haben, auf sie zu feuern.“ 

„Das wäre aber nichts anderes gewesen, als Kinder auf ihre Eltern schießen 
lassen.“ (Ein für fernöstliche, konfuzianische und Ahnenverehrungsbegriffe des 
‚Shinto heute noch gleich untragbarer Vorgang!) „So würden die Bauern und Sol- 
daten einander entfremdet worden sein, und das würde zur Zerstörung des Heeres 
‚geführt haben.“ 

Auf die Frage, was ihn zum Übergang zu „direkter Aktion“ geführt habe, er- 
klärte Shinohara, des Kommandanten Kusakari Freitod als Protest gegen die 
Londoner Seewehrvereinbarung hätte ihm die Augen geöffnet und die Notwendig- 
keit gezeigt, durch drastische Maßnahmen das Land von denen zu reinigen, die 
sich schwächlich der angelsächsischen Vorherrschaft unterwarfen und ihre eigenen 
politischen und persönlichen Interessen der Wohlfahrt der Nation voranstellen. 

Daher auch die am 6. 9. 33 vollzogene nationale Zusammenschließung zwischen 
Kabinett und Führern der drei großen Parteien. 
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Verstehen unsere Leser „angesichts dieses“, wenn wir die warnenden Anrufe 
des französischen Pazifikkenners Andr& Dubosq ernst nehmen, ernster als die 
allzu menschenfreundlichen, beschwichtigenden Indienberichte von Maurice Per- 
not, der in Indien eine große Kampfmüdigkeit aufdämmern sieht und nur die 
Grenzkämpfe im „No mans Land“ zwischen der Durand-Linie und der Verwal- 
tungsgrenze, dem wirklich befriedeten Raum, ernst nimmt, was auch wir tun 
_ müssen: wegen ihrer wichtigen wehrwissenschaftlichen Lehrbedeutung (Macht des 
Luftbombardements auch in schwierigem Gelände mit ungeheuren Fortschritten seit 
dem Weltkriegsende). Noch 1923 konnte ein Bergland wie Wasiristan (etwa von der 
Widerstandskraft Tirols) eine fremde Besatzungstruppe im Stil Andreas Hofers 
ausjagen. Ein Jahrzehnt später mußte es sich der bloßen Drohung aus der Luft 
beugen, wie wohl auch jetzt Khor und die Grenzstämme nördlich von Peschawar. 

Andre Dubosq aber wird nicht müde, Frankreich und die Vereinigten Staaten 
auf den Ernst der transpazifischen Spannungen jenseits der rein wirtschaftlichen, 
Frieden heischenden Beziehungen zwischen USA. und Japan hinzuweisen. Die Lage 
wird nicht vereinfacht durch die Bindung der atlantischen Seestreitkräfte Amerikas 
in den kubanischen Gewässern. Wenn sich die überall vermutete Beziehung zwischen 
der III. Internationale und den kubanischen Kommunisten sowie ihren Terror- 
akten gegen die Ausbeutungswirtschaft der USAmerikaner bestätigen, dann wird 
sich ein etwaiges Zusammenspiel der großen, für uns transatlantischen, für Japan 
transpazifischen Wirtschaftsmacht (trotz ihren neuesten nationalsozialistischen Wand- 
lungen unter Roosevelt) mit ihren Sowjetgegenfüßlern in Eurasien noch schwerer 
denken lassen als bisher. 

Für die transpazifische Spannung aber prägt Andr& Dubosq monumentale geo- 
politische Sätze, von denen wir einige einfach als Belege anziehen: „Im Fernen 
Osten bereiten sich Dinge von höchster Wichtigkeit vor, seit Japan den Völkerbund 
verlassen hat.“ ... „Ein ganz neuer Horizont hat sich geöffnet“ ... „wir müssen 
uns den ganz neuen Seelenzustand der Völker Asiens klarmachen, aus dem neue 
weltpolitische Lagen hervorgehen müssen...“ „Niemals ist das Prestige“ (wir setzen 
absichtlich das bezeichnende, französische Wort hierher!) ‚eines Volkes nach außen 
mit einer so unbegreiflichen Schnelligkeit gewachsen wie das Japans.“ ... „Es ist 
der Völkerbund, der Japan auf seine asiatische Bestimmung zurückgeführt hat.“ 

. „Genf hat darin die Vereinigten Staaten‘ (Anspielung auf Washington 1921/22 
und die Auflösung der britisch-japanischen Allianz und ihren Ersatz durch das 
Pazifik-Übereinkommen!) „weit übertroffen...“ 

Dubosgq zitiert dann Oberst House, Botschafter William R. Castle, Senator 
George H. Mores, zuletzt Pierre Lyautey in seinem Buch „Chine ou Japon“ 
als Eidhelfer: „Sicher: Asien ist im Augenblick aufsässig, es bäumt sich“ (L’Asie, 
qui point!). „Die chinesischen Kommunisten und Nationalisten haben auch hier den 
Aufstand geschürt“, sagt ihm ein hoher anamitischer Beamter. „Gewiß. Aber Frank- 
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reich kann momentan ruhig sein. China ist mit Japan allzusehr beschäftigt... 
Aber wenn Sie China und Japan sich vereinigen lassen, dann wird die Lage schwer 
und ernst werden. Der Rückzug Japans vom Völkerbund würde dann einen Sieg 
unserer Rassen über den Okzident, den Westen, bedeuten.“ Ist das beruhigend auf 
die Dauer? 

Daraus zieht Dubosq den Schluß: „Ein viel allgemeinerer Eindruck bannt uns 
heute, der, daß ein innerer Zusammenhang Asiens nicht mehr dem einfachen Be- 


reich der Phantasie angehört, sondern daß er in den Bereich der Möglichkeiten 


übergegangen ist.“ Das ist es ja, was geopolitische Prognose uns seit dem Welt- 
kriegsabschluß hat voraussagen lassen, weshalb wir das Aufsteigen Südostasiens 
zur Selbstbestimmung längst beschrieben haben, und bedauern, wie sehr man im 
Abendland das riesige Anwachsen panasiatischer Bewegungen übersieht. 

„Vor diesem neuen und fruchtbaren Horizont treten die engeren Ereignisse im 
Fernen Osten in den Hintergrund (au second plan), und man fragt sich, ob wir 
nicht bereits im Wirbel eines Weltalters sind, wo gewisse Geschicke der Menschheit 
im Umsturz sind und andere beginnen.‘ Das ist es ja auch, was die Weltanschauung 
des Nationalsozialismus behauptet! 

Sie unterstützt beim Aufbruch und Durchbruch zur national-sozialen Verfesti- 
gung in Deutschland, Italien und Japan zum gesunden Menschenverstand, wie 
R.Heß in Nürnberg sagte, mit der Notwendigkeit innerer Schicksalsverbundenheit, 
was die ihnen feindlichen Kolonialmächte alten Stiles erschrecken muß. Auch der 
Flug Balbos, auf pazifische Weiten angewandt, trägt nach Dubosq dazu bei: 
„Es ist etwas anderes, einen Rekord zu schlagen, unter ganz ausnahmsweisen Be- 
dingungen der Dauer, Geschwindigkeit, mit einem einzigen Fahrzeug und einem 
Piloten ersten Ranges erreicht, und zwischen einer solchen Durchschnitts- und 
Massenleistung (performance gregaire). Hier liegt ein Triumph der Disziplin und 
der Methode!“ Aber das Entscheidende daran ist geopolitisch, daß heute schon 
Flugstrecken von 1200 bis 2400 km zu Flugtruppenleistungen gewählten Durch- 
schnitts, solche von 6000 km und mehr in wenigen Tagen für nahe Zukunft zu 
volksvertrauten Vorstellungen gehören müssen. Davor verschwindet die Widerstands- 
möglichkeit aus Raumpuffern und naturentlehnten Kleingrenzen und Kleinräumen, 
wie Österreich, Ungarn, Tschechoslowakei, Südslawien, Schweiz u. a., aber auch 
schon Großbritannien, Frankreich, Mitteleuropa. Das böse Wort von Repington 


(nicht zu vergessen!): „Bomben auf die Regierungssitze, so bald und so lange als 


möglich“, tritt bereits für transpazifische und eurasiatische Raumweiten in das 
Licht der wehrpolitischen Möglichkeiten, und die britische, die mitteleuropäische 
Selbstbestimmung schrumpft ein. „Die Sicherheit, die gewisse Länder aus ihrer 
Entfernung von andern zu ziehen glaubten, besteht nicht mehr.“ ... „Ein neues 
Kriegsmittel, und welcher furchtbaren Art, erscheint in seiner ganzen Tragweite“ 
(Dubosgq). 


Pr 
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Erscheint es schon in der Wehrwissenschaft? Steht es vor dem Wehrbewußtsein 
des gesamten, kleinräumig gewordenen Europa, namentlich dort, wo man noch 
immer wirtschaftliche Kriegs- oder Friedensursachen bedeutender als willens- und 
rassenbestimmte Kriegsgründe sieht, wogegen sich Dubosq wendet, indem er 
Proudhon, Marcel Riviere und Gustave Le Bon zitiert. (Enseignements psy- 
chologiques de la guerre europeenne.) „Die Rationalisten ... vergessen, daß jenseits 


"ihrer Lehren, jenseits des Intellektualismus Kräfte affektiver, mystischer, kollektiver 


Art existieren, die ihre eigene Logik, jenseits der rationalen, in sich tragen. ... Sie 
machen in Wahrheit Geschichte ... so z. B. ist das Übervölkerungsproblem vor 
Japan unberührt stehengeblieben, auch nach der Schöpfung von Manchukuo...“ 
„Kein Staat, wenn nicht etwa das heutige Italien, ist von einem gleichen Instinkt 
für das Kommende geleitet wie Japan.‘‘ Balbos Flug hat beiden die Möglichkeit 
transpazifischer Entladungen gezeigt, die USA. noch nicht gleichartig sehen. Aber 
realisieren wir, was das bedeutet? — 

Selbst wirtschaftlich aber steigern sich die Reibungen bereits! Höchst wertvolle 
Einblicke in das Textilringen zwischen Ost und West bringt der „Japan Adver- 
tiser“, Tokio, Juli 1933, in einem Sonderheft: „Textiles and Tariffs“, Es enthält 
auf S.3 ein Schaubild der japanischen Textilausfuhr, das mehr als viele andere 
Darstellungen die innere Strukturverbundenheit der indopazifischen Welt auch für 
Faserstoffein- und -ausfuhr verrät. Mit scharfen Lichtern bekämpft auch „The 
Far Eastern Review“ (Nr. 6, 1933) die „Verschwörung des Schweigens“ (a con- 
spiracy of silence“), die in Genf den berüchtigten Geheimvertrag zwischen China 
und Rußland gegen Japan, die Quelle aller Manchukuo-Reibungen, unter den Tisch 
habe fallen lassen. Dieser berüchtigte Vertragstext wird zu diesem Zweck auf S. 242 
noch einmal in großer Aufmachung gebracht; er ist nützlich zum Verständnis für 
die Verkaufsschwierigkeiten der ostchinesischen Bahn, bei der auf wirtschaftlichem 
Weg ein glaubhafter Wert wohl überhaupt nicht mehr zu ermitteln ist. Das gleiche 
Heft stellt eine ausgezeichnete Sammlung der Wirtschaftswerte der Mandschurei, 
auch in guten Abbildungen, vor Augen. 

Woher Teufelsaat in das ohnehin arg verwüstete, 1933 noch dazu schwer von 
Überschwemmungsgefahren des Hwangho wie des Yangtse bedrohte, so dürftige Er- 
träge abwerfende chinesische Ackerland fällt, darauf wirft eine Notiz über den 
britischen Waffenhandel nur eines Sommermonats 1933 (VI. 33; Kuo Min) ein 
scharfes Streiflicht: zehn Millionen Gewehrpatronen, ı2 Flugabwehrgeschütze mit 
je ı000 Schuß, zum Ausgleich ungefähr dasselbe Quantum für Flugabwehr an 
Japan — auf S. ı7r desselben Kolonialblattes („North China Herald“), das auf 
S. 170 einen Alarmruf über Japans Flottenpläne bringt. Man weiß nun doch 
wenigstens, warum so viele Chinesen und Mandschuren tot bleiben, auch wenn das 
alte Soldatenlied noch gilt: „Eine jede Kugel, die trifft ja nicht!“ Aber das ist 
mehr das Verdienst der chinesischen Truppenausbildung als der seemächtigen 

39* 


608 BERICHTE Heft ıo 


Waffenlieferanten! Und für das Herunterschießen der — wohlgemerkt durchaus 
friedlichen — Verkehrsfahrzeuge, von denen eines trotz alledem in zwei Tagen 
6000 km weit von Berlin nach Urumchi, in zwei weiteren nach Schanghai durch- 
kam, gilt ja wohl der Satz von Mime: „Siegfried und Fafner, Fafner und Sieg- 
fried: o brächten beide sich um.“ Dabei kann man für Fafner und Siegfried als 
geopolitisch Wissender allerhand westliche und fernöstliche Völker- und Länder- 


namen einsetzen! 


DER STAAT ALS LEBENSFORM 


Wir stellen mit wesentlichen Beiträgen dieses Heftes die Frage, ob ein Volks- 
körper als geschlossenes Ganzes organische Züge trage, im Sinne der Biologie ein 
Organismus oder ein Überorganismus sei. Gibt es eine eindeutige Antwort hierauf, 
dann muß auch der Staat als die Form, in der dieser Organismus sichtbar wird, 
in seinem Schicksal dem organischen Ablauf unterliegen. Möglicherweise werden 
sich aus folgerichtig durchgeführten Untersuchungen bestimmte Anhaltspunkte für 
das Wesen des Staates und den Zusammenhang zwischen Staat und Volkstum 
ergeben. 

Wir begeben uns mit dieser Fragestellung auf einen noch völlig ungewissen 
Boden. Es läßt sich nur sagen, daß die bisherige wissenschaftliche Arbeit an den 
Begriffen „Staat“ und „Volkstum“, aber auch an denen: „Geschichte“, „Wirt- 
schaft“, „Sozialwissenschaft“, ganz wesentliche Zusammenhänge vielfach nicht ge- 
sehen hat und heute noch nicht sieht — Folge einer Einseitigkeitshaltung, die 
weder Volk noch Staat in ihrer lebendigen Ganzheit erfaßte, die darüber hinaus 
den metaphysischen wie den erkenntnismäßigen Zusammenhang mit dem Begriff 
des Lebens als solchem und mit dem Boden vermissen läßt; gerade dieser Zu- 
sammenhang aber muß die Grundlage jedes Wissens und jeder Wissenschaft sein, 
soll sie sich nicht ins Wesenlose verlieren. 

Es wird der Arbeit von Generationen bedürfen, um zu einigermaßen eindeutigen. 
Antworten auf die Fragen zu gelangen, die sich hier auftürmen. Wir haben wenig- 
stens eines versucht: diese Fragen zusammenzustellen und methodisch zu gliedern, 
auf die es bei der Untersuchung der Geheimnisse um Volkskörper und Staat an- 
kommt. Man schlage die Seiten 619 ff. dieses Heftes nach: auch dem Laien wird im 
ersten Hinblicken auffallen, daß viele dieser Fragen, deren manche von entschei- 
dender Bedeutung für den Staatsmann, erst recht aber für den Wissenschaftler 
sind, mangels genügender Beobachtungsreihen, mangels einfachen Tatsachen- 
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wissens zur Zeit völlig ohne Antwort bleiben müssen. In der Bereitstellung dieser 
Wissensgrundlagen scheint uns die wichtigste Aufgabe der neuen Wissenschafts- 
epoche zu bestehen, in die wir jetzt hineingegangen sind, nachdem das Zeitalter 
der Naturwissenschaften sich vollendet hat. 

In dieser Lage und mit dieser Erkenntnis mehr zu versprechen als Anregungen, 
wäre vermessen. Trotzdem wird dem aufmerksamen Leser dieses Heftes und man- 
‚ cher früheren der Zusammenhang zwischen den einzelnen Beiträgen sichtbar sein. 
Wir werden ihn durch verbindende Zwischenbemerkungen zwischen den Aufsätzen 
noch stärker betonen. Die Schriftleitung. 


Friedrich Burgdörfer: Zur Biologie des Auslanddeutschtums 
Lebensbilanz der Deutschen in der Batschka 


Vor einiger Zeit wandte sich der Geschäftsführer der Zentralgenossenschaft der 
ländlichen Wohlfahrtsgenossenschaften in Neusatz (Novisad), Herr Johann Wüscht, 
' an mich mit der Bitte, die Bevölkerungsbewegung der deutschen Volksgruppe in 
der Batschka im Sinne meiner Theorie von der „bereinigten Lebensbilanz“ zu 
analysieren. In der von Wüscht herausgegebenen Zeitschrift der Zentralgenossen- 
schaft, dem ,„Woge-Blatt“, das sich in anerkennenswerter Weise um die Zu- 
sammentragung statistischen Materials über die Bevölkerungsbewegung der Deut- 
schen in den einzelnen Dörfern der Batschka (auf Grund der Matrikelbücher der 
Kirchen usw.) bemüht, werden fortlaufend Einzelangaben über den bedrohlichen 
Stand der Bevölkerungsentwicklung jener deutschen Volksgruppe in Jugoslawien 
veröffentlicht. 


I. Bevölkerungspolitisches Stimmungsbild aus der Batschka 


Aus jenen Mitteilungen ergibt sich, daß allenthalben ein scharfer Rückgang der 
Geburten und eine ungewöhnliche Verminderung der Geburtenüberschüsse, viel- 
fach sogar schon Sterbefallüberschüsse in den deutschen Dörfern der Batschka 
festzustellen sind. Zahlreiche Schilderungen und statistische Einzelangaben lassen 
auf eine verhängnisvolle Ausbreitung des Zweikinder- und des Einkindsystems 
schließen. Aus den einschlägigen Schilderungen sei hier als Beispiel die allgemeine 
- Charakteristik des Dorfes Torza, in dem rund ı800 Deutsche leben, heraus- 
gegriffen). 

„TorZa wird als eine der schönsten und reichsten Gemeinden der Batschka genannt, hat aber 
auch den zweifelhaften Ruf, die Urheimat des Einkindsystems zu sein. TorZa ist buchstäblich 
zum Begriff des Güterreichtums und der Kinderarmut geworden und kann als Zukunftsbild 
\ vieler schwäbischen Gemeinden in ihrer bevölkerungspolitischen Entwicklung angesehen werden. 
\ Diejenigen, die annehmen, daß die Ursache des Geburtenrückganges in den schlechten Wirt- 


schaftsverhältnissen oder im gesunkenen Lebensstandard liegt, finden ihre Theorie durch die 
TorZaer Zustände glänzend widerlegt. In wahren Palästen, die man mit bestem Willen nicht 


1) Vgl. Woge-Blatt, 1. Jg. Nr. 17 (Sept. 1932). 
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mehr „Bauernhäuser“ nennen kann, liegt Luxus und Protz aufgestapelt, alles schreit in ihnen 
nach Wollust und Leben, und doch fehlt ihnen der Träger und die Garantie des Lebens: das 
Kind. Mächtige Häuser veröden, Familien sterben allmählich aus, und die TorZaer scheinen sich 
mit der grauenhaften Tatsache ihres Absterbens widerstandslos abzufinden: als höchstes Ziel 
gilt — einst einen schönen Grabstein zu erhalten. Der TorZaer Friedhof ist der schönste und 
reichste, den ich je gesehen habe. Es ist keine seltene Erscheinung, daß noch Lebende ihre 
eigene Grabstätte errichten und diese mit Gefühlen der tiefsten Pietät selbst pflegen: ein 
charakteristisches Sinnbild einer ausgeprägten ichbezogenen Denkweise, die kein Verantwor- 
tungsgefühl für die biologische Zukunft des Volkes übrig hat.“ 


Geradezu erschütternd wirken die Schilderungen, die Herr Wüscht gleich- 
zeitig mit seiner Anfrage und der Übersendung weiteren statistischen Materials 
mir zukommen ließ und von denen ich mit seiner Zustimmung hier einen Auszug 


mitteile: 

„Ich bin leider zur Überzeugung gekommen, daß wir, diese zahlenmäßig schwache Volks- 
gruppe im großen slawischen Meer, dieser Gefahr nicht mehr gewachsen sind und daß wir 
als Volk keinen Willen mehr zum Leben haben. Vor dem Kriege zeigten wir keinen Willen 
zur Erhaltung unserer völkisch-nationalen Eigenart und ergaben uns in den letzten Jahr- 
zehnten vor dem Ausbruche der Weltkatastrophe widerstandlos der Entnationalisierung; 
heute, nach dem Kriege, ist unser biologischer Bestand in allerernstester Gefahr, und ich be- 
fürchte, daß unsere nationale Renaissance den biologischen Verfall nicht wird aufhalten 
können...“ 

„Die Zeichen einer Unterwanderung, wie Sie die Veränderung des Volkscharakters durch 
fremdstämmige Elemente nennen, können wir bei uns sehr deutlich wahrnehmen. Die 
nächstliegenden wirtschaftlichen Folgen des Kindermangels sind: der überaus schwache 
Nachwuchs des deutschen Handwerkerstandes, der durch slawische Lehrlingsvermittlungs- 
stellen mit großem Erfolg ersetzt wird (in reindeutschen Gemeinden gibt es mehr slawische 
Lehrlinge als deutsche!); auf diese Folge haben auch Sie schon in Ihrem Werke ‚Volk 
ohne Jugend‘ hingewiesen. Weitere Folgen sind der Arbeitermangel in der Landwirtschaft, 
Einstellung von landwirtschaftlichen Maschinen und fremdnationalen Arbeitskräften in die 
Landwirtschaft. Merkwürdigerweise rekrutieren sich diese Arbeitskräfte zumeist nicht aus 
dem slawischen Proletariat, sondern aus den Reihen der Madjaren, Slowaken und Rumänen. 
Diese sind aber bedeutend fruchtbarer als die Schwaben, und ihren Kindern zulieb eröffnet 
man auch gerne in den sonst rein deutschen Gemeinden slawische Volksschulklassen: so 
beginnt die innere Zersetzung unseres Volkswesens. Daß der Stillstand im Bevölkerungs- 
zuwachs auch auf die Lohnhöhe, die Bodenpreise, Pachtwerte, ja sogar auf die Fruchtfolge 
und die Produktion tatsächlich seine differenzierte Einwirkung hat, erscheint mir hin- 
länglich bewiesen...“ h 

„Außerordentlich zu beklagen ist, daß manche Ärzte die Abtreibung und künstliche Ge- 
burteneinschränkung nicht nur nicht verhindern, sondern sie sogar fördern und sie als eine 
reiche Einnahmequelle betrachten. Ich weiß Fälle, wo sich Frauen bei Ärzten ständiges 
Jahresabonnement nehmen, weil sie so billiger drauskommen. Ich gehe sogar so weit in 
meiner Behauptung, daß ich dieses allzu große Vertrauensverhältnis zwischen den Frauen 
und Ärzten als eine der Hauptursachen der Entvölkerung bezeichne... .“ 


Auch die von mir ausgesprochene Vermutung, daß wenigstens unter der Landbevölkerung 
Kinder noch als wirtschaftliche Hilfe gewertet würden und daß derartige Überlegungen ein ge- 
wisses Gegengewicht gegen die Tendenz allzu scharfer Geburtenbeschränkung sein können, er- 
scheint meinem Gewährsmann für die Batschka nicht mehr stichhaltig. Die familieneigenen 
Arbeitskräfte seien nach dortiger, weitverbreiteter Auffassung nicht mehr die rentabelsten. 


„Was glauben Sie, wer kommt mich teurer: mein Schwiegersohn oder mein Knecht?“, so habe 
ein Bauer auf seine Frage geantwortet. 


Angesichts dieses auf zahlreichen Einzelbeobachtungen und lokalstatistischen | 
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Feststellungen beruhenden betrüblichen Gesamtbildes ist der Wunsch verständlich, 
durch Zusammenfassung und methodisch verfeinerte Bearbeitung des gesamten 


9 verfügbaren Materials zu einer möglichst klaren und objektiven statistischen Fest- 


stellung darüber zu kommen, ob jene deutsche Volksgruppe in Jugoslawien nach 
ihrer gegenwärtigen Fortpflanzungsstärke noch in der Lage ist, ihren Bestand aus 
eigener Kraft zu erhalten, oder ob auch sie — wie das deutsche Volk im Reich 
und in Österreich!) — tatsächlich sich bereits im Stadium der biologischen Unter- 
bilanz befindet. 

Die statistischen Unterlagen, die für diese Untersuchung zur Verfügung gestellt 
werden konnten, waren freilich — wie bei der mühevollen Art der Material- 
beschaffung nicht anders zu erwarten — nicht ohne Mängel und Lücken. Durch 
Heranziehung ergänzender Unterlagen und sinnvolle Zusammenfügung konnten 
aber diese Mängel und Lücken einigermaßen überwunden werden, so daß, wie 
ich glaube, ein im ganzen zutreffendes Bild von der biologischen Lebensbilanz 
des Deutschtums in der Batschka gewonnen werden konnte. Wieweit die ge- 
wonnenen Ergebnisse über die Batschka hinaus auch für das übrige Inseldeutsch- 
tum auf dem Balkan Geltung beanspruchen können, muß hier dahingestellt 
bleiben. Vieles spricht allerdings dafür!), daß auch die anderen deutschen Volks- 
gruppen auf dem Balkan inmitten rasch wachsenden, fremden Volkstums — bio- 
logisch betrachtet — sich in ähnlich gefährdeter Lage befinden wie das Deutsch- 
tum in der Batschka. Darum dürfte den nachfolgenden Ergebnissen auch über 
die Batschka hinaus eine gewisse Bedeutung zukommen. 


II. Die Bevölkerungsentwicklung im Königreich Jugoslawien 
und bei den Deutschen in der Batschka 


Bevor ich auf die eigentliche, mir gestellte Aufgabe einer Untersuchung der 
biologischen Lebensbilanz des Deutschtums in der Batschka eingehe, erscheint es 
angebracht, einen kurzen Blick auf die natürliche Bevölkerungsentwicklung im 
gesamten Königreich Jugoslawien zu werfen. 

Nach der neuesten amtlichen Statistik des Königreichs Jugoslawien betrug im 
Jahre 1929 die Gesamtzahl der 


Lebendgeborenen 452000 oder 33,3 auf 1000 Einwohner 
Gestorbenen 28000022211, as es 


mithin Geburtenüberschuß 166 000 oder 12,2 auf 1000 Einwohner 


Zwar ist auch in Jugoslawien in neuerer Zeit die Geburtenhäufigkeit und der 
Geburtenüberschuß etwas zurückgegangen. Immerhin ist aber die natürliche Be- 


1) Vgl. hierzu die Zusammenstellung auf Seite 617 dieses Heftes sowie meinen Aufsatz „Die 
Entwicklung der Erdbevölkerung und des Deutschtums in der Welt“ in der Zeitschrift für 
Geopolitik, 1931, Heft 2 und 3, insbesondere Heft 3, S.aır fg. — Eingehenderes und zum 
Teil neueres Material über den biologischen Stand des Auslanddeutschtums findet sich in mei- 
nem Buch „Volk ohne Jugend“, S. 402 fg. 
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völkerungsentwicklung als recht günstig zu bezeichnen, und zwar sowohl im Ver- 
gleich zum gesamteuropäischen wie auch zum osteuropäischen Raum. Nur Polen, 
die Ukraine und Sowjetrußland haben höhere Geburtenüberschüsse aufzuweisen. 

Die Fortpflanzung des deutschen Volkstums innerhalb des 
jugoslawischen Staatsgebiets nimmt eine Sonderstellung ein; 
sie ähnelt stark der Fortpflanzung des deutschen Volkes im 
Reich und bleibt damit hinter der Fortpflanzung des jugoslawischen Staatsvolkes 
sehr erheblich“ zurück. 

Nach der amtlichen jugoslawischen Statistik entfallen von den ı3,5 Millionen 
Einwohnern des Königreichs etwas über 1/; Million auf die deutsche Volksgruppe, 
darunter rund 174000 auf die Deutschen in der Batschka. Die Gemeinden, für 
welche Geburten- und Sterblichkeitsstatistiken vorliegen, umfassen rund 1/42 000 
deutsche Einwohner, und zwar 103000 Deutschkatholiken, 39000 Deutschevange- 
lische. Innerhalb dieser Bevölkerung entfielen im Jahre 19281) auf je 1000 Deutsche 
in der Batschka bei den 


katholischen evangelischen 
Deutschen 
Geburten 26,0 18,9 
Sterbefälle 1757 14,8 
Geburtenüberschuß 8,3 4,1 


Bei den Deutschkatholiken ist hiernach die Geburtenziffer — im Ver- 
gleich zum Deutschen Reich, wo sie 1928 nur noch 18,6, 1932 nur noch 15,1 aufs 
Tausend betrug — mit 26 a.T. noch verhältnismäßig hoch. Sie bleibt aber auch 
bei den Deutschkatholiken ganz erheblich hinter der Geburtenziffer des jugoslawi- 
schen Staatsdurchschnitts (1928: 33 a. T.) zurück, und, was wichtiger ist, sie zeigt 
eine ganz ausgesprochen fallende Tendenz (1921 trafen unter den Deutschkatho- 
liken noch 34, Geburten auf je 1000:Einwohner). Die Sterblichkeit bei den Deutsch- 
katholiken ist zwar höher als bei den Reichsdeutschen (1928 im Reich: 11,6 a. T.), 
aber etwas niedriger als im jugoslawischen Staatsdurchschnitt (1928: 20 a.T.). 
Der aus der Differenz zwischen Geburtenziffer und Sterbeziffer zu errechnende 
Geburtenüberschuß von 8,3 a.T. ist zwar — namentlich im Vergleich mit dem 
reichsdeutschen Geburtenüberschuß (1928: 7,0 a. T., 1932: 4,2 a. T.) — vergleichs- 
weise noch relativ hoch, er bleibt aber ganz erheblich hinter dem jugoslawischen 
Staatsdurchschnitt (1928: 12,3 a. T.!) und namentlich hinter dem Geburtenüber- 
schuß aller anderen Provinzen Jugoslawiens: 


Geburtenüberschuß Geburtenüberschuß 
Nordserbien ............ 23,0 auf Tausend Montenegro ......22.... 17,9 auf Tausend 
Südserbien ............. 19,220; ; BSIOVENIEnA“ . cn elaheen see DE. n 
Dalmationnae cn sun .caes 194185 2 Wojwodina, in der die 
Bosnien und Herzegowina 17,0 „, 5 Deutschen siedeln...... ga 5 


1)) Vgl. den Bericht über „Die genossenschaftlich organisierte Volksgesundheitspflege“, 
herausgegeben von der Zentralgenossenschaft für ländliche Wohlfahrtsgenossenschaften in 
Neusatz (Novisad), 1933, S. 16. 
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zurück, und vor allem: er zeigt fallende Tendenz. Betrug doch der Geburten- 
überschuß der Deutschkatholiken noch im Jahre 1921: 15,1 a. T., während er bis 
zum Jahre 1928 bereits auf 8,3 a.T. abgesunken war. Aber auch dieser noch 
relativ stattliche Geburtenüberschuß bietet, wie weiter unten ausgeführt wird, nicht 
mehr die Gewähr für ein lebendiges und dauerndes Volkswachstum. 

Noch bedenklicher ist die Bevölkerungsbewegung unter den Deutschevan- 
gelischen. Die Geburtenziffer der Deutschevangelischen in der Batschka ist 
bereits auf das Niveau der Reichsdeutschen abgesunken, während sich die Sterbe- 
ziffer — trotz ihres relativen Tiefstandes — noch etwas über der reichsdeutschen 
Sterbeziffer hält. Der Geburtenüberschuß ist darum unter den 
Deutschevangelischen in der Batschka bereits kleiner als im 
deutschen Reichsdurchschnitt. Er betrug 1928: A,ı a.T. gegen 7,0 a.T. 
im Reich, und im Jahre 1930 bei einer Geburtenziffer von ı6,9 a.T. und einer 
Sterbeziffer von 13,9 a. T. nur noch 3,0 a. T. gegen 4,7 a. T. im Deutschen Reich. 


III. Die „bereinigte“ Lebensbilanz der Deutschen im Reich und 
in der Batschka 


Aber ein Volkswachstum, das der kümmerliche Geburtenüberschuß, den wir im 
Deutschen Reich noch haben, und ebenso auch der Geburtenüberschuß der Deut- 
schen ir der Batschka zur Zeit noch vortäuscht, ist in Wirklichkeit gar nicht mehr 
vorhanden. In meinen Schriften!) habe ich eingehend dargelegt, daß der Ge- 
burtenüberschuß des Deutschen Reichs wie auch der anderen west- und nord- 
europäischen Völker auf einer optischen Täuschung beruht, die durch die Eigenart 
und Zufälligkeiten des heutigen Altersaufbaus bedingt ist. Infolge der früheren 
hohen Geburtenzahl sind die fortpflanzungsfähigen Altersklassen heute im Deut- 
schen Reich wie auch bei den Deutschen der Batschka unverhältnismäßig stark 
} besetzt. Dieser Zustand ist aber nur noch von kurzer Dauer, da sehr bald die 
j. zahlenmäßig sehr schwachen Jahrgänge der Kriegs- und Nachkriegszeit in das Fort- 
pflanzungsalter aufrücken. Man muß daher die auf 1000 Einwohner berechneten 
rohen Geburten- und Sterbeziffern von den Zufälligkeiten und Abnormitäten des 
gegenwärtigen Altersaufbaus bereinigen. Dann ergibt sich, daß wir im Deutschen 
Reich kein Bevölkerungswachstum mehr, sondern ein Geburtendefizit zu ver- 
zeichnen haben. Statt des rohen Geburtenüberschusses von (+) 4,7 a. T., wie wir 
ihn im Jahre ı93ı im Reich noch hatten, ergibt sich ein Geburtendefizit von 
(—) 4,0 aufs Tausend der Bevölkerung, oder anders ausgedrückt: nach dem Stand 
der Fortpflanzung im Jahre 1931 fehlten im Deutschen Reich an den zur bloßen 
Erhaltung des Bevölkerungsbestandes erforderlichen Gebärleistungen (17,4 aufs 

1) Erstmals in meiner Schrift „Der Geburtenrückgang und seine Bekämpfung / Die Lebens- 


frage des deutschen Volkes“, Berlin 1929 (vergriffen), neuerdings in meinem obenerwähnten 


Buch „Volk ohne Jugend“. 
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Tausend der Bevölkerung) bereits rund 23 v. H., im Jahre 1932 nach den vor- 
läufigen Ergebnissen sogar schon rund 30 v. H. In Generationen gedacht, heißt 
das, die heutige reichsdeutsche Väter- und Müttergeneration pflanzt sich nur in 
70 Yiger Stärke fort. 

Für die Deutschen in der Batschka läßt sich die Bereinigung ihrer Lebens- 
bilanz nicht in der gleichen Weise exakt durchführen. Immerhin kann man mit 
Hilfe verschiedener Behelfsberechnungen auch hier den Dingen etwas näher auf 
den Grund kommen). 


Da für die Deutschen in der jugoslawischen Batschka eine Altersgliederung nicht zur Ver- 
fügung stand, mußte die Altersgliederung der Deutschen in dem zu Ungarn gehörenden Teil 
von Bacs-Bodrog und in dem Komitat Pest-Pilis-Solt-Kiskun, wie sie nach der Volkszählung 
von 1920 vorliegt, herangezogen werden. Die Altersgruppierung dieser zwischen Donau und | 
Theiß siedelnden Deutschen, die zur gleichen Volksgruppe gehören wie die Deutschen in der 
jugoslawischen Batschka, ist zwar etwas günstiger als die Altersgliederung der Deutschen in 
Ungarn überhaupt, in der die Stadtbevölkerung, insbesondere die deutsche Bevölkerung Buda- 
pests, zahlenmäßig den Ausschlag gibt. Im Vergleich zur magyarischen Bevölkerung zeigen die 
Deutschen in der Donau- und Theißniederung aber eine schwächere Besetzung der unteren und 
eine stärkere Besetzung der oberen Altersklassen von 4o Jahren an, also den Typus der ab- 
nehmenden Bevölkerung. Die Zahl der gebärfähigen Frauen von ı15—5o Jahren machte hier 
51,7 v.H. der weiblichen und 27,1 v.H. der gesamten deutschen Bevölkerung aus. 


Wendet man nun diesen Prozentsatz auf die von der Zentralgenossenschaft für 
ländliche Wohlfahrtsgenossenschaften erfaßte deutsche Bevölkerung der jugosla- 
wischen Batschka an, so lassen sıch daraus die Zahlen der ı5—5o Jahre alten 
Frauen und auf dieser Grundlage die allgemeine Fruchtbarkeitsziffer, der Re- 
produktionsindex sowie die bereinigte Lebensbilanz der Deutschen in der Batschka 
mit annähernder Sicherheit ableiten. Das Ergebnis ist in folgender Übersicht zu- 


sammengestellt: 


Lebendgebo- Durchschnittl. 


gebärfähige 
Frauen 


Zu- (+) oder 
Abnahme (-) 
von Generation 
zu Generation 


Frauen im Alter 
von 15—50Jah- 
ren 


Lebendgebo- 


Jahre tene jährlich 


(-)*) aufs Taus. 
d. Bevölkerung 


Katholische Deutsche in der Batschka 
1921/23| 28050 3396 121 1,24 + 249 9 
re 28370 2676 9% 0,96 e 12 | Be 


Evangelische Deutsche in der Batschka 


1921/23 12025 1032 86 0,88 — 12% — 46 

1927/28 10635 810 76 0,78 — 22%, tı. 

1929/30 10635 724 68 0,69 — 31% — 13,2 
/ Deutsche überhaupt in der Batschka 

1921/23 39830 4428 411 1,14 + 449 4,7 

1927/28 38590 3486 90 0,92 | — 52 3 3,0 


1) Bei den folgenden Untersuchungen, insbesondere bei der Sammlung und Sichtung des 
erforderlichen Materials und der Durchführung der Berechnungen, hat mich mein Mitarbeiter 
Herr F. Hage, Referent im Statistischen Reichsamt, Berlin, in dankenswerter Weise KR 
stützt. 2) Durchschnittliche Generationsdauer mit 28 Jahren angenommen, 
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Diesen Berechnungen liegt folgende Erwägung zugrunde. Gehen wir von 1000 lebend- 
geborenen Mädchen aus. Wenn die Volkskraft auf dem jetzigen Stand erhalten bleiben soll, 
müssen diese 1000 lebendgeborenen Mädchen mindestens wiederum 1000 lebendgeborene Mäd- 


} chen in die Welt setzen und selbstverständlich auch die zugehörige Zahl von Knaben, d.h. da 


erfahrungsgemäß auf 100 Mädchengeburten 106 Knabengeburten treffen, würde die Ausgangs- 
generation von 1000 lebendgeborenen Mädchen insgesamt 2060 Kinder lebend zur Welt bringen 
müssen, um den Bevölkerungsstock erhalten zu können. 

Nach den Sterblichkeitsverhältnissen (in Ungarn) erreichen von 1000 lebendgeborenen Mäd- 
chen nur 683 das Alter der Geschlechtsreife (15 Jahre), während der 35 Jahre bis zum Ende 
der Gebärfähigkeit (d. h. bis zum Alter von 5o Jahren) sterben weiterhin so viel, daß die 
19 Jahre alten Mädchen im Gesamtdurchschnitt nicht 35, sondern nur 31 gebärfähige Jahre 
durchleben. Bei einer allgemeinen Fruchtbarkeitsziffer von ı21 Lebendgeborenen auf 1000 
gebärfähige Frauen pro Jahr, wie sie bei den Deutschkatholiken im Durchschnitt der Jahre 
1921/23 herrschte, bringen 1000 lebendgeborene Mädchen während ihres ganzen Fruchtbar- 
keitsalters 31Xx121Xx0,683=2561 Kinder zur Welt. Unter diesen befinden sich nach der be- 
kannten Geschlechterproportion unter den Lebendgeborenen (100: 106) insgesamt 12/0 Mädchen. 
1000 lebendgeborene Mädchen bringen also nach den Fruchtbarkeitsverhältnissen, wie sie unter 
den Deutschkatholiken im Durchschnitt der Jahre 1921/23 herrschten, wieder 1240 Mädchen 
1240 
1000 1,24. 

Nimmt man die durchschnittliche Generationsdauer, die etwa gleich ist dem durchschnitt- 
‚lichen Fruchtbarkeitsalter, mit rd. 28 Jahren an, so ergibt sich!) bei einem Reproduktionsindex 
von 1,24 eine Kindesgeneration, die um 24 v.H. größer ist als die Elterngeneration. Dem ent- 
‚spricht von Jahr zu Jahr ein Bevölkerungswachstum von durchschnittlich 7,7 aufs Tausend der 
Bevölkerung. 

In gleicher Weise sind die Ergebnisse für die Deutschkatholiken der Batschka für den 
Durchschnitt 1927/28 sowie für die evangelischen Deutschen für 1921—1930 und für die 
Gesamtzahl der statistisch erfaßten Deutschen in der Batschka für den Durchschnitt der Jahre 
1921/23 und 1927/28 in der vorstehenden Übersicht errechnet. 


zur Welt. Daraus ergibt sich für jene Zeit ein Reproduktionsindex von 


Das Ergebnis dieser bereinigten Lebensbilanz muß außerordentlich bedenklich 
stimmen. 

Während bei den Deutschkatholiken der Batschka im Durchschnitt der 
Jahre ı921—1923 sich von Generation zu Generation noch eine Zunahme von 
alıyo ergeben hätte, errechnet sich für den Durchschnitt der Jahre 1927/28 ein 
Rückgang von Generation zu Generation um 4%. 

Bei den evangelischen Deutschen der Batschka ergab sich schon unter 
Zugrundelegung der Zahlen für die Jahre ı921—1923 ein Rückgang von rund 
120), nach den Ergebnissen von 1927/28 von >2%, und nach den Ergebnissen von 
1929/30 sogar von 31%, d. h. bei Fortdauer der gegenwärtigen Fortpflanzungs- 
verhältnisse würde die Gesamtzahl der evangelischen Deutschen in der Batschka 
von Generation zu Generation um rund ein Drittel abnehmen. 

Für die Gesamtheit der Deutschen in der Batschka ergab sich nach 
dem Stand der Fortpflanzungsverhältnisse in den Jahren 1921—1923 noch eine 
Zunahme von 14%, nach dem Stand von 1927/28 aber bereits eine Abnahme um 


1) Nach der Zinseszinsformel Endkapital=Anfangskapital 1,24=1X(1+i)n28. Der Zinssatz 
i= 0,0077 oder 7,7°/oo- Der Wert i ist der Wert der Vermehrungsrate der stabilen Bevölkerung 


bei einer Zunahme von Generation zu Generation um a4 v.H. 
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800 pro Generation, und nach dem heutigen Stand wird man wohl mindestens 
mit einer Abnahme von 10—12% pro Generation rechnen müssen. 

Rechnet man die Zu- oder Abnahme nicht für die Generationsdauer, sondern 
entsprechend der ineinander übergehenden Generationsfolge auf den Ja hres- 
durchschnitt um, so ergibt sich (vgl. rechte Spalte der Übersicht) für die 
Gesamtheit der Deutschen in der Batschka nach dem Stand von 1921—1923 noch 
ein bereinigtes Geburtenplus von 4,7 a. T. der Bevölkerung, nach dem Stand von 
1927/28 dagegen bereits ein bereinigtes Geburtendefizit von (—) 3,0 aufs Tausend der 
Bevölkerung. Gemessen an dem zur bloßen Bestandserhaltung erforderlichen Ge- 
burten-Soll ergibt sich für die Gesamtheit der deutschen Volks- 
gruppe in der Batschka ein Geburtendefizit, das kaum nennens- 
wert geringer sein dürfte als das Geburtendefizit der Reichs- 
bevölkerung (vgl. „Volk ohne Jugend“, S. 26 fg.). 

Für den gesamten Staatsdurchschnitt Jugoslawiens dürfte sich dagegen, 
ähnlich wie für Polen und die Ukraine, für die analoge Berechnungen durch- 
geführt werden können (vgl. „Volk ohne Jugend“, S. 366fg.), ein bereinigtes 
Geburtenplus von rund 8 a. T. der Bevölkerung ergeben. 


Schluß 


Zusammenfassend muß man feststellen, daß die Fortpflanzung der Deut- 
schen in der Batschka bereits auf ein bedenklich niedriges Niveau abge- 
sunken ist: es gewährleistet nicht mehr die Aufrechterhaltung des 
Bevölkerungsstocks. Zwar ist die Fruchtbarkeit der Deutschen in der 
Batschka, auch der evangelischen Deutschen, noch etwas größer als im Deutschen 
Reich. Andererseits ist aber auch die Sterblichkeit, insbesondere die Säuglings- 
sterblichkeit, unter den Deutschen in der Batschka höher als im Reich. Hier liegen 
zweifellos noch gewisse Reserven. Durch Verbesserung der Sterblichkeitsverhält- 
nisse, namentlich durch weitere Herabdrückung der Säuglingssterblichkeit, durch 
Verbesserung von Mutterschutz und Säuglings- und Kleinkinderfürsorge läßt sich 
die biologische Lebensbilanz des Deutschtums in der Batschka wahrscheinlich noch 
etwas verbessern. Doch dürften diese auf Bekämpfung der Sterblichkeit abzielen- 
den Maßnahmen allein nicht ausreichen, um das Gleichgewicht in der biologischen 
Lebensbilanz herzustellen. Das Deutschtum in der Batschka befindet sich ebenso wie 
das Deutschtum im Reich und im übrigen Europa im Zustand scharfer biologischer ! 
Selbstgefährdung, die nur überwunden werden kann durch ein Wiedererwachen 
und Erstarken des natürlichen Lebenswillens, durch Wiedergeburt der natürlichen 
Fruchtbarkeit, durch Stärkung des Willens zum Kinde und zur biologischen Voll- 
familie. Nur ein Volk, in dem im Durchschnitt mindestens 3—/ Kinder pro 
Familie aufgezogen werden, wird am Leben bleiben. Durch das Ein- und Zwei- 
kindersystem verurteilen sich Volk und Familie zum freiwilligen Tod. Kein Volk 
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stirbt aus, viele sind ausgeboren worden. Das ist die Gefahr, in der das deutsche 
Volkstum — auch in der Batschka — heute steht. 


* 


Was besagen diese Ausführungen von Direktor Dr. Burgdörfer®? Daß der Teil- 
körper des Deutschtums, der seit 200 Jahren, abgesprengt und ohne Zusammen- 
hang mit dem Gesamtdeutschtum, inmitten madjarischer und slawischer Um- 
gebung sitzt, in seiner biologischen Entwicklung aus nicht erkennbaren Gründen 
das biologische Schicksal des Gesamtvolkes teilt, während das ihn umwohnende 
Volkstum seinen eigenen, völlig anders verlaufenden Gesetzen folgt. 

Der überraschende Vergleich mit gewissen, dem Biologen wie dem Gärtner be- 
kannten Tatsachen liegt sehr nahe. Um ein etwas abgerundeteres Bild zu geben, 
fügen wir die entsprechenden Zahlen über die übrigen Deutschtumsgruppen an, 
soweit sie derzeit erhältlich sind. Wir verdanken sie der Unterstützung durch Herrn 
F. Hage, Referent im Statistischen Reichsamt. 


Geburten- und Sterbeziffern der deutschen Volksteile in einigen europäischen Ländern). 


Land 1925 1927 | 1928 1930 


Lebendgeborene auf 1000 Deutsche 


SEITE er elle elere.a esta anne a bh alera,ere ale 10,2 8,8 11,2 10,9 u) 242 
Südslawische Batschka: 

Evangelische Deutsche „.....-...:.c.00r00%. 21,2 21.21.2 149,4 | 18,9 | 18,4 } 16,9 
Katholische Deutsche sen. se cenne eure 28,1 27,901.225,4 26,0 . & 
Te ee he eleereete ein are e Bunte was 14,4 14,0 13,2 13,3 12,5 13,1 
allen oe Rn re ERLT & e h ei 16,2 | 17,0 
Rumänien, Evangelische Landeskirche ......... 25,30 1025.2212.23.521223:521 222:721022,0 
BSchecho-Sl0owakei So aan see eg seem. nee e.0.e.e 20,4 | 19,8 | 18,6 | 18,5 | 17,8 | 17,8 

SENDE Sara, Sr DD A 41,9 | 47,4 | 46,4 | 43,5 5 5 
RN, 0 ar RR Hanno re OT 23,4 23,6 23,3 24,0 283,2 24,0 

Sterbefälle auf 1000 Deutsche 
IST stets. e en.0100. 4 aarenssaterete.dh staaten wre 0 2 17,4 16,5 18,7 13,8 
Südslawische Batschka: 

Evangelische Deutsche ...2o.......0oneese. 16,3 47,3-1-17,97 1714,87 | 14,971713;9 
Katholische: Deutsche ....n nnersocu0e ae [716,82 1=16,421=46/6° | 217,9 A 3 
Lara an den I AS 14,4 15,6 15,9 16,4 17,2 16,5 
VIREN 2 ee ONE Bere 2 2 ö ß 44,27 1710,6 
Rumänien, Evangelische Landeskirche.......... 15,8 | 16,2 | 16,8 | 14,9.f 15,5 | 14,4 
Wechecho-Slowakeirs usa susanne nein ae» 14,1 | 14,4 | 14,8 | 13,8 | 14,9 | 13,2 
OKFANS ae ehe ee Veh Vanskelefelie e.szeiehate ee a 15,.021240572. 215,9 B R 
BP ATDme ee snescnnnneoeneseneneneen Na 14,20 110,2, 1515557 1717,10 10.19,9 


1) Ferner einige Länder mit wesentlich deutschstämmiger Bevölkerung : 


Sams ern 068 ae AR Ra 
NER Eee aeaa nansseneia ee reale EN 
Auch die übrigen Länder mit vorwiegend germanischer Besiedlung zeigen ähnliche Ziffernbilder. 
Ob diese Erscheinung rassisch bedingt ist oder sich mit der Verbreitung westlicher Zivilisations- 
formen deckt, muß Gegenstand einer späteren Untersuchung sein. Die Schriftleitung. 
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Wir sehen: in der Gesamtlinie auch hier ein Absinken der Geburtenzahl fast 
ohne Ausnahme. Aber immerhin; kein ganz einheitliches Bild und schlüssig schon 
aus dem Grunde nicht, weil die Berichtszeit viel zu kurz ist. 

Noch komplizierter wird die Erscheinung aber, wenn wir eine Tatsache beachten, 
auf die F, Burgdörfer aufmerksam gemacht hat), Sie läuft, kurz zusammen- 
gefaßt, auf folgendes hinaus: die Geburtenentwicklung Elsaß-Lothringens folgte bis 


Die beburtenenfwicklung in in Elsaß-Lothringen 


verglichen mit dem Deutschen Reich Baden,der Schweiz u.Frankreich 
auf 1000 Einwohner lebendgeborene 


u Elsaß-Lothringen 
am Deutsches Reich 
es«. Baden 
aauıs Schweiz 
CH Frankreich 


7 05 1910 1930 31 3» 


Aus Burgdörfers „Volk ohne Jugend“. 


zum Jahre ıgı4, wo das Land dem Verband des Reiches angehörte, in stark 
absinkender Tendenz der Geburtenkurve Badens und der Schweiz, im großen der 
des Reiches. 

Mit Kriegsende wechselt Elsaß-Lothringen in den französischen Staatsverband 


hinüber. Von diesem Jahr an löst sich seine Geburtenkurve, wie die Abbildung 


zeigt, von den weiter absinkenden Kurven des Reiches, Badens und der Schweiz. 
Und sichtbar verläuft sie nun parallel zu der im wesentlichen stabilen Geburten- 
entwicklung Frankreichs. Es ist ungemein schwierig, für diese Beobachtung eine be- 
friedigende Erklärung zu finden. Ob die Vermutung Burgdörfers zutrifft, hier 
liege eine Auswirkung der bevölkerungspolitischen Maßnahmen Frankreichs vor, 


1) Burgdörfer, F.: „Volk ohne Jugend‘, Berlin 1932, 8. 411ff. 9. Beiheft zur Z.f.G. 
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scheint uns zweifelhaft. Jedenfalls wäre sie nach der Seite hin zu ergänzen, daß 
die beiden Provinzen seit Jahrhunderten ‚„Zwischenland“ gewesen sind, zwar deut- 
i schen und germanischen Blutes, aber in ihrer staatlichen Gestaltung zwiespältig — 
gewohnt, sich der jeweilig herrschenden Macht anzupassen. 

Zusammenfassend also: kein klares Bild. Aber doch wohl, namentlich zusammen 
mit der folgenden Fragenzusammenstellung, eine Summe von Anregungen, zu 
‚ deren weiterer Behandlung wir uns zahlreiche Mitarbeiter wünschen. Aus unserem 
Kreis heraus entsteht ihnen eben ein eigenes Organ: das Archiv für Bevöl- 
kerungswissenschaft (Volkskunde) und Bevölkerungspolitik; Her- 
| ausgeber: Friedrich Burgdörfer, Dr. Gütt, Hans Harmsen, Dr. Ruttke, Heinz Zeiß 
— Schriftleitung: Kurt Vowinckel, Verlag S. Hirzel, Leipzig. Die Aufgabenstellung 
des Archivs deckt sich mit dem Gebiet, das wir im folgenden in Form einer Frage- 
stellung umreißen, 


Fragen zur Bevölkerungswissenschaft (Volkskunde) 


Über die Absicht, die wir mit dieser Fragenzusammenstellung verfolgen, spra- 
) chen wir kurz bereits oben. Wo wir nicht wissen, können und müssen wir wenig- 
stens fragen. Es zeigt sich dabei, daß auch dieser Fragestellung eine ganz be- 
stimmte, eben die geopolitische Ausgangshaltung, zugrunde liegt. Denn Bevölke- 
rungswissenschaft (Volkskunde) ist der eine Teil der Geopolitik (Staatskunde), 
während Raumkunde (politische Geographie) ihr anderer Teil ist. 

Zu Entstehungsgeschichte der Fragen kurz folgendes: Anregung wie erster Entwurf 
gingen von unserem Mitarbeiter Dr. Karl Pintschovius und der Schriftleitung aus. 
| Für die methodische Durcharbeitung stellten sich dankenswerterweise Direktor 
| Dr. F. Burgdörfer und Professor H. Zeiß zur Verfügung, während die endgültige 
Ausgestaltung im wesentlichen ein Verdienst von Fräulein Dr. E. Pfeil ist. 

Wir betonen nachdrücklich: diese Fragen können und wollen nicht vollständig 
sein oder auch nur gleichmäßig in ihrer Durcharbeitung. Sie sind nichts als ein 
erster Versuch, den Überblick über das ganze Gebiet der Bevölkerungswissenschaft 
(Volkskunde) zu geben und eine Anregung zur Weiterarbeit, 


l. Zum Aufbau des Volkskörpers 
A. Die biologische Zelle des Volkskörpers: Die Familie 


(Biologische Bestandsaufnahme) 


ı. Gründung der Familie: 
a) Wie viele Ehen werden geschlossen? 
Jährlich? — In Prozenten zu den vorhandenen Ehefähigen? (Mann? Frau?) 
b) Wann gründet der Mann eine Familie? 
In welchem Alter? — Bei welchem Einkommen? (Beide Fragen zu differenzieren 
nach Beruf, sozialer Stellung.) 
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c) Wann tritt die Frau in die Ehe? 

d) Welches sind die wirtschaftlichen Grundlagen der Ehe? = 

e) Wie viele Ehen werden auf der wirtschaftlichen Grundlage beiderseitigen 
Verdienstes gegründet? 


f) Wie viele geschlossenen Ehen werden wieder geschieden? 
Nach welcher Zeit? — Hängt die Zahl der geschiedenen Ehen zusammen mit’ 
Kinderlosigkeit bzw. Kinderarmut? 


g) Welches sind die Gründe für die Scheidung? 
h) Wie verteilen sich die Scheidungen? 


Räumlich (Stadt — Land) — nach sozialer Stufe — rassenmäßig — konfessionell? 


i) Wie viele der geschiedenen Ehepartner heiraten wieder? 
Nach welcher Zeit? 


k) Wie viele Menschen bleiben ehelos? 
Gründe für die Ehelosigkeit bei Mann? bei Frau? Wirtschaftlich, physisch, psychisch. 


l) Wie wird die Ehelosigkeit in der Volksmeinung bewertet? 


Gliederung: räumlich — rassenmäßig — sozial — konfessionell. 
2. Entfaltung der Familie: 
a) Wie hoch ist die durchschnittliche Kinderzahl in den fruchtbaren Ehen? — 
In den Ehen überhaupt? 
b) Wie verteilen sich die vorhandenen Kinder auf kinderarme und kinderreiche 


Familien? 
c) Unterschiede zwischen Kinderreichtum und Kinderarmut? 
Räumlich (Stadt — Land) — sozial — konfessionell — rassen- und stammesmäßig? 


d) Welches sind die Gründe für die Kinderarmut? 


1. Unfreiwillige Kinderarmut: Physisch? (Sekundäre Unfruchtbarkeit.) — 2. Frei- 
willige Kinderarmut: aus eugenischen Bedenken? (Bei Mißraten des ı. Kindes.) — Aus 
wirtschaftlichen Bedenken? (Not, Aufstiegsmöglichkeiten, Bildungsmöglichkeiten, Er- 
halten ungeteilten Erbes; Luxusbedürfnis.) — 3. Aus Bequemlichkeit? — 4. Uninter- 
essiertheit? — 5. Kein Verständnis für Verantwortung gegenüber dem Volksganzen? — 
6. Aus Unkenntnis? — 7. Aus Egoismus? — 8. Aus falscher Einschätzung des Ver- 


hältnisses von Bevölkerungszahl und Arbeitslosigkeit? — 9. Aus pessimistischer Welt- 
anschauung? 


e) Wie ist die Bewertung der Kinderarmut im Volk? 


f) Welches sind die Mittel zur Einschränkung der Geburten, in welchem Ver- 
hältnis zur Zahl der Familien steht ihre Anwendung? Wo und in welcher 
Form sind sie verbreitet? 

Zeitliche Enthaltsamkeit? — Gebrauch von Schutzmitteln? — Abtreibung? 

g) Wie viele der überhaupt fruchtbaren Ehen sind bereits im ı. Jahre fruchtbar? 

h) Welche Folgen hat die Verbreitung des Empfängnisaufschubs? 

i) Wie viele Kinder kommen gegen den Willen der Eltern zur Welt? 


k) In welchem Alter stehen die Eltern während ihrer F ruchtbarkeit? 
l) Wie rasch ist also der Generationswechsel? 
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m) Wie viele Ehen sind kinderlos? 


Aus welchen Gründen? Nicht gewollt? Physische Unmöglichkeit (Mann? Frau?). — 
Gewollt? Abneigung gegen Kinderaufzucht? (Mann? Frau?) — Wirtschaftliche Un- 
möglichkeit? Tatsächliche (Not)? Eingebildete (Luxus)? — Eugenische Bedenken? 


n) Wie verteilen sich die kinderlosen Ehen? 
Nach dem Alter der Eheschließung? Räumlich (Stadt — Land) — sozial — stam- 


mesmäßig — rassenmäßig — konfessionell? 
o) Sind die Partner der kinderlosen Ehen aus kinderreichen oder kinderarmen 
Ehen hervorgegangen? 
p) Wie wird die Kinderlosigkeit in der Volksmeinung bewertet? 
(Gliederung: räumlich — sozial — rassenmäßig — konfessionell.) 
q) Wie viele Eheleute nehmen Kinder an? 
r) Wie verteilen sich die aufgenommenen Kinder auf: 


Unfreiwillige kinderlose Ehen? — Kinderarme Familien? — Kinderreiche Fami- 
lien? — Einzelpersonen? 


s) Welche Wertmaßstäbe werden bei der Auswahl der Adoptivkinder angelegt? 
Geschlecht? Alter? Erbmasse? Äußere Erscheinung? 
t) Wie hoch ist die Zahl der unehelichen fruchtbaren Verbindungen? 
u) Wie ist die körperliche Qualität der unehelichen im Vergleich zu den ehe- 
lichen Kindern? 
Wie die Leistungen in der Schule, Universität? im Beruf? — Wie der Charakter 
(Kriminalität)? 
v) Besteht Behinderung im bürgerlichen Leben? 
w) Wie ist die allgemeine Bewertung der unehelichen Kindschaft? 
Räumlich (Stadt — Land) — sozial — stammesmäßig — rassenmäßig — konfessionell? 
. Sippen und Geschlechter: 
a) Wie ist der Begriff Sippe bzw. Geschlecht abzugrenzen? 
b) Wie stellt sich das Schicksal einer Familie in der Generationsfolge dar? 
Verzweigung? Schrumpfung? 
c) Ist die Neigung zu Kinderreichtum — Kinderarmut — Kinderlosigkeit durch 
Generationen gleichbleibend? oder wechselnd von Generation zu Generation? 
d) Rascher Generationswechsel? Veränderungen darin? 
Unterschiede: räumlich (Stadt — Land) — sozial (Beruf, soziale Stufe) — kon- 
fessionell — rassenmäßig — stammesmäßig? 
e) Wann und wo geht der Zusammenhang Einzelner mit der Familie oder: der 
Einzelfamilie mit der Sippe verloren? 
Durch räumliche Trennung? — Durch soziale Trennung? 
f) Wie hoch ist die durchschnittliche Lebensdauer der Familien und Sippen? 
Auf dem Lande? — In der Stadt? 
g) Bei Familien mit Tradition: 
Bei landbesitzenden Familien? — Bei patrizischen Familien? — Bei Familien mit 
Berufstradition (z. B. Gelehrten-, Pfarrerfamilien). 
h) Bei Familien ohne Tradition und Zusammenhalt? 
Bei Familien mit kapitalistischem Reichtum? — Unterschiede nach Konfession? — 


Rasse? 
40 
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4. Qualität der Familie: 
a) Welche Eigenschaften bestimmen die „Qualität“ einer Familie? Gibt es abso- 
lute Wertmaßstäbe dafür? 
Erbforschung: 
b) Wie ist das Niveau einer Familie in bezug auf Gesundheit? Charakter? 
Leistung? 
c) Wie ist sie zusammengesetzt in bezug auf Typenzugehörigkeit? Rassen? 
Wirtschaftliche Stellung? Kulturelle Stellung? | 
d) Wechselt sie in der Generationsfolge in bezug auf diese Eigentümlichkeiten 
oder bleibt sie sich gleich? 
e) Wie ist das Verhältnis von der durchschnittlichen Familienqualität zu den 


hervorragenden Einzelpersönlichkeiten: 
Wie viele Minusvarianten? Wie viele Plusvarianten? 
f) Welche Gründe bedingen die Breite und Art der Variation? 


Konstitution? Vermischung durch Heiraten? Aufzuchtsunterschiede (Erziehung — 
Bildung — Landschaft — wirtschaftliches und soziales Milieu)? 


g) Welches sind die Darstellungsmöglichkeiten für das Erbbild einer Familie? 


Stammbäume, Erbmassentafeln (nach Martin), Familienaltäre, „Ihai‘“ usw. (Ahnen- 
täfelchen), R&-Bretter. 


Eugenik: 

h) Welche Familien sind erhaltenswert? Welche nicht? 
Welches ist der Maßstab für den Wert? Die durchschnittliche Qualität? 

i) Wieviel Generationen müssen zur Abgäbe eines Werturteils beobachtet werden? 

k) Welche Zukunftsaussichten hat eine Familie oder Sippe? 
Wodurch kann ihr Bestand gefährdet werden? — Wie gesichert? 

l) Wie kann sie qualitativ auf gleicher Höhe gehalten werden? 

m) Wie aufgeartet? (Z. B. durch bestimmte Einkreuzung.) 

n) Wie ausgeschaltet? (Sterilisation.) 


0) Wieweit besteht Verständnis für eugenische Verpflichtungen? 
Begriff der Erbhygiene. ’ 


B. Die Grundlagen der Familie: Das Individuum 


(Quantitative Bestandsaufnahme) 


1. Wie ist die Gliederung der Bestandsmasse in der Bevölke- 
rungspyramide? 
a) Wie hoch ist die durchschnittliche Lebensdauer? 
b) Wie sind die Altersstufen (Jahrgänge) zahlenmäßig besetzt? 
c) Welche Lebensaussichten hat der Angehörige einer bestimmten Altersstufe? 
d) Wie hoch ist die Sterblichkeitsziffer pro Altersstufe? — Die Ziffer der 
Selbstmorde? 


e) Wie verhalten sich die Alterspyramiden der männlichen und weiblichen 
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Individuen untereinander und zur gemeinsamen Alterspyramide? (Verschie- 


dene Geburtenzahl und Sterblichkeit.) 


f) Welche F olgerungen sind aus der Divergenz der männlichen und weiblichen 


Pyramiden zu ziehen? (Z. B. Heiratsaussichten für eine bestimmte Gene- 
ration.) 


2. Wie gliedertsich das Volk nach dem Familienstand? (Vgl. I.A. r.) 


a) Wie viele Menschen leben in ehebestimmter Häuslichkeit? 
In eheähnlicher? — Bei Verwandten? — Bei Fremden? — Junggesellenmäßig? 


3. Wie gliedert sich die Bestandmasse nach Nationalität und 
Muttersprache? 
Ausländer im Inland? Angehörige des Volkskörpers im Ausland? 
a) Nach der Rassenzugehörigkeit? 


Angehörige fremder Rassen, aber deutscher Nationalität? Vereinzelt? — Einge- 
sprengte Gruppen, unter Erhaltung ihrer Muttersprache? Mit Zweisprachigkeit? 

Aufspaltung des Volkes selbst in mehrere Urbevölkerungen 
verschiedener Rasse? 


Unvermischt nebeneinander? — Vermischungen? — Landschaftliche Verteilung? 
— Verteilung auf Schichten? 


b) Nach Stämmen? 


Findet Vermischung der Stämme statt durch innere Wanderung?, Beamtenaus- 
tausch? Reichsbeamte? 


c) Nach der Konfession? 


Wie hoch ist der zahlenmäßige Anteil der Konfessionen? — Die landschaftliche 
Verteilung? ‚Welche Folgen kann sie haben? Gau-Inzucht? — Die Verteilung nach 
Sozial- und Berufsklassen? — Die zeitliche Verschiebung durch Übertritte? Durch 
verschiedene Geburtenhöhe? 


d) Nach psychisch-physischen Gesichtspunkten? 
Temperamente? Körperbau- und Charaktertypus? 
4. Wie gliedert sich die Bestandsmasse nach den sozialen Eigen- 
schaften? 


a) Gibi es angeborene Eignung fe einen bestimmten Beruf? Wie häufig ist sie? 


b) Besteht Berufstradition? 


Landschaftlich? Familienmäßig? Springen künstlerischer, schöpferischer Veran- 
lagung zwischen Kunstgebieten? 


c) Besteht Tradition im Nebenberuf? 
(Z. B. Schnitzen, Geigenmachen, Basteln.) 

d) Findet Wechsel des Berufs beim einzelnen statt? 
Aus welchem Grund? 

e) Wie viele Menschen haben Doppelberufe — Vollberufe — Halbberufe — 
Nebenberufe — ehrenamtliche Haupttätigkeit? — ehrenamtliche Nebentätig- 
keit? 

f) Welche Folgen hat die Berufsspezialisierung auf Grund der Monokultur- 
entwicklung? 

Für Berufsfreudigkeit? Für Berufsschäden ? 


for 
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Soziale Stellung: 
g) Welche Wandlungen in der Bewertung sind festzustellen? 
h) Befindet sich der einzelne im Gleichklang mit der sozialen Entwicklung seiner 
Familie? 
Bildung: 
i) Wie ist der Bildungsgrad zu messen? 
Nach Schulabschlüssen? Lektüre? Benutzung öffentlicher Bildungsmittel (Museen, 
Theater, Konzerte)? Zugehörigkeit zu Vereinigungen (siehe I. C. 2.). 
k) Wie verhalten sich Bildungsstufe und: 
Beruf? Einkommenstufe? Vermögen? Körperbau? Fortpflanzungswille? 
I) Welche Berufe lassen Zeit zu außerberuflicher Bildung? 
m) In welchen Berufen vorzüglich besteht ein derartiges Bildungsinteresse? 
n) Hängt das Bildungsinteresse zusammen mit 
Herkunft (geistiges Milieu)? Erbanlage? Vermögen? Räumlicher Umgebung (Stadt 
— Land) — sozialer Umgebung? Rasse — Konfession? Sozialer Beziehungsstruktur? 
0) Wie viele Menschen sind eingeordnet in ein überindividuelles soziales Gefüge? 


In bäuerliche — oder Gutswirtschaft? In die Beamtenschaft? In Groß-, Mittel-, 
Kleinunternehmungen kaufmännischer Art? industrieller Art? handwerklicher Art? 


C. Die sozialen Gebilde im Volkskörper 


ı. Was sind soziale Gebilde? 
a) Organische Gebilde 


Merkmale: Innerliche Zusammengehörigkeit. Freiwillige Zugehörigkeit. Ausprä- 
gung eines bestimmten menschlichen Typs unter den Mitgliedern. 


b) Unorganische Gebilde 
Merkmale: Äußerliche Zusammengehörigkeit. Einseitigkeit. 
2. Wie gliedert sich die Bestandsmasse: 
a) Nach Berufsständen? 
Organischen? Unorganischen? — Nach Wirtschaftsverbänden? (Sind sie stets 
unorganisch?) — Inwieweit decken sich Berufs- und Wirtschaftsverbände? 


b) Nach politischen Verbänden? 
Je nach Beruf? — Landschaft? Konfession? Rasse? 


c) Nach Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften? 


Innerhalb der Kirchen? — Neben den Kirchen? — Außerhalb der Kirchen? — 
Wie verteilen sich die Anhänger auf Berufe? Soziale Stufen? Konfessionen? ‚Land- 
schaften? Rasse? Sprache? 
d) Vereinigungen zur Pflege von 


Sport? Wissenschaft? Kunst? Unterhaltung? 
Wieweit decken sie sich mit einer Gliederung nach: 


Rasse — Sprache — Berufe — sozialen Stufen — Konfessionen — Parteizuge- 
hörigkeit — Familienstand? 


Wieviel Zeit des einzelnen nehmen sie in Anspruch? Wieviel seiner Arbeitskraft? 
Auswirkungen auf Familienbildung — und -erhaltung? 


e) Individualvereinigungen (Ausstrahlung einer Persönlichkeit): 
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f) Bestehen geschlossene Freundeskreise ohne Zweckbestimmung? 


Welches sind ihre Merkmale? In welchen Berufsgruppen treten sie auf? Auf wel- 
chen sozialen Stufen? Oder sind sie zwischenberuflich? Vereinigen sie Menschen ver- 
schiedener sozialer Stufe? Welchen Umfang können sie ohne Zweckbetonung an- 


nehmen? 


Il. Der Volkskörper im Raum 


A. Der Siedlungsraum 


a) Wie ist er beschaffen? 


Charakteristika in bezug auf: Klima, Bodenbeschaffenheit, Bodenaufbau, Unter- 
lage, Bodenschätze, Landschaftsbild, Besiedlungsmöglichkeit, Dichteoptimum ? 


b) Ist der Siedlungsraum des Volkskörpers einheitlich? Oder zerfällt er in meh- 
rere oder viele in sich abgeschlossene Räume? 

c) Gehört er zu größeren Räumen, die auch andere Völker mit umschließen? 

d) Greift er in die Siedlungsräume anderer Völker über? 


B. Der Rassenraum 
a) Ist er einheitlich? 
b) Deckt er sich mit dem Siedlungsraum des Volkskörpers? 
Ist er größer?, d. h. gehört der Volkskörper zu einer übervolklichen Rasse? — 


Ist er kleiner?, d. h. besteht der Volkskörper aus mehreren Rassen? — In räumlichem 
Nebeneinander? In schichtmäßigem Übereinander? 


c) Dominiert eine Rasse? Sind Gründe dafür erkennbar? 
d) Kann im Volkskörper eine neue Rasse entstehen, so daß Rasse zu Volk wird? 


CG. Der Sprachraum 


a) Ist der Sprachraum abgeschlossen gegen andere Völker? Einheitlich in sich? 

b) Sind Dialektgrenzen zugleich räumliche Grenzen? Sind sie unverschiebbar? 

c) Verläuft die Sprachgrenze gegen andere Völker parallel mit der politischen 
Grenze? — parallel mit der geographischen Grenze? 

Ist sie unverschiebbar? Oder bestehen geschichtliche Verschiebungen des Sprach- 
raumes? — Stehen sie mit Ereignissen im Volkskörper in Verbindung (Wachstum, 
Schrumpfung, Vermischung)? 

d) Reicht der Sprachraum weit und in geschlossenen Gebieten über den Staats- 
raum hinaus? 
e) Bestehen Einsprengungen fremder Sprachen innerhalb des geschlossenen 


Sprachraums? (Sprachinseln und Streusiedlung.) 


D. Der Kulturraum 


a) Hat der Volkskörper eine einheitliche Kultur? 
Nach Art und Form? Nach der Entwicklungsstufe? Welches sind ihre Merkmale? 
b) Nimmt er teil an mehreren verschiedenartigen Kulturen? 
In seiner Eigenkultur? In seiner Gesamtheit? Oder in einzelnen Kulturbeziehun- 
gen? Mit oder ohne Schädigung? 
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c) 
d) 


a) 
b) 


d) 


£ 


Sn 


b) 


[g) 


d) 


e) 
N) 
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Gehört er in einen größeren, übervolklichen Kulturzusammenhang? 
Sind Einsprengungen andersartiger Kulturen in den geschlossenen Kultur- 
raum vorhanden? 

Bei eingesprengten Angehörigen fremder Rasse? 
Bestehen innerhalb eines einheitlichen Kulturraumes deutliche, landschaft- 
liche (Stammes-) Unterschiede? 


Sind starke Bindungen an die Stammessonderart ‚vorhanden? Wie zeigen sie sich? 
Wie wirken sie sich aus? Bedrohen die Sonderarten die Einheitlichkeit des Ganzen? 
Überschneidungen von Kulturkreisen? 


E. Der Nahrungsraum 


Inwiefern deckt er sich mit dem Siedlungsraum? 
Wo greift er hinaus über ihn? 

Handel: Export? Import? Transit? 
Wie ist das Hinausgreifen bedingt? 


Einseitigkeit des Siedlungsraumes an Bodenprodukten und Rohstoffen? Geogra- 
phische Lage: Küste? An internationaler Handelsroute? Durchgangsland? 


Innerer Austausch im geschlossenen Siedlungsraum? 


Ist der Nahrungsraum aus verhältnismäßig autarken Zellen ohne starken Handel 


aufgebaut (China)? Oder ist er nach einzelnen Monokulturen gegliedert mit starkem 
Binnenhandel (USA.)? 


Oder Verflechtung in einen überstaatlichen bzw. übervolklichen Wirtschafts- 
zusammenhang? 
Als naturnotwendige Dauerform? Als Ergebnis einer kulturellen Entwicklungsstufe? 


Welche Bindungen bestehen zwischen Nahrungsraum einerseits, Staatsraum 
und den anderen Räumen andererseits? 


F. Der Krankheitsraum (bzw. Gesundheitsraum ) 


Gibt es typische Klima- und bodenbedingte Krankheiten im Siedlungsraum 
des Volkskörpers? ’ 

In bezug auf welche Krankheiten ist der Krankheitsraum des Volkes größer 
als sein Siedlungsraum, d. h. gehört er in einen übervolklichen Krankheits- 
raum hinein? 

Welches sind die geophysischen Bedingungen für Konzeption, Geburt, Krank- 
heit und Tod in bestimmten Siedlungsräumen? 


Welchen Einfluß hat der Raum, den der Volkskörper bewohnt, auf 


Konstitution? Psycho-physische Typenbildung (z. B. endokrine Typen)? Rasse- 
bildung und -merkmale? 


Sind Unterschiede in Kultur, Dialekt, Stammestypen innerhalb des Volkes 
geophysisch bedingt? oder mitbedingt? 


Wie verhalten sich die geophysischen Bedingungen zu den rassischen? 
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G. Der Staatsraum 
a) Deckt sich der Staatsraum im wesentlichen mit dem Siedlungsraum?, mit 
dem Rasseraum?, mit dem Sprachraum?, mit dem Kulturraum? (Fallen 
Kulturnation und Staatsnation zusammen?) 
b) Sind bedeutende Teile des Volkskörpers nicht im Staatsraum erfaßt? 


Handelt es sich hier um einen Dauerzustand? Oder nur um eine geschichtliche 
Periode? Sind Gründe für solche Verkümmerungserscheinungen eines Staates zu 


erkennen? 
c) Ist der Volkskörper nur einer unter mehreren einen Staat bildenden Volks- 
körpern? 
Bildet der also aus mehreren Völkern zusammengesetzte Staat doch eine Kultur- 
nation? 
d) Ist der Staatsraum geographisch in sich geschlossen? — Abgeschlossen gegen 
andere Staatsräume? — Gehört er geographisch in einen größeren, überstaat- 


lichen Raum hinein? 
e) Hat der Staat Ausdehnungsbestreben aus seinem Raum heraus? 
Kolonien? Drang zum Meer? Wirtschaftliche Expansion? 
f) Wie ist das Ausdehnungsbestreben begründet? 
Geographisch? Biologisch? Kulturell? 


Ill. Der Volkskörper in der Zeit 
A. Die Verwurzelung des Volkskörpers 


a) Durch welche Tatsachen wird der Begriff ‚„Verwurzelung‘ gekennzeichnet? 
b) Wann begann die Verwurzelung des Volkskörpers? (Seßhaftigkeit.) 
c) Welche Wandlungen hat die Form der Seßhaftigkeit durchgemacht? 
Hof — Dorf — Burg/Kloster — Stadt? 
d) Welche strukturellen Beziehungen bestehen zwischen 
Hof — Dorf — Burg/Kloster — Stadt und umgebendem Land? Untereinander? 
e) Bilden diese strukturellen Beziehungen ein lebendiges Gleichgewicht? 
Wann? — In welchen Räumen? 
f) Welcher Anteil des Volkes ist auch im verwurzelten Volkskörper nicht 
bodenverhaftet? 
Kulturnomaden. Wohn- und Arbeitsplatzspannung. 


B. Die Entwurzelung des Volkskörpers 

Wodurch lockert sich die Beziehung zur Siedlungslandschaft? 
. Wanderung: 
a) Auswanderung in fremde Länder 

bis zur Entvölkerung? 
b) Einwanderung landfremder Bevölkerung 

bis zur Unterwanderung? 
c) Innervolkliche Wanderung 

bis zur Verwischung der Stammeseigentümlichkeiten? 


d) Folgen auf Zeiten der Entvölkerung solche der Neubesiedlung? 
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e) Kommt der Anstoß zur Wanderung 

aus der biologischen Entwicklung? aus geographischen Einflüssen? von kulturellen 
Einflüssen? durch Einflüsse von außen? 

f) Werden einzelne Volksteile besonders vom Wandertrieb erfaßt? 

Räumlich gesonderte Gruppen? Sozial gesonderte Gruppen? 

2. Lockerung durch Verstädterung: 
a) Wie ist der Begriff der Verstädterung wissenschaftlich zu fassen? 

Welches sind Funktion und Aufbau der „natürlichen“ Stadt? Erhält sie sich bio- 
logisch ‚selbst? Wie groß ist ihr Lebensraum? Welches sind demgegenüber die Merk- 
male der „verstädterten“ Stadt? Gibt es Verstädterung isoliert? Oder ist sie Er- 
scheinungsform eines den ganzen Volkskörper erfassenden Vorganges? Ist sie Störung 
des strukturellen Gleichgewichts? Ist sie verbunden mit einem bestimmten Lebens- 
standard ? 

b)'Wann beginnt der Verstädterungsvorgang? — Wann ist er vollendet? — 
Geht die Entwicklung in einem Zuge? — Oder gibt es Zeiten des Stillstandes 
oder einer vorübergehenden Umkehr? 
c) Ist nach vollzogener Verstädterung eine Umkehr des Prozesses möglich? 
Von selbst? — Durch bewußte Lenkung? 
d) Wo sind die Ursachen des Vorganges zu suchen? 
3. Lockerung durch politische Einflüsse: 
a) Absprengung bedeutender Teile des Volkskörpers 
bis zur Gefährdung des Restkörpers? 
b) Einfügung fremdbesiedelter Länder in den Staatskörper 
bis zur Gefährdung des primären Staatsvolkes? 
4. Lockerung durch Entartung: 
a) Begriff der Entartung? 
b) Sinken der physischen Qualität 
der (angeborenen) Konstitution? der (erworbenen) Erscheinung (Kultureinflüsse)? 
c) Sinken der moralischen Qualität: 
Gibt es ein Sinken oder nur Wandlungen? Steht die Veränderung der moralischen 


Wertbegriffe in funktionellem Zusammenhang mit physischen Wandlungen? Welche 
Zusammenhänge bestehen mit der Kulturstufe? 


d) Sinken der rassischen Qualität: 


Vermischung mit Fremdrassigen? Geographische Einflüsse (Klimawechsel)? Geistige 
Einflüsse fremder Kulturen? 


C. Das biologische Schicksal des Volkskörpers 


1. Entstehung: 


a) Aus einer Urbevölkerung, die plötzlich Staatsbildung und Kulturentwicklung 
aufweist? 
Aus sich heraus? Durch Berührung mit fremden Kulturen? 
b) Aus Wanderung eines Volkes in einen anderen Raum oder Stammwande- 
rung? (Wundt.) 
Dort erst Kultur- und Staatsentwicklung? Durch Vermischung mit der dortigen 
Urbevölkerung? Durch Unterwerfung der dortigen Bevölkerung und Bildung einer 


3. 


h. 


FRAGEN ZUR BEVÖLKERUNGSWISSENSCHAFT 629 


Herrenschicht? Findet später allmähliche Vermischung statt? Findet ein Nachströmen 


von Einwanderern aus der gleichen Heimat statt? Durch Jahrzehnte — durch Jahr- 
hunderte? Unterwanderung durch andere wandernde Völker und Vermischung mit 
ihnen? 


c) Bildet der Volkskörper eine neue, eigene Rasse aus? 

Gibt es reinrassige Völker? — Welches sind die Merkmale von Völkern, die aus 
mehreren Vermischungen oder Überschichtungen (in zeitlichen Abständen) hervor- 
gegangen sind? — Wie verhalten sich die rassischen zu den geographischen Faktoren? 
— Wie groß ist ihr bestimmender Anteil? 


. Wachstum: 


a) Welcher Art sind die Zusammenhänge zwischen dem Wachstum des Volks- 
körpers und 


der religiösen Haltung? der Staatsanschauung und Staatsstruktur? der sozialen Hal- 
tung? der Wirtschaftsform? dem Auslesevorgang (Bildungswesen)? dem Wehrwillen? 


b) Kann sich aus dem Wachstum eine Schwächung des Volkskörpers ergeben? 
c) Müssen Völker wachsen? 
d) Wann wachsen sie? 
e) Wie regelt sich das Gleichgewicht, wenn sie nicht wachsen? 

Im freien Kräftespiel von Geburt und Tod? Durch menschlichen Eingriff (Sitte)? 
f) Wodurch wird das Tempo der Bevölkerungszunahme bedingt? 

Wachsende Geburtenzahlen durch: Psychophysische Einflüsse? Erweiterung des 

Lebensraumes? — Ist die natürliche Geburtenhöhe verschieden von Volk zu Volk? 


rassenmäßig bedingt? geographisch bedingt? — Durch Verminderung der Sterblich- 
keit? — Durch Erweiterung des Lebensraumes? — Durch wachsende Kultur? 


g) Wechselt das Tempo der Bevölkerungszunahme? 
h) Was wirkt übermäßigem Wachstum entgegen? 
i) Richtung des Wachstums: 
Zunahme der Bevölkerungsdichte? Damit zusammenhängend der Struktur des 


Aufbaus? Ausdehnung der Grenzen des Siedlungsraumes? zugleich des Staats (Er- 
oberung)? über den Staat hinaus (Auswanderungskolonien) ? 


Blüte: 
a) An welchen Maßstäben mißt man den Begriff der „Blüte“? 
Am kulturellen Leben? Am staatlichen Leben? Am wirtschaftlichen Leben? An 
welchen biologischen Merkmalen? 
b) Wo liegt der Höhepunkt im Entwicklungsganzen des Volkskörpers? 
c) Fallen die Höhepunkte von Kultur- und Staatsleben zusammen? 
d) Haben Einzelgebiete eigene Entwicklungskurven? (Stil-Verspätungen!) 
e) Wie lange dauert die Blütezeit? Gibt es mehrere Blütezeiten desselben Volks- 
körpers? 
f) Inwieweit liegt der Sinn der Entwicklung 
im Leben des Volkskörpers selbst? in seinem Wirken in größerem Kulturzusam- 
menhange? im Schicksal der einzelnen Glieder des Volkes? 
Alter: 
a) Welche Tatsachen kennzeichnen das Altern? 


b) Wann treten sie zuerst auf? 
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c) Wie lange währt die Altersperiode im Verhältnis zur ganzen Entwicklung? 
d) Kann die Erscheinung des Alterns mehrfach in der Geschichte eines Volks- 


körpers auftreten? 

e) Ist die Dauer der einzelnen Zeitabschnitte und ihr Verhältnis zueinander 
artspezifisch für 

ein bestimmtes Volk — eine bestimmte Rasse — einen bestimmten Raum? 

f) Geht der Alterungsprozeß mit einem zahlenmäßigen Schrumpfen des Volks- 
körpers Hand in Hand? Ist er unabhängig davon? 

g) Bestehen Zusammenhänge zwischen dem Altern und einer bestimmten Form 
der Zivilisation? 

5. Vergehen: 
a) Müssen Völker sterben? — Welche Art von Völkern stirbt? 
b) Sterben Völker 


aus äußeren Ursachen? Vernichtung durch Krieg? Naturkatastrophen? durch wirt- 
schaftliche Ursachen? aus inneren oder biologischen Ursachen? 


c) Führen die Alterserscheinungen bis zur völligen inneren Auflösung? 

Aussterben? Wehrunfähigkeit? Unfähigkeit zum Staatsleben? 
6. Gibt es eine Wiedergeburt des Volkskörpers? 

a) Von außen bedingt? 
Durch Aufhören schädigender Einflüsse? 

b) Von innen bedingt? 
Durch Wiedererstarken der Lebenskraft? Aus anderen Gründen (Rassenpflege, 

Blutsauffrischung) ? 


7. Ist der Volkskörper ein Organismus im strengen Sinne? 
a) Das heißt: Sind die Stufen von Geburt, Entfaltung, Blüte, Vergehen, Tod 
naturnotwendig? nicht umkehrbar? 
b) Oder ist der Vergleich mit dem Werden und Vergehen von Organismen nur 
Veranschaulichung? 
c) Besteht nur eine unverbindliche Ähnlichkeit: 
zufällig? oder aus der Verwandtschaft im Aufbau alles Lebens? 
d) Gibt es Volkskörper, die ‚ewig‘ sind, also Überorganismen — etwa im Sinne t 
des Waldes? 


Bei Kulturvölkern? dauernden Geschichtsträgern? Bei „geschichtslosen“ Völkern? 
IV. Volkskörper und Staat 


A. Der Volkskörper als Träger des Staats 


Der Staat als Lebensform des Volkskörpers. 
1. Der Staat als Organismus oder Überorganismus: 
a) Hat er die Kennzeichen eines Organismus? 


Bauplan und Gefüge: Zusammenarbeit der Glieder im Sinne des Ganzen? Auf- 
rechterhaltung des Bestandes? Gestalt: Abgegrenztheit gegen die Außenwelt? Ein- 
gepaßtheit in die Umwelt (Stoffwechsel und Reaktionsfähigkeit)? Begrenzte Anpas- 
sungsfähigkeit? Zielstrebigkeit der Entwicklung? Lebensphasen von Geburt bis Tod? 


3. 


4. 
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b) Hat er die Kennzeichen eines Überorganismus? 
Einer Vielzahl von Organismen? 
1. Eines Tierstaates? Gefüge: Zusammenarbeit, keine Entwicklung. — 2. Einer 
Lebensgemeinschaft (Wald, Wiese)? Kein Gefüge, nur wechselseitige Abstimmung, 


Zeitlosigkeit, Formlosigkeit. — 3. Einer Pflanzen- oder Tierart? Entwicklung durch 
Variation, Anpassung. 


c) Ist der Vergleich mit Organismus bzw. Überorganismus nur anschaulich 
oder verbindlich? 


d) Wie verhält sich der Staatsorganismus zum Organismus des Volkskörpers, im 
Falle sie sich nicht decken? 
e) Nehmen die außerstaatlichen Teile des Volkskörpers an sämtlichen Entwick- 


lungsstufen teil? Auch wenn der Staat, zu dem sie gehören, eine andere Ent- 
wicklung hat? 


. Wandlung der Staatsform als Funktion von Wandlungen im 


Volkskörper: 


a) Ist die Entfaltung von der Entwicklung des Volkskörpers allein bestimmt? 
Wieweit durch Einflüsse von außen (Vorbilder)? 


b) Stirbt der Staat mit dem Volkskörper oder kann er ihn überleben? 
c) Folgen auf Wandlungen im Volkskörper stets Änderungen der Staatsform? 
Oder halten sich u. U. die bisher geltenden Formen? Aus welchen Gründen? 


d) Wieweit sind fremde Einflüsse auf die Staatsform überhaupt möglich? 
Abwandlung des Fremden? 


Der Staatals Kulturform: 


a) Ist der Staat die für ein Volk typische Weise, sozial zu leben? 
Sich gegen andere Völker zu behaupten? 


b) Ist er Entfaltung des Kulturlebens im Raume? 


c) Oder hat er eigengesetzliche Formen? 


Individuum und Staat: 


a) Wenn der einzelne im dienenden Verhältnis steht: 
Ist der einzelne zwingend in die Staatsordnung eingefügt? — Berufen zu einem 
Amt? auf Grund von Geburt? auf Grund von Leistung? — Wie viele stehen außer- 
halb der Staatsordnung? — Oder umfaßt die Ordnung alle, auch die scheinbar ihr 
nicht dienenden? — Wandelt sich die Ordnung (das Recht)? — Sind Gesetzlichkeiten 
für diese Wandlung erkennbar? 


b) Wenn der einzelne im führenden Verhältnis steht: 
Kann der Staat die Schöpfung eines einzelnen sein? — Handelt der Führende als 
Exponent des Ganzen? bewußt? unbewußt?; als autonom schöpferischer Einzelner? 
im Sinne des Ganzen? gegen den Sinn des Ganzen? (Anmerkung: Das „Ganze“ in 
diesem Zusammenhang bedeutet nicht etwa die Masse oder die öffentliche Meinung, 
sondern: der Volkskörper in seiner biologischen Entwicklung.) — Welches sind die 
Beziehungen der führenden Individuen oder Gruppen zu den übrigen Gliedern des 


Volkes? 
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B. Der Staat als Schützer des Volkskörpers im Staat 


ı. Grundsätzliche Fragen: 2 
a) Sind die Maßnahmen eines Staates zum Schutze des Volkskörpers Ausfluß 
einer besonderen biologischen Situation des Volkskörpers? 
b) Erfolgen sie bewußt in Erkenntnis der Situation oder unbewußt? 
c) Sind Erfolge solcher Maßnahmen bekannt? 
Kurzfristig? Langfristig? 
2. Rassenpflege und Rassenhygiene: 
a) Sieht der Staat seine Aufgabe darin, die vorhandene Rasse rein zu erhalten 
(z. B. durch Einwanderungssperre) ? 
b) Ihr neue Blutströme zuzuleiten? 
c) Die im Volkskörper vorhandenen Rassen zu mischen? 
d) Sie getrennt zu erhalten? 
Räumlich? Sozial? 
e) Pflegt der Staat die Rasse durch Auslese? 


Bevorzugung und Unterstützung rassisch wertvoller Teile? — Ausweisung Fremd- 
rassiger? 


. Bevölkerungs- und Familienpolitik: 
a) Gibt es allgemeine Maßstäbe für die Ansetzung der Bevölkerungspolitik? 
b) Wie verändern sich die bevölkerungspolitischen Aufgaben mit der biologischen 
und räumlichen Situation? 
c) Maßstäbe für die Qualität (Einzelner-Familienzelle): 
Erbgesundheit — Leistung — Charakter? 
d) Mittel der Bevölkerungspolitik: 


Ausscheidung Ungeeigneter? — Förderung besonders Geeigneter durch moralische, 
durch wirtschaftliche Unterstützung? — Abstufung der Einkommensverhältnisse? — 
Abstufung des Steuerdrucks? — Erbrechtliche Maßnahmen? 


i. Wohnungs- und Siedlungspolitik: 
a) Welche Art des Wohnens schreibt die biologische und räumliche Situation 
des Volkskörpers vor? 


S 


> 


b) Wo ist mit der Unterbringung der Familienzellen anzusetzen? 


Räumlich im Bereich des Staates? — Örtlich in Groß-, Mittel- Kleinstädten, auf 
dem Land? — Außerhalb des Staatsbereiches? 


c) Wie ist hinreichender Wohnraum zu schaffen? 
Durch Wohnungszwangswirtschaft? — Staatliche Zuschüsse (Hauszinssteuer)? 
d) Siedlung zur Auflockerung der Städte? | 
Schrebergärten? — Randsiedlung? | 
e) Ländliche Siedlung? | 
Dichtere Besiedlung des vorhandenen Siedlungsraumes? — Neubesiedlung durch 
Urbarmachung? durch Eroberungskolonisation? 
f) Wie soll der Staat siedeln lassen? 
Mit Tendenz zur Selbstgenügsamkeit von Einzelhof?, Dorfgemeinde?, Teilland- 
schaft? — Mit Tendenz zur Marktwirtschaft im Innern des Staates?, über die Staats- 
grenzen hinaus? — Mit gleichzeitiger Stadt- und Industriesiedlung? 
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8) Wen soll der Staat ansiedeln? 


Nicht erbende Bauernsöhne? — Erwerbslose aus Mittel- und Großstädten? — Er- 
folgt Auswahl auf Grund von Charakter, Gesundheit, Rasse, Geldmitteln? — In lands- 
männisch oder konfessionell geschlossenen Kolonien? 


5. Übrige Sozialpolitik: 
a) Warum Sozialpolitik? 
Aus eugenischen Gründen? — Aus humanitären Gründen? — Aus dem Problem 
der Staatsautorität heraus? 
b) Ist Sozialpolitik ein Eingriff in die natürliche Auslese? 


c) Wenn ja, wie ist der darin liegenden Umlagerung im Gesamtkörper Rechnung 
getragen? 

d) Hängt das Auftreten von Sozialmaßnahmen zusammen mit Entwicklungs- 
stufen des Volkskörpers? 


e) Welche Mittel hat die Sozialpolitik? 

Arbeitsrechtliche Sicherungen: durch Sicherung des Arbeitsnehmers als einzelnen? 
durch Sicherung des Arbeitgebers als Unterhalters von Arbeitsgelegenheiten? durch 
staatliche Arbeitsbeschaffung? — Maßnahmen im Beamten- und Heereskörper? — 
Sicherungen bei Arbeitsunfähigkeit: Erwerbslosenfürsorge? Zwangsversicherung gegen 
Invalidität, Alter, Krankheit? — Fürsorge für die Unversicherten, abgestuft nach Qualität? 

£) Wo liegen die Grenzen der Fürsorge? 

Welche materiellen Mittel kann der Staat anwenden? — Welche Grenzen zieht das 
Interesse der Rassenpflege? — Der Bevölkerungspolitik ? 


6. Auslese- und Bildungspolitik: 
a) Welchem Zweck dient der Auslese- und Bildungsvorgang? 
Dient er dem Staat in seiner jeweiligen Form? — Steht er im Dienst eines biologi- 


schen Vorgangs? bewußt? unbewußt? — Dient er einer Idee? — Wenn ja, welche 
Rolle spielt diese Idee im biologischen Zustand des Volkskörpers? 


b) Welches Ziel verfolgt der Bildungsvorgang? 


Vermittlung allgemeiner Kenntnisse? — Spezialschulung? — Persönlichkeitsbil- 
dung? — Erziehung zum Staatsdenken? — zum Staatsdienst? — zur Wehrhaftigkeit? 


c) Wieweit ist der Auslesevorgang gleichzeitig ein Entwurzelungsvorgang? 
Sozial — räumlich. 
d) Erfolgt die Berufsauslese vorzüglich 


auf Grund der Bildungsstufe? — auf Grund der sozialen Stellung der Eltern? — 
auf Grund einer Vorprüfung? auf Grund von Bewährung? 


C. Der Staat als Schützer des Volkskörpers außerhalb der Grenzen 


a) Wie tritt das Bestreben auf, Auslandsglieder zu schützen? 
Daueranspruch an die Auslandsglieder und entsprechender Schutz? — Zeitlich be- 
schränkter Anspruch? — Oder wird kein Anspruch erhoben? 


b) Welcher Mittel bedient sich der Anspruch? 

Vererbliches Bürgerrecht? — Zeitlich begrenztes Bürgerrecht? — Wehrpflicht? 
c) Welche Schutzmittel hat der Staat? 

Machtpolitische — wirtschaftspolitische — kulturpolitische Unterstützung ? 
d) Bleibt die Aufgabe des Schutzes bestehen, wenn ganze Stämme abgesprengt 


werden und eventuell selbständige Staaten bilden? 
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D. Wehrpolitik 
Wieweit besteht eine Wehrpflicht jedes einzelnen Gliedes des Volkskörpers? 


Wie wird sie vom Staat in Anspruch genommen und ausgebildet? 
Wie hängt der Wehrwille zusammen mit der biologischen Entwicklungsstufe? 


Wie hängt die Wehrform zusammen mit der biologischen Entwicklungsstufe? 


d) Aufgabe der Wehrpolitik: 


Erhaltung des Staatsraumes? — Grenzschutz gegen Überschiebung, Unterwande- 


rung, Einsickerung, Abbröckelung? 


e) Wieweit sind Ausdehnung und Schrumpfung des Staatskörpers eine Funktion 


des Wehrwillens? 


f) Hängt das äußere Schicksal des Staates ausschließlich von Wehrbereitschaft 


und Wehrwillen des Volkes ab? 


Liegt also das Schicksal nur in ihm selbst? 


ALBRECHT HAUSHOFER: 
Literaturbericht aus der atlantischen Welt 


Groß, Herbert, Nordeuropa und das Reich. 
Handelspolitische Aufgaben Deutschlands. 
Historisch-politischer Verlag. Berlin 1933. 
Die große Bedeutung, die der wirtschaft- 

liche Austausch mit den an Bevölkerung nicht 

allzureichen, aber hochentwickelten nordischen 

Ländern für Deutschland hat, ist nicht immer 

genügend gesehen worden. So ist es verdienst- 

voll, daß einmal das wichtigste handels- 
politische Material für den deutsch-nordischen 

Bereich übersichtlich gesammelt und darge- 

stellt wurde. 

Jacobsen, Adrian, Die weiße Grenze. 
Brockhaus, Leipzig 1931. 

Ein wirklich weltbefahrener Mann erzählt 
von Menschen und Tieren rund um den 
Polarkreis in schlichter und fesselnder Weise. 
Kircheiß, Carl, Polarkreis Süd — Polar- 

kreis Nord. Als Walfisch- und Seelen- 

fänger rund um die beiden Amerika. 

Köhler, Leipzig 1933. 

Erzählungen von einer Reise, die in erster 
Linie unternommen wurde, um den Walfang 
zu studieren. K. verleugnet niemals den alten 
Seebären; was mit dem Meer zusammenhängt, 


weiß er anschaulich zu schildern; für die fei- 
neren Schwingungen fremder Länder scheint 
uns sein Seebären-Ausblick etwas zu betont 
und zu einseitig. 

Claß, Heinrich, Wider den Strom. Koehler, 

Leipzig 1932. 

Die Lebensgeschichte eines Außenseiters, 
dessen Tragik es war, niemals bis an den 
wirklichen Kern staatlicher Entscheidung vor- 
zudringen und doch genug zu sehen und zu 
wissen, um sich jene Sorgen zu machen, die 
sich die Verantwortlichen hätten machen müs- 
sen. Als historische Quelle wohl kaum kri- 
tiklos zu benutzen, gibt es doch manchen 
wertvollen historischen Hinweis, und ist er- 
füllt von tiefer Sorge um das gesamtdeutsche 
Schicksal in Europa. 

Salter, Sir Arthur, Political aspects of 


the world depression. Clarendon Press, 
Oxford 1932. 


Auf nur ı6 Seiten gibt ein wissender und 
kritischer Kopf seinen Kommentar zu den 
politischen Ursachen der Weltkrise — mit 
der inneren Souveränität und der leisen 
Ironie des weltbefahrenen Angelsachsen. 


HUMMEL: BÜCHERTAFEL 635 


Hans Hummer: Büchertafel 


Zwischenstaatliche Fragen 

ı. K.Schwendemann: Abrüstung und Sı. 
cherheit. ı. Bd., 2. Aufl. 88r S. Historisch- 
politischer Verlag, Leipzig 1933. 

Besprechung der ı. Aufl. in der „Geo- 
politik“ 1932, S. 320. Die zweite Auflage 
ist entsprechend dem erheblichen Geschwätz 

“des letzten Jahres angewachsen, sehr über- 
sichtlich geordnet, und für einen sich mit Ab- 
rüstungsfragen beschäftigenden Menschen un- 
entbehrlich. 

2. Erich Kaufmann: Probleme der inter- 
nationalen Gerichtsbarkeit. Grundfr. d. in- 
ternationalen Politik, Heft ı, 22 S. Teub- 
ner, Leipzig und Berlin 1932. Geh. RM. 1,—. 

3. Arnoid Brecht: InternationalerVergleich 
der öffentlichen Ausgaben. Grundfr. d. intern. 
Pol., Heft 2. 30 S. Teubner, Leipzig und 
Berlin 1932. Geh. RM. ı1,—. 

K. (2) erörtert sorgenvoll die Entwicklung 
der zwischenstaatlichen Gerichtsbarkeit mit 
dem Endergebnis: diese Welt ist nicht die 
beste, also auch nicht ihre selbstgewählten 
Richter. B. (3) beklagt auch die Schlechtig- 
keit dieser Welt, die ihre öffentlichen Aus- 
gaben im wesentlichen auf den Rüstungs- oder 
in unserem Falle politischen Schuldenetat be- 
schränkt. 

4. Ottmar Fecht: Vormilitärische Wehr- 
erziehung. 16 S. Barbaraverlag, München 1932. 
Geh. RM. 0,60. 

Nach einem Vergleich der militärischen 
Erziehung der Jugend der Großstaaten macht 
F. weitgehende Vorschläge zu einer Regelung 
in Deutschland, die durch die Tatsachen be- 
reits überholt sind. 


Deutschland 


ı. Friedrich Heiß hrs.: Deutsche Revolu- 
tion. Volk und Reich, Berlin 1933. 

Eine Sammlung zum großen Teil recht guter 
Bilder der deutschen Entwicklung bis 19393. 
Eine schlechte Anordnung macht die Durch- 
sicht schwer. 

2. Albert Perizonius: Die französischen 
Invasionswege in das Reich. Schr. d. Kriegs- 
gesch. Abt. im Hist. Sem. d. Univ. Berlin. 
310 S., 8 Skizzen. Junker & Dünnhaupt, Ber- 
lin 1933. Br. RM. 9,—. 

Daß Walter Elze, der bekannte Berliner 
Kriegsgeschichtler und Stefan-George-Freund, 
als erstes Werk seiner Reihe ein so eminent 
geopolitisches Werk herausstellt, verlangt Dank- 
barkeit. Im ersten Teil gibt P. eine umfang- 
reiche Schilderung der Einfallstore im west- 
lichen Deutschland, die einen interessanten 
militärgeographischen und strategischen Ver- 


such darstellt. Die geopolitischen Erkenntnisse 
dieses Abschnittes gewann P. aus seinem zwei- 
ten Teil, in dem er geschichtlich die einzelnen 
französischen Invasionskriege von 1667 an be- 
handelt. Wirklich ein Buch, das aus der Ver- 
gangenheit die Zukunft lehrt! 

3. Hermann Gackenholz: Entscheidung 
in Lothringen ıgr4. 177 S. Junker & Dünn- 
haupt, Berlin 1933. Br. RM. 8,—. 

G. greift eine wichtige Einzelphase des 
Weltkrieges heraus und macht daraus eine ab- 
gerundete Studie, die die Strategie und Tak- 
tik des Weltkrieges näherbringt. Ausführliche 
Aktenbelegung. Mit G.s Urteil über den jün- 
geren Moltke, das er aus diesem Einzelerleb- 
nis schöpft, muß man einverstanden sein. Die 
deutsche Kriegsführung kommt nicht allzu gut 
weg. 

z Walter Christaller: Die zentralen Orte 
ın Süddeutschland. 331 S., ı2 Skizzen. Fischer, 
Jena 1933. Br. RM. 14,—. 

Sehr wichtiger Beitrag zum Problemkreis 
der Verstädterung, in dem erstmalig das 
Problem von der Gesetzmäßigkeit der Ent- 
stehung einer Stadt her angepackt wird. Nach 
einer rein theoretischen Erörterung der ver- 
schiedenen Stadttypen, für die Ch. ein viel- 
leicht etwas zu kompliziertes System wählt, 
über Verbrauch, Verkehr, Reichweite, Bevöl- 
kerung usw., beschäftigt sich Ch. mit einigen 
Orten Süddeutschlands, München, Stuttgart, 
Nürnberg, Straßburg und Frankfurt. Ch. 
wirft eine Menge Fragen auf, die in den 
Spalten dieser Zeitschrift oft hervorgehoben 
wurden. 


Deutsche Grenzlande 


ı. Axel Schmidt: Ostpreußen deutsch. 78 S. 
De Gruyter, Berlin u. Leipzig 1933. 

Wer war zuerst in Ostpreußen, Germanen 
oder Slawen? Sch. weist an Hand gut gesieb- 
ten Materials den deutschen Anspruch auf 
Ostpreußen nach und spricht der polnischen 
Propaganda ein Todesurteil. Ein Ergebnis sei 
herausgegriffen, weil es noch nie so deutlich 
gesagt wurde: Polen wäre ohne das hinzu- 
geraubte Oberschlesien fast völlig autark, 
brauchte also den Korridor gar nicht — und 
noch weniger das bedrohte Ostpreußen! 

2. Josef Hanika: Ostmitteldeutsch-bayrische 
Volkstumsmischung im westkarpathischen Berg- 
baugebiet. 139 S., 7 Abb., 6 Karten. Aschen- 
dorff, Münster 1933. Geh. Rm. 5,70. Geb. 
RM. 6,70. 

Mischt sich in einer Sprachinsel die Bevöl- 
kerung, die sich aus vielen verschiedenen 
Stammesbestandteilen zusammensetzt, zu einem 
bewußten, einheitlichen Sprachinselvolkstum? 
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Eine Fragestellung, die noch für viele aus- 
landdeutsche Gebiete zu betrachten wäre, hier 
für die Sprachinseln Kremnitz und Deutsch- 
Proben positiv beantwortet wird. 

3. Paul Ostwald: Der Freiheitskampf des 
deutschen Saarlandes. 50 S. Armanenverlag, 
Leipzig 1933. 

Zur rechten Zeit eine kurz zusammen- 
gefaßte, für den Normalgebrauch handliche 
Geschichte des Saargebiets und seiner politi- 
schen und wirtschaftlichen Probleme. 

4. W. Künzel: Der Rumburger Grenzwin- 
kel. 9 S. Nordböhm. Verein f. Heimatforsch., 
Böhmisch-Leipa 1933. 

Beitrag zur Kulturgeographie der Grenz- 
räume. Es lohnte sich, die Betrachtungsweise 
K.s auf andere, ebenso kleine Grenzräume 
des deutschen Reichsumzugs auszudehnen. 


Rußland und Orient 

1. Die Sovet-Union 1917—1932. 204 S. 
Östeuropaverlag, Königsberg u. Berlin 1933. 
Kart. RM. A,—. 

Eine 1900 Nummern umfassende Biblio- 
graphie der außerhalb der Union in deutscher 
Sprache erschienenen Rußlandveröffentlichun- 
gen in ıd Jahren. Klaus Mehnert hat sich 
mit der mühevollen Arbeit ein großes Ver- 
dienst erworben. 

2. N.N. Ramming: Der Sowjetstaat. 45 S. 
Salaban, Berlin. 

R. gibt eine Übersicht über das Staatsrecht 
der UdSSR. mit sehr kurzem geschichtlichem 


Verantwortlich ist: Professor Dr. K. Haushofer, München O 27, Kolberger Str. ı8 
Verlag G. m.b. H., Berlin-Grunewald, Hohenzollerndamm 5 / He Spa 
Alfa-Papier von E. A. Geese, 
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und öffentlich-rechtlichem Abschnitt. Die Ar- 
beit ist ein Sonderdruck aus einem Handbuch 
für Rechtsanwälte. 

3. Kurt Grunwald: The Government Fi- 
nances of the Mandated Territories in the 
Near East. 106 S. Palestine Economic So- 
ciety, Tel-Aviv 1932. 

Nach einer Tatsachenschilderung der finan- 
ziellen Verhältnisse der A-Mandate überhaupt, 
der Finanzregierung der ehemaligen Türkei 
und der neueren wirtschaftlichen Entwicklung 
zerlegt G. die Finanzen der einzelnen Man- 
date una kommt schließlich zu der Feststel- 
lung, daß Wirtschaft und Finanzen der A- 
Mandate seit ihrem Bestehen eine überaus 
günstige Entwicklung zeigen, eine Beobach- 
tung, die zweifellos ıhre Richtigkeit hat, aber 
schließlich keines Beweises bedurfte. Wie die 
Finanzen der A-Mandate nach der Verselb- 
ständigung aussehen werden, ist eine zweite 
Frage (siehe die erheblichen Rüstungsaus- 
gaben im Irak!). 

4. Jean Pichon: Sur la route des Indes. 
368 S., ıo Skizzen, ı6 Tafeln. Soc. d’edit. 
geogr., marit. et colon., Paris 1932. 

P. zieht die „nötigen“ Parallelen zwischen 
dem ÖOrientfeldzug N und der Fran- 
zosen von ıgı/. Sicher haben die Franzosen 
kein besonderes Verdienst um die Örient- 
schlachten des Weltkrieges, immerhin waren 
sie dabei. Für die Kriegsgeschichte ist das 
ausführlich und gut aufgemachte Buch aber 
sicher von Bedeutung. 
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Dolk ohne Jugend 
Geburtenschwund und Überalterung des deutschen Volkskörpers 
I. Auflage vergriffen 
2. Auflage im November zu niedrigerem Preis: 
Kartoniert M. 5.50. Leinen M. 7.— 
* 
FRIEDRICH BURGDÖRFER 
Zurük zum Agrarflaat? 
Stadt und Land in volksbiologischer Betrachtung 


Lex. 8°, 154 Seiten, 47 Tafeln, 11 Schaubilder. Kartoniert M. 4.80 
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HANS HARMSEN 
Bevölkerungsprobleme frankreidhgs 


unter besonderer Berücksichtigung des Geburtenrückgangs 


8%, 212 Seiten mit 16 Karten. Leinen M. 6.40 
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Volk im ISerden 


Bentralblatt für Kulturpolitik und Erziehung 
Herausgeber: Prof. Dr. Ernit Nreieck 


Halbjährlich 3 Hefte zu je 80 Seiten NM. 4.50, Einzelbeft RR. 1.65 
. Heft 1 als Probeheft RM. 1.20 


In Verbindung mit namhaften Fübrern der Wiffenfhaft und Bildung, der höheren Schulen, Hoc 
fehulen, Bolksfhulen und der übrigen Schulgattungen foll in diefer Zeitfhrift das mweltanfchauliche 
Gedankengut der jet politifch enticheidenden völkiihen und nationalen Bewegung den notwendigen 
Aufbau, feine Vertiefung und Feftigung erfahren. Die verfchiedenen Lebensgebiete der Kultur, der 
Wiffenfchaft, der Rafle, der Erziehung, der Bildung werden in aktiviftifher Form beleuchtet. Die 
Rulturpolitit des Reiches und der Länder, insbefondere der für die Rulturpolitit maßgeblichen Mini- 
fterien, foll in diefer Zeitfchrift die Unterbauung und auch pofitiv weiterleitende Rritik erfahren. Sie 
fol Anregung und Rraft aus ihr fchöpfen können, geradefo wie in die Zeitfchrift hinein die geiftige 
und politifche Bewegung der Zeit ihren grundfäglichen Gebalt ergießen foll.- Darüber binaus 
werden die nationalen und völkifchen Organifationen und Arbeitsgemeinfchaften der Hocfchulen, 
böberen Schulen und der anderen Schularten in diefer Zeitfehrift ein Sprachrohr erhalten. Wefent- 
liches der Rulturpolitit nur, nit umfangreiche Abhandlungen, kann in der Zeitfchrift erfcheinen. 


Inhalt des zweiten Heftes: Joachim Haupt, Freie Forfehung im Dritten Neih? - Rried, Gibt 
es eine Wiffenfchaft von der Politit? - H.Glodner, Gedanken über den Einbau einer deutfchen Rörz 
perfchaft in unferen Univerfitäten - H. Teste, Nationale Bildungs und Erziehbungsarbeiten an den 
Univerfitäten - B.v. Wiefe und F. R. Scheid, 49 Thefen zur Neugeftaltung deuticher Hochfichulen — 
DW. Merd, Nehtserneuerung -— R. Benze, Der Aufbau der deutfchen Schule - H. Rugleb, Über das 
Bildungsziel der Frau - H.B. Brauße, Erziehung und Arbeitsdienft - H. Hagen, Erziebung und 
Leibesübungen -— R. Müller, Deutfches Volk und deutfcher Glaube - eine Schidfalsgemeinfchaft - 
A. Metter, Muffolini und die deutfhe Stants- und Volkslebre. 


Inhalt des dritten Heftes: Ernft Rried, Der deutfde Idealismus zwifhen den Zeitaltern - 
Joahim Haupt, Die zwei Nationen - Ernft Rried, Zum Rontordat - Hans Bogner, Das Urbild 
des Liberalen - Hans Steinacher, Die voltsdeutfche Aufgabe - Andreas Hoblfeld, Graf Brodvdorff- 
Rangau und die Saarfrage - Hermann Müller, Zur Lage in Elfaß-Lotbringen - Richard Bufc- 
Zantner, Der Weg des Sudetendeutfchtums - Ernft Domeier, Technifche Hochfchule und Landes- 
verteidigung — Be Schmittbenner, Die Wehrkunde und ihr Lehrgebäude - Hans Venatier, Die 
Zunft der Künfte - Werner Jäger, Die Erziehung des politifchen Menfchen und die Antike - 
Martin Luferke, Die nordifche Landihaft als Erzieher - RH Meinele, An den Deutfchlebrer der 
neuen deufchen Schule. Kleine Beiträge: Don den Hochfchulen - Die Landalademie (von Franz 
Rod) - Die Aufgabe der Naturwiflenfhaften - Dritter Humanismus - Blid auf Frankreich 
a en Volk und nationalfozialiftifhe Partei - Um das neue Gefchichtsbild - Arbeits- 
ont der Frauen. 
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BSebölkerungspolitik 


HERAUSGEBER: 


Dr. F. Burgdörfer, Direktor der Bevölkerungspolitischen Abteilung beim Statistischen 
Reichsamt- Dr. Gütt, Ministerialrat im Reichsministerium des Innern - Dr. Hans Harmsen, 
Leiter der Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundung - Dr. Ruttke, Reichsausschuß für 
Volksgesundheitsdienst E.V. - Prof. Dr.H. Zeiss, Regierungsrat im Reichsgesundheitsamt 


SCHRIFTLEITUNG: 


Kurt Vowinckel, Berlin-Grunewald, Hohenzollerndamm 83 


IV. Jahrgang des Archivs für Bevölkerungspolitik - Zweimonatlich 
ein Heft von 64 Seiten - Einzelheft M. 2.— - Jahrgang M. 10.— 


INHALT VON HEFT 1 OKTOBER: 


AUFSÄTZE: Ministerialrat Dr. Gütt: Grundsätzliches 
zur deutschen Bevölkerungspolitik - Direktor Dr. F.Burg- 
dörfer, Die neue deutsche Volkszählung - Professor 
Dr. H. Zeiss, Aufgaben einer Volkskunde. Grund- 
sätzliche Fragen zur Wissenschaft vom Volkskörper. Bevöl- 
kerungspolitische Maßnahmen in der Zigarettenindustrie. 
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KARL SPRINGENSCHMID 


Die Staaten 
als Lebewesen 


| Geopolitisches Skizzenbuch 


1933. 12 Seiten Text und 
244 Schwarz - Weiß - Zeich- 
nungen auf 64 Tafeln in 
Größe 19 x 29 cm 


Mit Vorwort von Univ.- 
Prof. Dr. Karl Haushofer 


Geh. M. 4.40; Halbl. M. 5.40 


„Das Werk will der oft erhobenen 
Forderung nach einer einpräg- 
samen Landkarte gerecht wer- 
den und löst diese Aufgabe ausge- 
zeichnet. Deutschlands Mittel- und 
Grenzlage in der Geschichte, der 
mangelnde Schwerpunkt, die Wir- 
kungen des Friedensvertrages auf 
Hoheit und Sicherheit, die deutsch- 
französischen Machtfaktoren und 
Kraftlinien, die Schweiz und Italien, 


| das Mittelmeer und die Adria, die 


Lage Polens, Rußlands und Eng- 
lands — und so fort wird das Welt- 
bild in Skizzen und Kraftlinien auf- 
gelöst, um zum Schluß die Aufteilung 
des Raumes zu zeigen. Ein vorzüg- 
liches Hilfswerkzeug für geopolitische 
Studien und Arbeiten.“ 


Marine-Rundschau, herausgegeben im 
Reichswehrministerium, 1933, Heft 7 


Verlag Ernst Wunderlich 
Leipzig / Roßplatz 14 
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Ständisches Leben 
Blätter für organische Gesell- 
schafts- und Wirtschaftslehre 


Herausgeber: Othmar Spann 
Erscheint monatlich, das Heft zu M. 1.50 


Bücherei 


des Ständestaates | 


Preis je M.0.80 
Prof. Othmar Spann: 


Die Irrungen des Marxismus 
: Dr. Wilhelm Longert: 


Liberale oder organische 
Staats- u. Wirtschaftsordnung 


Prof. Othmar Spann: 
Hauptpunkte der universali- 
stischen Staatsauffassung 
Prof. Walter Heinrich: 
Staat und Wirtschaft 

: Dr. Wilhelm Wernet: 
Das Handwerk in der beruf- 
ständischen Wirtschaft 
Dr. Paul Karrenbrock: 


Recht und Wirtschaft in der 
ständischen Ordnung 


Vom Wesen des Volkstums 
Was ist deutsch ? 


Von Professor Othmar Spann 


3. Auflage (16. bis 20. Tausend) 
Preis: gebunden M. 1.60, geheftet M. 1.40 
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